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46. Sitzung 

Bonn, den 20. Juni 1973 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung wird die Tagesordnung um 
die in der Ihnen vorliegenden Liste aufgeführten 
Vorlagen ergänzt. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Das ist der Fall. Die Erweiterung der Tages-
ordnung ist damit beschlossen. 

Ich schlage vor, daß wir diese Punkte sofort be-
handeln und über die auf den Drucksachen 7/845 
und 7/846 vorliegenden Anträge der Einfachheit 
halber gemeinsam abstimmen. — Das Haus ist damit 
einverstanden. 

Ich rufe also die Zusatzpunkte 1 und 2 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, CDU/CSU betr. Wahl der Mitglieder des 
Rundfunkrates der Anstalt des öffentlichen 
Rechts „Deutsche Welle" 
— Drucksache 7/845 — 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, CDU/CSU, FDP betr. Wahl der Mit-
glieder des Rundfunkrates der Anstalt des 
öffentlichen Rechts „Deutschlandfunk" 
— Drucksache 7/846 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Abstimmung über die An-
träge auf diesen beiden Drucksachen. Wer den An-
trägen zustimmen will, der gebe sein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Anträge 
sind einstimmig angenommen. Damit sind die Mit-
glieder der Rundfunkräte der Anstalten des öffent-
lichen Rechts „Deutsche Welle" und „Deutschland-
funk" gewählt. 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, meine 
Damen und Herren, daß für die heutige Fragestunde 
nur noch der Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen mit vier Fragen zur Beantwortung 
ansteht. Die Fragestunde wird daher voraussicht-
lich nur kurze Zeit in Anspruch nehmen. Ich möchte 
Sie daher bitten, sich darauf einzurichten, daß die 
Beratungen nicht erst um 14 Uhr, sondern unmittel-
bar nach Beantwortung dieser vier Fragen fortge-
setzt werden. 

Wir kommen nun zu Punkt III der Tagesordnung: 

Dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1973 (Haushaltsgesetz 1973) 
— Drucksachen 7/250, 7/599, 7/721 bis 7/748 — 

Zusammenstellung der Beschlüsse des Bun-
destages in zweiter Beratung 
— Drucksache 7/839 — 

Dazu eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Möller. 

Dr. h. c. Dr. -Ing. E. h. Möller (SPD) : Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Traditionsge-
mäß ist die Haushaltsdebatte eine allgemeinpoli-
tische; denn ohne Geld gibt es keine Politik. Ich 
will deshalb auch sofort auf den politischen Kern 
der Haushaltsdiskussion hinweisen. 

Herr Kollege Barzel hat aus seiner Sicht auf die-
sen Kern bereits anläßlich der ersten Lesung des 
Bundeshaushalts verwiesen. Er machte seinerzeit 
die Entdeckung, daß die Sozialdemokraten ein ande-
res Ordnungsbild als die Unionsparteien haben. 
Vielleicht hätte er seiner Partei vieles erspart, wenn 
er dieses Politikum schon früher so offen heraus-
gestellt und daraus die entsprechenden Konsequen-
zen gezogen hätte. Wie dem auch sei: Politik be-
steht darin, daß man ein eigenes Ordnungsbild hat, 
und erfolgreiche Politik besteht darin, daß man ein 
besseres Ordnungsbild besitzt als die politischen 
Gegner. 

Nachdem ich die verschiedenen Äußerungen der 
Opposition zum Bundeshaushalt 1973 zur Kenntnis 
nehmen mußte und mir auch noch einmal die Debatte 
zur ersten Lesung vor Augen geführt habe, bleibt 
festzuhalten, daß es offenbar große Schwierigkeiten 
bereitet, für die Unionsparteien ein einheitliches 
und verbindliches Ordnungsbild zu entdecken. 

Bei diesem Bundeshaushalt war und ist der 
Hauptangriffspunkt Ihrer Kritik die von Ihnen be-
hauptete Nicht-Konformität von Konjunktur und 
Budget. 

Der Bundeshaushalt 1973, ergänzt durch die sta-
bilitätspolitischen Maßnahmen vom Mai, steht un-
ter dem Zeichen angestrengter Bemühungen um 
Stabilität und Konjunkturgerechtigkeit. Die Bundes-
regierung hat immer wieder  bewiesen,  daß sie ihre 
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Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 

Verantwortung für die gesamtwirtschaftliche Kon-
junktursteuerung sehr ernst nimmt und die hier 
gestellten Aufgaben im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten mit großer Sorgfalt erfüllt. Gestatten 
Sie mir, hierzu der CDU CSU-Bundestagsfraktion — 
sie hört es allerdings zum wiederholten Male — 
folgendes zu sagen: 

Sie befinden sich in einem Widerspruch, wenn 
Sie weniger Staatsaktivität und mehr Unternehmer-
freiheit, geringere Steuern und mehr Staatsleistung 
verlangen. Trotzdem erwarten Sie, daß der Staat 
das — gesamtwirtschaftlich gesehen — Fehlverhal-
ten von Unternehmern und Privaten korrigiert. 

Ich habe mich deshalb besonders gefreut, daß 
Herr Dr. Sohl, der Präsident des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie, in einem Schreiben an die 
Mitgliedsverbände und Landesvertretungen des 
BDI vom 12. Juni 1973 folgende Bitte gerichtet hat: 

Deshalb richte ich folgenden Appell an Sie: 
Jeder, der Entscheidungen trifft, die Auswir-
kungen auf Kosten, Preise und öffentliche Aus-
gaben haben, sollte heute schon von einem 
Erfolg des Programms ausgehen. 

Gemeint ist das Stabilisierungsprogramm dieser 
Bundesregierung. — Und Herr Sohl fügt einen letz-
ten Satz hinzu: 

Für uns heißt das im Sinne meiner Mahnung in 
Stuttgart, strengste Maßstäbe in der Kalkula-
tion anzulegen. 

Wir sind offenbar an einem Punkt gekommen, wo 
das marktwirtschaftliche System eine sehr schwere 
Bewährungsprobe zu bestehen hat. Rudolf Herlt 
schreibt in der „Zeit" vom 8. Juni 1973: 

Adam Smith mag sich angesichts der gegenwär-
tigen Krise des marktwirtschaftlichen Systems 
im Grabe umdrehen. Dieses freiheitliche System 
funktioniert nur, wenn ein Mindestmaß an Ver-
trauen alle beteiligten Gruppen daran glauben 
läßt, daß sie das gleiche Ziel verfolgen. 

(Abg. Schmöle: Sehr wahr!) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, tatsächlich die Marktwirtschaft erhalten 
wollen, kann ich nicht verstehen, wieso nicht ge-
rade Sie die Stabilitätsvorschläge der Bundesregie-
rung voll unterstützen, daß Sie vielmehr durch Ihr 
Verhalten die Stabilitätspolitik immer wieder ge-
fährden. Aber vielleicht sind Sie auf eine beson-
dere Weise Anhänger der Marktwirtschaft, indem 
Sie die Hoffnung pflegen, daß eine große Krise Sie 
wieder an die Macht bringen könne. 

(Oh-Rufe! bei der CDU/CSU.) 

Diese Krise aber, meine Damen und Herren von 
der Opposition, wird nicht stattfinden, 

(Beifall bei der SPD) 

weil die Bundesregierung den festen Willen und 
die Fähigkeit hat, 

(Zuruf des Abg. Reddemann) 

den drängenden Fragen mit Sachverstand und 
Zähigkeit zu begegnen. Wir sind gewiß, daß unser 

Verhalten -- Ihrer Obstruktion zum Trotz — von 
allen Gutwilligen richtig verstanden wird. 

(Abg. Reddemann: Aha, die Gutwilligen! 
Und wir sind die Böswilligen! — Weitere 

Zurufe von der CDU CSU.) 

— Sie könnten sich — und deswegen habe ich das 
Zitat gebracht — ein Beispiel nehmen an dem Rund-
schreiben, das der Vorsitzende des Bundesverban-
des der Deutschen Industrie am 12. Juni an die Mit-
gliedsverbände gerichtet hat. Sie werden ja nicht 
gerade behaupten, daß Herr Sohl ein Anhänger die-
ser Bundesregierung und dieser Koalition ist. Es 
gibt aber in so schwierigen Situationen Persön-
lichkeiten, die aus der parteipolitischen Schablone 
herauswachsen und die das große Ganze für das 
deutsche Volk und für die Wirtschaft für wichtiger 
halten als kleinkarierte parteipolitische Interessen. 

(Abg. van Delden: Da sollten Sie sich mal 
in Sachen Versicherungen ein Beispiel neh

-

men!) 

— Ich glaube, Herr Kollege van Delden, Sie haben 
in dem Punkt Versicherungen einen Komplex, den 
ich als Bundestagsabgeordneter nicht zu heilen ver-
mag. Es gibt andere Berufe, die dafür zuständig 
sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. h. c. Dr. -Ing. E. h. Möller (SPD) : Bitte 
sehr! 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Möller, haben Sie bei diesen Worten auch an die 
Entscheidungen gedacht, die Sie an der Wende 
Februar/März 1970 durch Ihre Fraktion nicht haben 
treffen lassen, sondern bis nach den Landtagswahlen 
im Sommer 1970 verschoben haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Ach, 
Herr von Bismarck, das sind doch nun wirklich alte 
Kamellen. 

(Beifall bei der SPD. — Gelächter bei der 
CDU/CSU. — Abg. Dr. Marx: Daß er mal 
Minister war, ist auch eine „alte Kamelle"! 
— Abg. Reddemann: Sind das „alte Kamel

-

len", wenn wir sagen, was Sie früher alles 
falsch gemacht haben? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

— Sie verstehen, Herr Kollege von Bismarck, doch 
etwas von Wirtschaft. Wir mußten im Spätherbst 
1969 verspätet die D-Mark-Aufwertung vornehmen. 
Sie werden doch zugeben, daß man im Hinblick auf 
weitere binnenwirtschaftliche Maßnahmen zunächst 
einmal verläßliche Daten abwarten mußte. Daß sol-
che Daten zu diesem Zeitpunkt nicht vorlagen, kön-
nen Ihnen alle Sachverständigen bestätigen. Bei 
einem Vorgang wie der D-Mark-Aufwertung hat 
man, nicht zuletzt auch angesichts der von Interes-
senten immer wieder aufgestellten Behauptung, das 
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sei der Todesstoß für den Export, besonders vor-
sichtig zu operieren. Das war damals die Pflicht der 
Bundesregierung, und das war auch die Pflicht des 
damals amtierenden Bundeswirtschaftsministers. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, Bund und Länder sind 
nach § 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft verpflichtet, bei 
ihren wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen 
die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts zu beachten und durch den gezielten Ein-
satz des haushalts-, kredit- und steuerpolitischen 
Instrumentariums zur Steuerung der Konjunktur 
und des Wirtschaftswachstums beizutragen. Die Ver-
wendung der Worte „beachten" und „beitragen 
macht deutlich, daß die Bundesregierung nicht die 
alleinige Verantwortung für die gesamtwirtschaft

-

liche Entwicklung innehat. Vielmehr haben die 
Handlungsmöglichkeiten anderer Entscheidungsträ-
ger in der Wirtschaft — auch außerhalb unserer 
Grenzen — einen unabhängigen, aber um so ge-
wichtigeren Einfluß. Ich nenne die Tarifpartner, die 
Anbieter und Nachfrager im Inland und insbeson-
dere auch im Ausland, alle öffentlichen Körperschaf-
ten und die Deutsche Bundesbank als autonome 
Hüterin unserer Währung. Diese Aufzählung ist 
nicht vollständig, macht aber deutlich, daß die unter-
schiedlichen Interessenlagen zu Konflikten führen 
müssen, die in einem demokratischen Staatswesen 
nicht auf dem Verordnungswege beseitigt werden 
können. 

Daher ist die in § 2 Abs. 1 des Stabilitätsgesetzes 
aufgestellte Forderung, durch „gleichzeitiges, auf-
einander abgestimmtes Verhalten" die wirtschaft-
liche Entwicklung vorauszubestimmen, nach allen in 
diesen Jahren gemachten Erfahrungen geradezu eine 
Überschätzung der, wie manche meinen, grenzen-
losen Einflußmöglichkeiten staatlicher Wirtschafts-
politik. Das Verhalten aller am Wirtschaftsprozeß 
Beteiligten resultiert in unserer Wirtschaftsordnung 
in erster Linie aus der Eigenverantwortlichkeit, de-
ren Beeinflussung sich weitgehend staatlichen Regel-
mechanismen entzieht. Auch Institutionen, die dazu 
geschaffen wurden, diese „offene Flanke" zu schlie-
ßen — ich erinnere an die „Konzertierte Aktion" —, 
sind überfordert. Seit der Verkündung des Stabili-
tätsgesetzes vor sechs Jahren sieht sich jede Bun-
desregierung übersteigerten Erwartungen ausge-
setzt, wenn es um die in § 1 genannten wirtschafts-
politischen Ziele geht. 

Zu der schon genannten Entscheidungsfreiheit der 
unabhängigen Wirtschaftssubjekte kommt noch eine 
Anzahl anderer Komponenten hinzu, die jedem, der 
in ökonomischen Denkkategorien zu urteilen ver-
mag, verdeutlichen, wie unsinnig es ist, dem Bun-
deshaushalt eine Lückenbüßerfunktion zumuten zu 
wollen. 

Diese Erkenntnis ist schon aus einem einfachen 
Vergleich makroökonomischer Größenordnungen zu 
gewinnen. Das gerade von der Opposition häufig 
kritisierte Gesamtvolumen des Bundeshaushalts 
1973 und insbesondere dessen Steigerungsrate muß 
doch im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt gese

-

hen werden. Wer anders vorgeht, verirrt. sich in (1 
 leichtfertige und oberflächliche Kritik. Ein Bundes-

etat in Höhe von rund 120 Milliarden DM für das 
Jahr 1973 kann keine Herausforderung sein, wenn 
dieser Größe das zu erwartende diesjährige Brutto-
sozialprodukt in Höhe von rund 950 Milliarden DM 
gegenübergestellt wird. Ähnlich verhält es sich bei 
den Daten für die Investitionen. Bei einer volkswirt-
schaftlichen Gesamtinvestition in der Bundesrepu-
blik in Höhe von 247 Milliarden DM betragen die in 
diesem Etat veranschlagten investiven Ausgaben 
des Bundes rund 20 Milliarden DM. Hinzu kommt, 
daß der Bundeshaushalt weit weniger als die Hälfte 
vom Gesamtvolumen aller öffentlichen Haushalte 
— das sind rund 280 Milliarden DM — ausmacht. 

Allein aus diesen Zahlenbeispielen läßt sich able-
sen, welche Effektivität man von einer antizyklischen 
Haushaltspolitik des Bundes erwarten kann, wenn 
bei offener außenwirtschaftlicher Flanke der ent-
scheidende Beitrag von den Gebietskörperschaften 
sowie von Investoren und Konsumenten in der 
Volkswirtschaft fehlen würde. 

Aus diesen Überlegungen heraus ergibt sich eine 
zwingende Notwendigkeit. Es bedarf zur Bewälti-
gung wirtschafts- und konjunkturpolitischer Pro-
bleme — damit ist derzeit insbesondere die Entwick-
lung des Preisniveaus angesprochen — der Partner-
schaft nicht nur auf internationaler Ebene, sondern 
aller am Wirtschaftsprozeß Beteiligten. Nur so las-
sen sich die schwierigen volkswirtschaftlichen Auf-
gaben, die uns gerade jetzt gestellt sind, erfüllen 
und bewältigen. Es gibt keine alleinige Gesamtver-
antwortung des Bundeshaushalts für den Verlauf 
der Konjunktur unserer Wirtschaft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

So hat der Präsident der Deutschen Bundesbank 
aus Anlaß des 25. Jahrestages der Währungsreform 
an alle sozialen und wirtschaftlichen Gruppen in der 
Bundesrepublik einen Appell gerichtet, die Deutsche 
Bundesbank und die Bundesregierung in ihrem 
Kampf um die Wiedergewinnung der Preisstabilität 
nicht im Stich zu lassen. Ich darf folgenden Satz 
des Herrn Präsidenten Klasen zitieren: 

Wir sind jetzt an einem ganz entscheidenden 
Punkt angelangt, an dem a 11 e eine Verpflich-
tung haben, damit der opferreiche Versuch, zur 
Stabilität zurückzukehren, auch bald Erfolg hat. 

Der Staatshaushalt, meine Damen und Herren, hat 
viele Funktionen; eine davon ist, Instrument der 
Konjunktursteuerung zu sein. Die Unzahl der An-
forderungen an den Bundeshaushalt auf allen wirt-
schafts-, finanz- und gesellschaftspolitischen Gebie-
ten bringt Konflikte mit sich. Diese sind aber doch 
nur dadurch zu bewältigen, daß keine der Funk-
tionen überfordert wird. Das ist dann der Fall, wenn 
man den Wünschen vieler Besserwisser nachgeben 
und die Stabilitätspolitik einseitig auf die Ausgaben-
seite des Bundeshaushalts konzentrieren würde. 
Lassen Sie mich hierzu einige Sätze aus dem Sonder-
gutachten des Sachverständigenrates zur konjunk-
turpolitischen Lage im Mai 1973 zitieren. Es heißt 
unter Ziffer 19: 
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Es geht auch gegenwärtig gar nicht darum, der 
staatlichen Ausgabenpolitik eine den öffent-
lichen Aufgaben unzuträgliche antizyklische 
Lückenbüßerrolle zuzuweisen, dergemäß der 
Staat mit seinen Ansprüchen zurückzutreten 
hätte, wenn die Privaten sich im konjunkturel-
len Aufschwung vordrängen. Selbst eine Kür-
zung der Ausgaben um etliche Milliarden Mar k . 
machte die Haushalte auf der Ausgabenseite 
noch nicht antizyklisch. Es geht vielmehr aus-
schließlich daraum, daß die öffentliche Hand sich 
im Aufschwung nicht selbst vordrängt. 

Diese gutachtliche Äußerung setzt die Maßstäbe 
meines Erachtens richtig und sollte von den Kritikern 
unserer Arbeit endlich einmal beachtet werden. 

Meine Damen und Herren, unter Beachtung dieses 
Grundsatzes aus dem Sondergutachten des Sachver-
ständigenrats hat die Bundesregierung den Bundes-
haushalt 1973 nach den stabilitätspolitischen Erfor-
dernissen ausgerichtet. Das bedeutet für die Aus-
gabenseite eine Beschränkung des Haushaltsvolu-
mens auf rund 120 Milliarden DM. Von einem Vor-
drängen der öffentlichen Hand im derzeitigen boom-
artigen Aufschwung kann keine Rede sein. Unter 
Berücksichtigung des Zweiten Stabilitätsprogramms 
werden die öffentlichen Gesamthaushalte im Jahre 
1973 keinen expansiven Effekt mehr auf die Kon-
junktur ausüben, wie das noch unter anderen Vor-
aussetzungen im Sondergutachten unter Textzifter 8 
vorausgesagt wurde. Im Gegenteil, es wird sogar 
ein konjunkturell kontraktiver Effekt in der Größen-
ordnung von einigen Milliarden DM erwartet. 

Sie sind in Ihrer Mehrheit offenbar immer noch 
Verfechter der antiquierten Lehrmeinung, daß wir 
mit der öffentlichen Nachfrage noch große Konjunk-
turpolitik machen könnten. Dazu haben sich die Ge-
wichte in der volkswirtschaftlichen Gesamtnachfrage 
zu sehr verlagert. Daneben ist die Bedarfsdeckungs-
funktion der öffentlichen Haushalte für die langfri-
stige Entwicklung unserer Gesellschaft von so gra-
vierender Bedeutung, daß sehr sorgfältig überlegt 
werden muß, inwieweit man die öffentliche Aus-
gabenpolitik noch zur Dämpfung der Nachfrage her-
anziehen kann. 

Ein weiterer, sachlich wenig fundierter Vorwurf, 
der damit auf die sogenannten schwachen Punkte 
des Regierungsprogramms hinweisen will, ist die Be-
hauptung, die außenwirtschaftliche Absicherung sei 
ausgeklammert. Mit einiger Sorge nehme ich die 
Dürftigkeit dieser Argumentation zur Kenntnis; ist 
sie doch Ausdruck der Unfähigkeit und Hilflosigkeit, 
konstruktive Kritik am stabilitätsbewußten Verhal-
ten der Bundesregierung zu üben. Gerade der Vor-
wurf einer mangelnden außenwirtschaftlichen Ab-
sicherung ist ganz sicher nicht gerechtfertigt. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Der Beschäftsbericht der Deutschen Bundesbank 
stellt ausdrücklich fest, daß unter den gegenwärtigen 
Bedingungen des Blockfloatings keine neuen massi-
ven Devisenzuflüsse wahrscheinlich sind. 

Ich kann wirklich nicht verstehen, daß die Wir-
kungen der immer stärker werdenden Verflechtung 
der internationalen Waren- sowie der Geld- und 

Kapitalmärkte auf unsere inländische Stabilitäts-
politik von der Opposition kaum beachtet werden. 
Die Bundesregierung hat unter Berücksichtigung der 
Lage in der Weltwirtschaft und insbesondere in-
nerhalb der EG-Länder stets auf die Notwendigkeit 
einer gemeinsamen Stabilisierungspolitik hingewie-
sen. In diesem Zusammenhang erinnere ich an die 
wichtige Entscheidung der EG-Partnerstaaten vom 
März dieses Jahres, durch die unter Beteiligung von 
fünf Mitgliedstaaten eine gemeinsame Währungs-
politik vereinbart werden konnte. Vorausgegangen 
war eine dreiprozentige Aufwertung unserer D-
Mark. Diese Vorleistung machte erst eine Einigung 
innerhalb der EG-Staaten möglich und war zugleich 
Bestandteil unserer stabilitätspolitischen Bemühun-
gen zu Beginn dieses Jahres. Die währungspolitische 
Vereinbarung hat uns gegen unerwünschte Liqui-
ditätszuflüsse abgeschirmt und eine gefährliche 
Quelle der Instabilität beseitigt. 

Meine Damen und Herren, die sozialliberale Bun-
desregierung strebt eine ausgewogene Entwicklung 
der öffentlichen Aufgabenerfüllung an. Das setzt vor-
aus, daß die für die Gesamtentwicklung bedeut-
samen haushaltspolitischen Entscheidungen, die Kon-
junkturmaßnahmen im Bereich der Finanzpolitik so-
wie der mehrjährigen Finanzplanungen so weit wie 
möglich zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ab-
gestimmt und miteinander koordiniert werden. 
Diese Aufgabe obliegt, wie Sie wissen, dem im Jahre 
1968 geschaffenen Finanzplanungsrat, dessen wich-
tigste Funktionen in § 51 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes verankert sind. Es handelt sich darum, 

— Empfehlungen für eine Koordinierung der 
Finanzplanungen des Bundes, der Länder sowie 
der Gemeinden und der Gemeindeverbände zu 
geben, 

— bei diesen Empfehlungen abgestimmte volks- und 
finanzwirtschaftliche Annahmen für die Finanz-
planungen zugrunde zu legen und 

— Schwerpunkte für eine den gesamtwirtschaft-
lichen Erfordernissen entsprechende Erfüllung der 
öffentlichen Aufgaben zu ermitteln. 

Der Finanzplanungsrat hat damit weder die Be-
fugnis, Entscheidungen zu fällen, noch die Möglich-
keit, seine Empfehlungen uneingeschränkt und auf 
allen Ebenen durchzusetzen. Die Kritik, die in letzter 
Zeit am Finanzplanungsrat geübt wurde, finde ich in-
soweit nicht gerechtfertigt. Sie überschätzt einfach 
die Möglichkeiten und verkennt zugleich die Gren-
zen, die dem Finanzplanungsrat bei der Ausübung 
seiner Koordinierungsaufgabe gezogen sind. 

Auch in der dritten Lesung muß ich auf eine Fehl-
leistung des neuen Vorsitzenden der CDU/CSU-
Fraktion in seiner Rede vom Montag zurückkommen. 
Herr Kollege Professor Carstens hat ein Zitat des 
Sachverständigenrats aus dem Sondergutachten vom 
Mai 1973 aufgegriffen und sowohl falsch zitiert 
als auch falsch interpretiert. Im Zusammenhang mit 
einer nicht realisierten Empfehlung des Finanzpla-
nungsrats vorn September 1972, das Haushaltsvolu-
men aller Gebietskörperschaften 1973 auf 276 Mil-
liarden DM zu begrenzen — diese Obergrenze wurde 
schon wenig später um fast 9 Milliarden DM über-
troffen —, sagt der Sachverständigenrat folgendes: 
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... man müßte wohl hinnehmen, daß die Öffent-
lichkeit den Stand der Finanzplanung in die-
sem Lande, insbesondere deren Koordinations-
formen, als einen Skandal betrachtet. 

Das steht im Sondergutachten vom Mai 1973, Zif

-

fer 14, 5. Absatz — Bundestagsdrucksache 7/530 —. 

Was hat Herr Kollege Carstens aus dieser Be-
hauptung gemacht? Ich zitiere: 

Der von der Bundesregierung selbst eingesetzte 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, der als ein 
Gremium angesehener Persönlichkeiten der 
Wissenschaft seine Worte zu wägen pflegt, 

— was man von dem neuen Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Fraktion nicht sagen kann, das ist ein 
Zwischensatz — 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx: Das war ein dummer Zwischen

-

satz, Herr Möller!) 

hat die Finanzplanung der Bundesregierung 
kürzlich als Skandal bezeichnet. Ich muß Ihnen 
sagen, das ist eine Kritik, die vor Ihnen noch 
keiner Bundesregierung widerfahren ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

— Sie ist auch dieser Bundesregierung nicht wider-
fahren; aber das hat Professor Carstens nicht ge-
merkt.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte glauben, daß es in der gesamten 
westlichen freien Welt — von den anderen 
Staaten will ich in diesem Zusammenhang gar 
nicht sprechen — keinen Parallelfall dafür gibt, 
daß das von der Bundesregierung selbst einge-
setzte Gremium zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung die Maßnahmen 
der Regierung als Skandal bezeichnet. 

Ich kann nur sagen: Ich kenne keinen Parallelfall, 
daß der Vorsitzende einer großen Fraktion zu sol-
chen Fehlschlüssen kommt auf Grund einer von ihm 
aufgestellten Behauptung, die völlig falsch ist und 
die sich in dem Gutachten des Sachverständigenrates 
nicht befindet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. von Bismarck: Sie müssen mal die 
Reden von Herrn Wehner nachlesen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich muß fragen: Warum haben Sie, Herr Kollege 
Carstens, noch keine Erklärung abgegeben, in der 
Sie bedauern, daß Ihnen — ich formuliere jetzt sehr 
zurückhaltend — ein solches Malheur passiert ist? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La-
chen bei der CDU/CSU. — Abg. Gerster 
[Mainz] : Dem Kanzler die Füße küssen, 
das ist wohl die Aufgabe der Opposition!?) 

— Meine Damen und Herren, wenn Sie eine solche 
Vorhaltung mit Lachen quittieren, könnte man 
elegische Betrachtungen über die Parlamentsmoral 
anstellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Man muß immer wieder feststellen, daß Sie in weit 
weniger wichtigen Dingen sehr empfindlich sind. Ich 
meine, es gehört doch zur Sauberkeit und zur Fair-
neß in diesem Parlament, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Abg. 
Reddemann: Sie haben es nötig, von 
Sauberkeit zu reden! — Abg. Dr. Marx: 

Sauberkeit aus eurem Mund!) 

daß man sich von einer Erklärung distanziert, die 
auf einer, wie ich sagen möchte, völlig falschen Vor-
aussetzung basiert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann: Daß Sie das Wort „Sauberkeit" 

jetzt überhaupt in den Mund nehmen!) 

— Mein sehr verehrter Herr Kollege, ich kann das 
Wort „Sauberkeit" ebenso wie jeder Kollege aus 
meiner Fraktion sehr wohl in den Mund nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Marx: Jeder Kollege, sagen Sie?) 

Bleiben wir doch bei diesem ganz konkreten Fall. 
Wenn Sie das, was ich hier — sehr vorsichtig formu-
liert — vorgetragen habe, 

(Zuruf von der SPD: Vornehm!) 

mit Lachen quittieren, kann ich wohl Zweifel an-
melden, wenn Sie einen Zwischenruf machen, der 
sich auf Sauberkeit bezieht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bin überzeugt davon, daß Herr Kollege Carstens 
hierauf reagieren wird. Auf diese Reaktion bin ich 
ebenso wie meine Fraktion sehr gespannt. 

(Abg. Reddemann: Sie wechseln das Niveau 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— So weit kann es in der kurzen Zeit seiner Frak-
tionsführung nicht gekommen sein, daß Herr Car

-

stens nicht auf sein eigenes sauberes Urteil ver-
traut, wenn er hier im Parlament eine solche Frage 
gestellt bekommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich sage das auch deswegen, weil es wichtig ist, 
daran zu denken: Wehret den Anfängen! 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, zur Institution des 
Finanzplanungsrats möchte ich noch kurz auf folgen-
des hinweisen. Wie die Ergebnisse der Tätigkeit aller 
vergleichbaren koordinierenden Gremien, die selbst 
keine Entscheidungsbefugnisse haben, so sieht auch 
das Ergebnis der Tätigkeit des Finanzplanungsrates 
in den Augen jener bescheiden aus, die diese Tätig-
keit unter wirklichkreitsfernen Voraussetzungen 
und Zielvorstellungen betrachten. Gemessen an den 
verfassungsmäßigen Grenzen und realen Gegeben-
heiten ist das, was der Finanzplanungsrat in den 
wenigen Jahren seiner Tätigkeit bereits erreicht 
hat, ein echter Fortschritt in Richtung einer Bund-
Länder-Zusammenarbeit, die sich von den Grund-
sätzen eines kooperativen Föderalismus leiten läßt. 
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Gerade im Hinblick auf die gesetzestechnische 

Abwicklung der beiden Stabilitätsprogramme dieser 
Bundesregierung verweise ich auch auf die erfolg-
reichen Vermittlungsergebnisse, die im Bundesrat 
bzw. im Vermittlungsausschuß erzielt werden konn-
ten. 

Die Opposition versucht selbst heute noch — 
wohl mehr wegen der fehlenden eigenen Alter-
native —, die Fiktion von der Finanzkrise aufrecht-
zuerhalten. Sie unterliegen Wunschträumen, wenn 
Sie meinen, der Bevölkerung durch ständiges Be-
schwören eine Finanzkrise einreden zu können; 
Sie sagen, es stünde schlecht um Wirtschaft und 
Staatsfinanzen. 

(Abg. Baron von Wrangel: Herr Möller, 
haben Sie das Klasen-Interview von heute 

morgen nicht gelesen?) 

Ich erinnere mich gut an die Äußerungen des Herrn 
Kollegen Strauß im August vorigen Jahres, daß die 
Bundesregierung versuche — ich zitiere — „in 
einem großangelegten Täuschungsmanöver die Krise 
der Staatsfinanzen bis zum Wahltag zu vertuschen". 

(Abg. Baron von Wrangel: Herr Möller, 
haben Sie das Klasen-Interview von heute 

morgen noch nicht gelesen?) 

— Nein, wie kann ich das heute morgen gelesen 
haben? 

(Abg. Baron von Wrangel: Was, das haben 
Sie nicht gelesen?) 

— Das Klasen-Interview? Nein! 

(Abg. Baron von Wrangel: Das ist ganz 
interessant!) 

— Ich bin sehr gespannt darauf, was es enthält. 

(Abg. Dr. von Bismarck: Sie müssen ein 
bißchen früher aufstehen!) 

— Ich stehe früh genug auf, Herr von Bismarck. Im 
übrigen braucht das nicht Ihre Sorge zu sein. 

In den gleichen Tagen stellte die CDU/CSU war-
nend fest — ich zitiere wieder —: 

Der Ausgabenbedarf wächst ins Unermeßliche. 
Die Defizitlawine rollt. Selbst bei jährlichen 
Steuererhöhungen in Milliardenhöhe, von 
denen diese Bundesregierung immer häufiger 
spricht, ergibt sich ein stabilitätspolitisch unver-
tretbarer Kreditbedarf. 

So weit das Zitat. 

Es ist wohl die Frage erlaubt, ja, sie drängt sich 
auf, ob die Urteile der Opposition über die heutige 
Finanzpolitik zutreffender sein sollen als die dau-
ernden offensichtlichen Fehlurteile der Vergangen-
heit. 

Meine Damen und Herren, da Ihnen inzwischen 
offensichtlich klar wurde, daß Sie in politisch nicht 
zu verantwortender Naivität in der Außenpolitik 
die einzige Partei in Europa sind, die noch immer 
auf einen Zug wartet, der schon längst abgefahren 
ist, hoffen Sie in ,der Innenpolitik — und hier spe-
ziell bei ,den öffentlichen Finanzen — einen Ansatz-
punkt zur Bekämpfung der Bundesregierung zu fin- 

den. Mit einer solchen Strategie offenbaren sich 
Symptome des eingebildeten Kranken: Wenn man 
nur lange genug von der Krise redet und an sie 
glaubt, bestehe sie schließlich tatsächlich. 

(Abg. Dr. Jenninger: Warum sind Sie 
eigentlich zurückgetreten?) 

Daß Sie mit dieser Verunsicherungskampagne der 
Sache einen schlechten Dienst erweisen und der 
Ausbreitung einer unerwünschten Mentalität Vor-
schub leisten, sollte den verantwortlichen Politikern 
unter Ihnen Veranlassung geben, diese „Strategie" 
neu zu überdenken. 

Von Krise oder Finanzchaos kann überhaupt keine 
Rede sein. Ganz im Gegenteil! Die Anforderungen 
des Bürgers an seinen Staat werden quantitativ und 
qualitativ immer größer, und die Leistungskraft des 
Staates kommt mehr denn je dem Bürger zugute. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Hauptpunkt der von Ihnen vorgebrachten 
Kritik richtet sich gegen die absolute Größe des 
Bundeshaushalts selbst und gegen die Zuwachsraten 
speziell unter dem Aspekt der Konjunkturpolitik. 
Warum diese Kritik generell nicht stichhaltig sein 
kann, habe ich bereits dargelegt. Warum diese 
Behauptung auch im einzelnen falsch ist, will ich 
wenigstens noch kurz erläutern. 

Die Herren Kollegen Leicht und Althammer haben 
sich zu diesem Thema nach Abschluß der Beratun-
gen im Haushaltsausschuß als erste geäußert. Dabei 
ist mir aufgefallen, daß sie plötzlich das Steigen 
der Staatsausgaben bedauern, während die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion ohne Hemmungen immer 
wieder Anträge auf Mehrausgaben stellt. Ich sage 
das nur der guten Ordnung halber und weil ich 
das Wort des Herrn Kollegen Carstens von der 
Glaubwürdigkeit noch im Ohr habe. Diese Taktik, 
meine Herren von der Opposition, ist zu offenkun-
dig, als daß sie zum Erfolg führen könnte. 

Wenn ich nun auf die Behauptungen antworte, 
die Ausgaben des Bundes stiegen um 13 %, wie es 
der Sachverständigenrat angibt, so ist zunächst fest-
zustellen, daß das Gutachten veröffentlicht wurde, 
bevor das zweite Stabilitätsprogramm erstellt war. 
Die Voraussetzungen haben sich also inzwischen ge-
ändert. 

Weiter wird von Ihnen behauptet, das Wachstum 
des Bundeshaushalts sei fast dreimal so hoch wie 
das voraussichtliche Wachstum des realen Brutto-
sozialprodukts, d. h. des in Zahlen gemessenen Lei-
stungsvermögens unserer Volkswirtschaft zu gleich-
bleibenden Preisen. Man kann nun wirklich nicht 
den nominellen Anstieg der Staatsausgaben mit 
dem realen Anstieg des Bruttosozialprodukts ver-
gleichen. Entweder nehmen Sie beide Male reale 
oder beide Male nominale Werte. Der Bundeshaus-
halt bleibt von Preissteigerungen leider auch nicht 
verschont. Folglich vergleichen Sie Größen mitein-
ander, die so nicht vergleichbar sind. Hier stellt sich 
die Frage: Was wollen Sie eigentlich mit derarti-
gen Rechenkunststücken bezwecken? Sicher wieder 
nur die Verunsicherung der Öffentlichkeit. 
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Dann noch einmal ein Wort zur Frage der Ren-
tenversicherung. Beim Vierten Rentenversiche-
rungs-Änderungsgesetz, das gestern von der Oppo-
sition angesprochen wurde, geht es doch darum, 
sicherzustellen, daß Arbeitnehmer, die Ruhegeld 
erhalten, sich auch zur Ruhe setzen und nicht beides 
auf einmal tun: sich pensionieren lassen und unbe-
grenzt weiterarbeiten. Das war ein Widerspruch in 
sich, und es war unsere Pflicht, diesen Unsinn zu 
beseitigen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. von 
Bismarck: Das war Ihnen zuviel Freiheit! — 
Abg. Gerster (Mainz) : Warum haben Sie 

denn erst zugestimmt?) 

— Na, seien Sie doch nicht so naiv! Sie wissen doch 
ganz genau, wie die Situation im Sommer vorigen 
Jahres gewesen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! Vor den 
Wahlen! — Abg. Dr. von Bismarck: Ein 

feines Zeugnis von Opportunismus!) 

— Ich würde mir wünschen, Sie machten so oft die 
von Ihnen verursachten Fehler schnellstens wieder 
gut, wie das bei uns der Fall ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was nun die gesetzlich festgelegten Staatszu-
schüsse zur Rentenversicherung betrifft, so kann von 
einer Kürzung nicht die Rede sein. Es handelt sich 
um die Stundung eines Teilbetrages der Zuschüsse 
an die Sozialversicherung. Dabei wird argumentiert, 
daß der Bund durch diese Maßnahme eine „eigent-
lich" erforderliche Kreditaufnahme vermieden habe. 
Dazu möchte ich persönlich feststellen: 

Erstens. Der Bund hat in diesem Umfang keine 
zusätzlichen Kredite aufgenommen. 

Zweitens. Die Rentenversicherung benötigt zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt diese Mittel nicht. 

Drittens. Hätte der Bund statt einer Stundung eine 
endgültige Kürzung vorgenommen, so würde sich im 
Bundeshaushalt nichts ändern. 

Geht man bei der Beurteilung der Stundung eines 
Teils der Zuschüsse an die Rentenversicherung von 
dem Gesamtbild der öffentlichen Haushalte aus, so 
ist noch folgendes hervorzuheben: Würde der Bund 
zusätzliche Barleistungen an die Sozialversicherung 
durch Kreditaufnahmen finanzieren, so hätte die 
Sozialversicherung höhere Reserven angesammelt, 
die sie — wie üblich — auf dem Wege der Kredit-
gewährung „anlegt". Der Finanzierungssaldo des 
öffentlichen Gesamthaushalts hätte sich dadurch 
nicht geändert. Aber das Volumen der Kreditmarkt-
transaktionen ware aufgebläht worden — eine Ent-
wicklung, die unter den gegenwärtigen konjunktur- 
und insbesondere kreditpolitischen Zielsetzungen 
nicht erwünscht sein kann. Das nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis! 

Die Unterstellung, wegen der Stundung der Zu-
schüsse an die Sozialversicherung hätte der Bund 
zusätzliche Ausgaben leisten können, trifft den Sach-
verhalt nicht und ist daher falsch. In diesem Zusam-
menhang hat in keiner Weise eine Ausgabenerhö-
hung stattgefunden. 

Die Vorwürfe wegen der Erhöhung der Beiträge 
zur Rentenversicherung von 17 auf 18 Prozent sind 
völlig unverständlich, weil die Opposition diesen 
Beschluß selbst mit zu vertreten hat. Die Entschei-
dung darüber wurde noch unter Mitverantwortung 
der CDU/CSU in der Großen Koalition gefällt. Die 
Gründe für die Erhöhung waren ausgewogen, denn 
es galt, die weitere Entwicklung der Rentenversiche-
rung unter langfristigen Gesichtspunkten des Alters-
aufbaus zu gewährleisten. 

Dann, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, kritisieren Sie die investiven Ausgaben im 
Regierungsentwurf und der mittelfristigen Finanz-
planung bis 1976. Anstoß nehmen Sie an der unter-
proportionalen Zunahme im Verhältnis zu den Ge-
samtausgaben. So nimmt der Anteil der investiven 
Ausgaben an den Gesamtausgaben in den Jahren 
1973 bis 1976 von 16,6 v. H. über 16,0 v. H., 15,8 v. H. 
auf 15,2 v. H. geringfügig ab. Dabei handelt es sich 
aber bei den Zahlen von 1974 bis 1976 — und das 
übersehen Sie wieder einmal — um Angaben aus 
der Sicht der jetzt vorgelegten mittelfristigen 
Finanzplanung. 

Ihre Vorwürfe zu den investiven Ausgaben sind 
unberechtigt. Zunächst einmal verweise ich auf die 
Beantwortung einer Kleinen Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion vom 3. April 1973, in der zu Recht darauf 
aufmerksam gemacht wird, daß die sogenannte 
Investitionsquote kein brauchbarer Maßstab für die 
Bewertung der staatlichen Aufgabenerfüllung und 
schon gar nicht ein Maßstab für eine Politik der 
Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen 
Infrastruktur sein kann. 

Prinzipiell ist es die Absicht dieser Kritik, kon-
sumtive Ausgaben als unproduktiv zu bezeichnen 
und investiven Ausgaben eine Vorrangstellung ein-
zuräumen. Eine derartige Wertung führt aber zu 
der Kuriosität, daß zum Beispiel bestimmte sozial-
politische Ausgaben gegenüber Bauinvestitionen 
benachteiligt werden müßten. In der Praxis würde 
das dazu führen, daß man den Bau von Kinder-
tagesstätten fördern und dann die Folgekosten im 
Personalbereich als konsumtive Ausgaben zu be-
klagen hätte. Dabei ist doch einleuchtend, daß eine 
sinnvolle Nutzung der erstellten Einrichtungen — 
beispielsweise auch bei Hochschulbauten — zu kon-
sumtiven Ausgaben führen muß. Beide Arten der 
Ausgaben bedingen einander und sind untrennbar 
miteinander verbunden. 

In der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wird 
nur das Wachstum der materiellen Güterproduktion 
bil anz iert. Die se  quantitative Denkweise laßt außer 
acht, daß es gerade heute mehr auf qualitative Merk-
male  ankommt. Ich erinnere an die immer stärker 

werdenden Bedürfnisse des Bürgers beim Umwelt-
schutz und bei den Produktions- und Lebensbedin-
gungen generell. 

Zur Beurteilung der Effektivität der öffentlichen 
Mittelverwendung hat eine Unterscheidung in in-
vestive und nicht-investive Ausgaben nicht mehr 
die frühere Bedeutung. Die Fragestellung nach der 
Höhe der investiven Ausgaben bleibt in unserer 
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heutigen Situation schon im Ansatz zweifelhaft und 
führt zu keiner sachgerechten Analyse. 

In einem weiteren Punkt bemängelt die Oppo-
sition die fehlende Leistungsfähigkeit der Verwal-
tung und sieht darin einen zusätzlichen Faktor un-
nötiger Staatsausgaben. Es gibt zwar Verbände, die 
sich mit nichts anderem beschäftigen, als hierfür be-
sonders extreme Beispiele aufzudecken oder zu er-
finden. Meine Damen und Herren, die Sozialdemo-
kratie gehört weiß Gott nicht zu den Erfindern der 
staatlichen Verwaltung, die ich aber gegen unbe-
rechtigte Vorwürfe in Schutz nehmen muß. Natür-
lich gibt es hier und dort Mißstände, die jedoch nicht 
größer sind als in irgendeinem privatwirtschaftlich 
geführten Betrieb. Der Unterschied ist nur der, daß 
der Staat sämtliche Aktivitäten offenlegt, während 
Privatunternehmen das nur sehr begrenzt zu tun 
pflegen. 

Sie können jeden Tag in der Zeitung von Fehl-
investitionen der Wirtschaft lesen. Daß so etwas 
auch im staatlichen Bereich vorkommen kann, ist 
höchst bedauerlich, darf uns aber nicht verwundern. 
Hier große Einsparungen zu erwarten wäre eine bald 
welkende Hoffnung. Ich verweise auf den Bundes-
rechnungshof, unser Kontrollorgan, dessen kritischer 
Sachverstand und objektive Zuverlässigkeit unbe-
stritten sein dürften. Insgesamt schneidet die öffent-
liche Verwaltung in der Beurteilung des Bundes-
rechnungshofes erstaunlich gut ab. Wer mehr will, 
müßte sich um eine ausreichende technische Aus-
rüstung der staatlichen Dienstleistungsbetriebe be-
mühen, vorsintflutliche Apparaturen durch die mo-
dernste Technik ersetzen und nach einer solchen 
Ausstattung eine wohlüberlegte konzentrierte 
Rationalisierung des Dienstleistungsbereichs der 
öffentlichen Hand einleiten. 

Meine Damen und Herren, ich habe bisher die 
generellen und die speziellen Vorwürfe der Opposi-
tion behandelt, wie sie in- und außerhalb dieses 
Hohen Hauses vorgebracht worden sind. Dabei habe 
ich mich gewundert, daß die Opposition glaubt, durch 
Aufzählung dieser oder jener Dinge die Koalition 
ernstlich in Verlegenheit bringen zu können. Sie be-
treiben damit eine Politik, die ich in keiner Weise 
verstehe oder auch nur annähernd begreifen könnte. 

Aus der Arbeit der Koalition will ich noch ein Bei-
spiel nennen, das die Landwirtschaft betrifft: 

Mit besonderer Genugtuung erfüllt mich zum Bei-
spiel der Ausbau der landwirtschaftlichen Sozial-
politik. Ich erwähne die Erhöhung des Altersgeldes, 
die Erhöhung der Landabgaberente, die Wiederein-
setzung des Zuschusses an die Träger der landwirt-
schaftlichen Unfallversicherungen, den Zuschuß an 
die Krankenversicherung der Landwirte und den Zu-
schuß zur Zusatzaltersversorgung für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft. Dieses Sozialschutz

-

System für Landwirte interessiert vielleich nicht je-
den Bürger. Trotzdem hat es Anspruch auf das Inter-
esse der Öffentlichkeit und beweist, daß für unsere 
Politik nicht die Wählerschichten, sondern berech-
tigte Ansprüche von Bevölkerungskreisen maß-
gebend sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Es hat sich 
gezeigt, daß der vorliegende Haushaltsentwurf kon-
junkturgerecht ist und daß darüber hinaus die vielen 
berechtigten Ansprüche der Bürger an den Staat die 
mögliche Berücksichtigung finden. 

Sie geben uns den Rat, wir sollten uns entschlie-
ßen, von der sozialistischen Vorstellung einer Heils-
beglückung durch den Staat wegzukommen. Wenn 
das mit dem Sozialismus so einfach wäre, wie Ihre 
laienhafte Meinung es vorgibt, müßten die Verhält-
nisse in den USA, in England, Frankreich und Ita-
lien unter diesem Vorzeichen einmal im Vergleich 
zu unseren Verhältnissen untersucht werden. Solche 
Vorstellungen von Sozialismus als Bürgerschreck, 
meine Damen und Herren von der Opposition, sind 
wirklich zu simpel. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Meine Damen und Herren, die Beratungen in die-
sem Hohen Hause haben gezeigt, daß es die Bun-
desregierung verstanden hat, den Haushalt den der 
Zeit gegebenen Notwendigkeiten in finanz-, wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischer Hinsicht anzu-
passen. Von keinem Bürger unseres Landes wird ein 
Übermaß an Opfern verlangt. Jeder kann von der 
öffentlichen Bedarfsdeckung das erwarten, was im 
Rahmen des Gesamtbildes, das sich aus dem Zahlen-
werk des Bundeshaushalts ergibt, zu verantworten 
ist. Die Beratungen im Haushaltsausschuß und die 
Gesamtdebatte aller drei Lesungen haben ergeben, 
daß die oft unüberlegte Kritik der Opposition nicht 
gerechtfertigt ist. Dies scheint mir unter Würdigung 
der Debatten dieser drei Tage erwiesen. 

Die Bundesregierung wird mit dem Haushalt 1973, 
den wir heute verabschieden, im Sinne der Regie-
rungserklärung unseres Bundeskanzlers Brandt ihr 
Arbeitsprogramm — das besonders den sozialen 
und gesellschaftlichen Fortschritt anstrebt — weiter 
realisieren. Sie kann sich dabei auf die uneinge-
schränkte Unterstützung und auf die volle Aktivi-
tät der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
verlassen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir ste-
hen am Ende der Haushaltsberatungen des Jahres 
1973. Dieser Bundeshaushalt und seine Beratung 
waren zwar nicht so atypisch wie die des Jahres 
1972, als wir den Haushalt bekanntlich erst zu Jah-
resende verabschieden konnten; aber es hat sich 
gezeigt, daß sowohl der Haushaltsausschuß wie auch 
das Plenum des Deutschen Bundestages unter einem 
unerhörten Zeitdruck gestanden haben. Das wird um 
so deutlicher, wenn man vergleicht, welcher Zeit-
raum der Regierung für die Vorbereitung des Haus-
halts 1973 zur Verfügung stand. Ich darf daran er-
innern, daß Finanzminister Schmidt im Wahlkampf 
1972 erklärt hat, daß der Bundeshaushalt 1973 be- 
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reits fix und fertig sei und nach Zusammentritt der 
neuen Regierung sofort eingebracht werden könnte. 
In Wirklichkeit war es so, daß es nach dem Zeit-
punkt der Bundestagswahl, dem 19. November, 
noch bis zum 4. April 1973 dauerte, bis die erste 
Lesung dieses Haushalts in diesem Hohen Hause 
erfolgen konnte. Dem Haushaltsausschuß des Deut-
schen Bundestages standen dann drei Sitzungs-
wochen mit insgesamt 13 Sitzungstagen zur Ver-
fügung, um einen Bundeshaushalt mit etwa 8000 
Einzelpositionen und einer Gesamtsumme von 
120 Milliarden DM zu beraten, 

(Abg. Haehser: Und eine ganze Menge 
Überschriften!) 

— ich komme gleich darauf, Herr Kollege Haeh-
ser , und er ist dabei bis an die körperliche Lei-
stungsgrenze der einzelnen Abgeordneten gegan-
gen. Ich darf in diesem Zusammenhang besonders 
dankbar anmerken, daß der Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses, unser Kollege Albert Leicht, ent-
gegen ärztlichem Rat bis zur letzten Stunde der Be-
ratungen dem Ausschuß vorgesessen hat; 

(Beifall) 

ich glaube, wir können ihm alle gute Genesung und 
Erholung wünschen! 

Die Arbeitslast, die damit verbunden war, war 
dadurch begründet, daß sich der Haushaltsausschuß 
bemüht hat, die Aufgabe wahrzunehmen, die eines 
der wichtigsten Rechte des Parlaments ist, nämlich 
gegenüber der Verwaltung eine wirklich effektive 
Kontrolle auszuüben. Es wird von mancher Seite 

) zuweilen etwas geringschätzig auf diese Detailar-
beit der Haushaltsberatungen herabgesehen; aber 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
gerade in einer Zeit, in der es Mode geworden ist, 
immer wieder darüber zu klagen, wie die Bedeutung 
und die Einflußmöglichkeiten des Parlaments im 
Verhältnis zu der Verwaltung absinken, ist es mei-
nes Erachtens absolut notwendig, daß sich im Par-
lament eine Stelle befindet, die auch in den Einzel-
positionen gegenüber der Exekutive eine effektive 
Kontrolle ausübt. 

(Beifall.) 

Ich darf hier fairerweise sagen — und ich bemerke 
dies aus meiner Sicht —, daß im Gegensatz zu den 
Jahren 1969 bis 1972 der gesamte Ausschuß in seiner 
Behandlung dieser Regierung und ihrer Verwal-
tungsstellen wesentlich strenger geworden ist. Auch 
die Beamten und die Verwaltungsstellen wissen 
heute wieder, daß sie nicht mit jedem Unfug in den 
Haushaltsausschuß kommen können. 

(Beifall.) 

Auch die Beratungen des Plenums dieses Bundes-
tages standen unter einem unerhörten Zeitdruck. 
Ich möchte alle Kolleginnen und Kollegen um Ent-
schuldigung bitten, die nicht die Möglichkeit hat-
ten, in diesen zwei Tagen die Ausführungen zu den 
Einzeletats zu machen, die sicherlich notwendig ge-
wesen wären. 

(Zuruf von der SPD.) 

Ich meine, wir sollten hieran wirklich die Über-
legung knüpfen, ob nicht der Stil der Haushaltsbe

-

ratungen im Gesamtparlament geändert werden 
sollte: ob wir uns nicht mehr Zeit mit gewissen 
Zwischenräumen nehmen sollten, um die wichtigen 
Einzeletats gründlicher durchzuberaten und das nicht 
alles in einem solchen Tempo durchzuziehen. 

(Beifall.) 

Ich habe diese Ausführungen auch deshalb ge-
macht und sie besonders an den Herrn Bundesfinanz-
minister gerichtet, weil wir mit Blick auf die Zu-
kunft hieran die Forderung knüpfen müssen, daß die 
Vorbereitung des Haushalts 1974 so rechtzeitig er-
folgt, daß der Bestimmung des § 30 der Bundeshaus-
haltsordnung Rechnung getragen wird. Danach ist 
nämlich der Bundeshaushalt in der ersten Sitzungs-
woche im September einzubringen, um dem Parla-
ment ausreichende Gelegenheit zur Beratung dieses 
Haushalts zu geben. Wir möchten sehr erwarten, daß 
für die Haushaltsberatungen 1974 der Etat rechtzei-
tig eingebracht wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Obwohl der Etat unter diesem enormen Zeitdruck 
stand, hat doch der erste Tag der Debatte in diesem 
Hause einen sehr bezeichnenden Einblick in die 
Situation dieser Bundesregierung ein halbes Jahr 
nach ihrem Amtsantritt gegeben. Ich habe mich ge-
wundert, woher gestern vormittag der Kollege Arndt 
eigentlich den Mut genommen hat, in der Weise, wie 
er es getan hat, auf die Verhältnisse in Amerika hin-
zuweisen. Ich darf einen Satz wörtlich zitieren; er 
hat gesagt: „Die Amerikaner sind jetzt doch fertig, 
fix und fertig." — Ich glaube, es bestünde Anlaß, 
daß die Kollegen der SPD in dieser Frage so wie 
die Situation im eigenen Lande ist — gegenwärtig 
besser vor der eigenen Tür kehren würden. 

(Sehr wahr! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es war der Bundeskanzler, der im Wahlkampf 1972 
davon gesprochen hat, daß bei den dramatischen 
Vorgängen des Frühsommers 1972 Korruption im 
Spiel gewesen sei. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dieser Vorwurf war damals gegen die CDU/CSU ge-
richtet, und er konnte nicht bewiesen werden. Heute 
stehen wir an einem Punkt, an dem sich nicht nur die 
Kollegen Wienand und Wehner fragen lassen müs-
sen, sondern auch der Herr Bundeskanzler, was er 
eigentlich konkret von getätigter Korruption gewußt 
hat. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Unerhört! — Abg. Wehner: Da 
gibt es eine ganze Menge mit den Unter

-

schriften von Strauß und Stücklen!) 

Jedenfalls war es so, daß dieser Vorwurf im Wahl-
kampf die CDU/CSU getroffen hat und daß die CDU/ 
CSU in diesem Wahlkampf unter dieser Verleum-
dung zu leiden hatte. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr wahr! Ge

-

nauso ist es!) 

Der Kollege Wehner hat am Montag die Frage 
gestellt, ob denn der deutsche Wähler von aus- 
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ländischen Geheimdiensten gekauft oder beeinflußt 
worden sei. 

(Abg. Rawe: Der hat das auch schon ge

-

wußt!) 

Herr Kollege Wehner, ganz sicherlich nicht. Aber 
es gibt heute sehr viele Wähler in unserem Lande, 
die sich fragen, ob sie am 19. November des ver-
gangenen Jahres ihre Wahlentscheidung unter der 
richtigen Voraussetzung abgegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf, um diesen Komplex zusammenzufassen, 
sagen, daß wir damit auch das zurückweisen müs-
sen, was der Staatssekretär Ravens in diesem Zu-
sammenhang an Vorwürfen gegen unseren Kol-
legen Seiters erhoben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. -- Zuruf des 
Abg. Haehser.) 

Der Schatten, der gegenwärtig über der innen-
politischen Situation liegt, begründet aus der Ent-
wicklung der letzten Wochen, betrifft natürlich 
auch das zentrale Problem der deutschen Innen-
politik. Dieses zentrale Problem, Herr Kollege Möl-
ler, ist das Problem der Inflation und seiner Be-
kämpfung. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Jawohl!) 

Gestatten Sie mir, Herr Kollege Möller, hier eine 
ganz persönliche Bemerkung an Sie. 

Ich habe — das sage ich offen und ehrlich — 
damals Ihre Konsequenz und Ihren Mut bewundert, 
als Sie im Frühsommer 1972 die Konsequenzen ge-
zogen und Ihr Ministeramt zur Verfügung gestellt 
haben. Ich habe noch sehr gut in Erinnerung, wie 
Sie sich damals vor dem deutschen Fernsehen gegen 
den Versuch Ihrer eigenen Kollegen verwahrt ha-
ben, es so darzustellen, als seien Sie aus Gesund-
heits- bzw. Altersgründen oder sonstigen Gründen 
der Arbeitsüberlastung zurückgetreten. 

(Abg. Dr. Marx: Das war aber die offi

-

zielle Sprachregelung!) 

Sie haben damals ganz deutlich erklärt, daß Sie 
diese Konsequenz zögen, weil Sie mit dieser Ent-
wicklung und dieser Situation nicht mehr einver-
standen seien. Ich verstehe es daher nicht, daß Sie 
heute — in der Form, wie Sie das soeben getan 
haben — die Entwicklung, die nun so gelaufen ist, 
wie Sie es wahrscheinlich auch befürchtet haben, 
in dieser Weise verteidigen, reinwaschen und be-
schönigen wollen, wie das soeben geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hier sind wir schon bei dem ersten zentralen 
Punkt und bei einer der entscheidenden Fragen: 
wie man dieser Entwicklung in unserem Lande ent-
gegenwirken kann. Man wird es sicher nicht tun 
können, wenn man von vornherein jeden, der warnt 
und der stärkste Bedenken anmeldet, sofort ver-
teufelt und abqualifiziert und nur davon redet, 
daß das Panikmache und ähnliches mehr sei. Das 
geschieht nicht nur den Abgeordneten der Oppo-
sition, das geschieht — natürlich in abgestufter 
Weise — bei Gelegenheit auch anderen Leuten, 

etwa Mitgliedern des Sachverständigenrats. Ge-
legentlich bekommt auch die Deutsche Bundesbank 
eine unfreundliche Bemerkung zu hören. 

In dem Zusammenhang, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, besteht auch gar keine Veran-
lassung, Herr Kollege Möller, daß unser Fraktions-
vorsitzender sich etwa für das entschuldigt, was 
er unter Anführung eines Zitats am Montag hier 
gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Parl. Staats

-

sekretär Hermsdorf: Das war aber falsch!) 

Sie können hier Interpretationskünste einsetzen, wie 
Sie wollen; wenn Sie den Sinnzusammenhang die-
ser Äußerung des Sachverständigenrats erfassen, 
dann stellen Sie fest, daß hier der Finanzplanungs-
rat und das, was er geäußert und erklärt hat, als 
ein Skandal bezeichnet worden ist. 

(Abg. Rawe: Und das ist auch richtig! — 
Zuruf des Abg. Kirst.) 

Wenn Sie sich fragen, wer die politisch Verantwort-
lichen im Finanzplanungsrat sind, und wenn Sie sich 
erinnern, wie wir diesen Finanzplanungsrat damals 
im Gesetz konzipiert haben, dann erkennen Sie, daß 
die eigentliche Adresse des Vorwurfs dieses Skan-
dals diese Bundesregierung ist und niemand anders. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Althammer, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Ja. 

Dr. h. c. Dr. -Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Kol-
lege Althammer, ist Ihnen bekannt, daß der Finanz-
planungsrat nach einer Satzung arbeitet, nach der 
die Bundesregierung lediglich den Vorsitz führt, 
und daß alle Beschlüsse, die Gültigkeit haben sollen, 
einstimmig gefaßt werden müssen? 

(Abg. Rawe: Dann wiegt der Vorwurf ja 
noch mehr! — Weitere Zurufe von  der 

 CDU/CSU.) 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Möl-
ler, das ist mir selbstverständlich bekannt. Es ist 
gestern auch schon angeklungen, daß man sich viel-
leicht darüber unterhalten muß, ob das die effek-
tivste Form ist. Aber, Herr Kollege Möller, Ihnen 
ist sicher auch nicht entgangen, daß insbeson-
dere der Bundesfinanzminister in vielen seiner 
Äußerungen in der Öffentlichkeit immer diese Füh-
rungsfunktion im Finanzplanungsrat für sich in 
Anspruch genommen hat und erklärt hat: die und 
die Daten sind gegeben worden, von uns sind die 
und die Empfehlungen gegeben worden, und der 
Finanzplanungsrat hat entsprechend diesen Inten-
tionen beschlossen. Damit ist die faktische Füh-
rungsfunktion und Verantwortlichkeit im Finanz-
planungsrat — vom Gesetzgeber gewollt — bei der 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. h. c. 
Dr.-Ing. E. h. Möller: Leider nicht!) 
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Ich möchte auf die psychologische Situation bei 

uns im Lande im Zusammenhang mit der Inflations-
entwicklung zurückkommen. Wenn wir heute eine 
Inflationsrate von runden 8 0 /o in diesem Lande 
seit längerer Zeit und auf Dauer haben und wenn 
alle Fachleute sagen, daß leider Gottes in der näch-
sten Zeit keine entscheidende Tendenzwende zu er-
warten ist, wenn sich selbst Verantwortliche dieser 
Regierung vorsichtig äußern und sagen, man könnte 
die Hoffnung haben, daß sich vielleicht im Spät-
herbst, im Winter oder im Anfang des nächsten Jah-
res eine Tendenzwende abzeichnen könnte, dann 
wäre erste Voraussetzung für eine wirkliche effek-
tive Gegensteuerung, daß diese Regierung und die 
Verantwortlichen bereit wären, erst einmal eine 
klare und nüchterne Bestandsaufnahme vorzuneh-
men. 

Wir sehen, ganz im Gegenteil dazu, daß man zu 
Ausflüchten, daß man zu Beschönigungen greift. 
Alles mögliche ist schuld an dieser Entwicklung, 
nur natürlich nicht die Bundesregierung. Gestern ist 
wieder gesagt worden, 90 O o dieser Inflationsent-
wicklung kämen vom Ausland her. Wenn man ins 
Inland geht, dann werden Schuldige im Bereich der 
Industrie gesucht, dann wird die Schuld. bei solchen 
gesucht, die Lohnerhöhungen fordern und ähnliches 
mehr. Weder SPD noch Regierung wollen heute 
noch etwas davon wissen, daß sie in früheren Jah-
ren immer betont haben, daß die Konjunktursteu-
erung eine Sache der Regierung ist, daß die Regie-
rung die Mittel zu dieser Konjunktursteuerung ha-
ben müsse und daß mit dem Stabilitätsgesetz dieser 
Instrumentenkasten, wie ein früherer Minister ge-
sagt hat, vorhanden sei und daß sie in der Lage sei, 
die Konjunktur entsprechend zu steuern. Heute 
hören wir von alledem nichts mehr. Ganz im Gegen-
teil, auch gestern ist der Kollege Arndt wieder nach 
der Methode verfahren: „Haltet den Dieb!", ange-
fangen von Vietnam bis zu den Vereinigten Staaten. 

Ich möchte noch auf einen mir sehr interessant 
erscheinenden Vorgang der gestrigen Debatte zu 
sprechen kommen, nämlich auf die Einlassung des 
Kollegen Arndt - und das ist ja kein unbedeu-
tendes Mitglied der SPD-Fraktion —, die etwa dahin 
geht, man müsse heute die Bevölkerung vor den 
Auswirkungen der Inflation schützen. 

(Abg. Franke [Osnabrück]: Er hat schon 
kapituliert!) 

Es war sehr interessant, daß er diese Grundforde-
rung an gewisse Gesetzgebungsvorhaben ange-
knüpft hat, die in einer Zeit, in der in diesem Lande 
wirklich noch Stabilität herrschte, nämlich unter der 
Regierung der CDU/CSU, eingeleitet worden sind, 
7. B. in den Sparförclerungsgesetzen und bei der 
dynamischen Rente. Hier hat Kollege Arndt gesagt, 
das seien faktisch solche Inflationsschutzmaßnah-
men, und man müsse das weiter ausbauen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier 
zeigt sich eine ganz gefährliche Tendenz. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist jetzt offenbar der  zweite Schritt. Nachdem 
man  bei einer Inflationsrate von 8 % resigniert, 

will man Überlegungen anstellen, wie man durch 
solche Gleitklauseln, durch solche Indexklauseln 
den Sparer und die Bevölkerung in Schutz nehmen 
soll. Es ist meines Erachtens symptomatisch, daß 
diese Überlegungen über solche Indexklauseln am 
25. Jahrestag der Schaffung der D-Mark — der von 
der Regierung überhaupt nicht begangen wird, wäh-
rend andere Feste großartig begangen werden  — 
die  Konsequenz der SPD und eines ihrer maßgeb-
lichen Sprecher sind. 

Ich muß ehrlich gestehen, es hat mich sehr gefreut, 
daß der Kollege Lambsdorff von der FDP sofort, 
wenn auch nur in einem kurzen Satz, Widerspruch 
angemeldet hat. 

(Beifall bei der CDU /CSU.) 

Es wäre sehr erfreulich, wenn die gesamte FDP in 
diesem Punkt ganz eindeutig ihren Standpunkt in 
dem gleichen Sinne fixierte, 

(Abg. Katzer: Sehr gut!) 

daß es keine Lösung ist, der Inflationsentwicklung 
durch Indexklauseln und ähnlichem entgegenzu-
wirken. 

(Beifall bei der CDU. CSU.) 

Der beste Schutz der Bevölkerung vor Inflation ist 
die Beseitigung der Inflation. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man wird aber fragen müssen: Wohin sind wir in 
drei Jahren SPD/FDP-Regierung gekommen, wenn 
heute solche Überlegungen angestellt werden müs-
sen?  

Es gibt noch einen zweiten Streitpunkt in diesem 
Hause, der interessanterweise vom Kollegen Möller 
zweimal angesprochen worden ist. Er hat eingangs 
seiner Äußerungen gesagt, natürlich sei der Bundes-
haushalt auch ein Instrument der Konjunkturpolitik. 
Am Schluß seiner Ausführungen hat er das aber, 
ich möchte sagen, fast bis auf Null relativiert und 
eingeschränkt, indem er sagte, es sei doch ein Mär-
chenglaube, anzunehmen, daß man über die öffent-
liche Ausgabenpolitik etwas Entscheidendes bewir-
ken könnte. In diesem Punkt   das muß ich leider 
sagen - befinden wir uns auch mit dem Sprecher 
der FDP im Streit, der ebenfalls wiederholt ge-
äußert hat, daß der Bundeshaushalt eigentlich gar 
kein Instrument der Stabilitätspolitik und der Kon-
junkturpolitik sein könne. 

Natürlich sind auch wir von der CDU/CSU nicht 
so töricht zu meinen, daß man allein oder über-
wiegend mit dem Bundeshaushalt über die Konjunk-
turpolitik entscheiden könnte. Aber entscheidend 
ist doch, daran festzuhalten, daß auch die Ein-
nahme- und Ausgabenpolitik der öffentlichen Hand 
ein maßgeblicher Faktor der Konjunkturpolitik und 
der Stabilitätspolitik ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Das ergibt sich auch aus dem entsprechenden 
Passus im Stabilitätsprogramm der Regierung. 

Ich würde sogar über die Frage mit mir reden 
lassen, welcher Prozentsatz des gesamten Volks

-

vermögens und des Bruttosozialprodukts über den 
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Bundeshaushalt oder vielleicht auch über alle 
öffentlichen Haushalte bewegt werden könnte. 
Sicher ist es kein entscheidender, kein überwiegen-
der Anteil. Aber — jetzt komme ich zu einem ent-
scheidenden Punkt — man darf nicht verkennen, 
daß bei der ganzen Stabilitätspolitik das Verhalten 
des Bundes und der gesamten öffentlichen Hand 
eine Leitfunktion hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Um es noch deutlicher zu sagen: wenn sich draußen 
in der Bevölkerung und bei den Betroffenen der 
Eindruck festsetzen sollte, als sei man sehr schnell 
bereit, jedem in unserem Lande eine schwere Be-
lastung aufzuerlegen, und zwar mit der Behauptung, 
nur so könne wieder Stabilität erreicht werden, die 
Regierung selber aber schließe sich in ihrem Bundes-
haushalt von diesen Bemühungen faktisch aus, hat 
natürlich alles, was hier versucht und getan wird, 
wenig Glaubwürdigkeit. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, genau das 
ist der Punkt, an dem unsere Bedenken einsetzen 
und bei dem wir mit unseren Vorschlägen angesetzt 
haben. 

Der Kollege Möller hat wieder das altvertraute Lied 
abgespielt, daß die Opposition keine vernünftige 
Kritik übe, daß sie keine vernünftigen Vorschläge 
habe. Es wäre vielleicht doch lohnend gewesen, 
wenn man sich mit den konkreten Vorschlägen der 
Oppositon im Haushaltsausschuß und gestern abend 
in der zweiten Lesung auseinandergesetzt hätte. Da 
wir davon ausgehen, daß gerade auch der Bundes-
haushalt seinen Beitrag zur Stabilitätspolitik leisten 
muß, wenn die Stabilitätsbemühungen glaubwürdig 
bleiben sollen, haben wir vorgeschlagen, daß auf der 
Einnahmeseite eine Anhebung um 1,2 Milliarden 
DM erfolgen solle, und zwar von vornherein mit der 
Auflage, etwa eingehende Steuermehreinnahmen 
stabilitätsgerecht festzulegen, und wir haben auf 
der Ausgabenseite Vorschläge gemacht, insgesamt 
2,4 Milliarden DM einzusparen. Wenn Sie das zu-
sammen mit dem Votum des Sachverständigen-
sondergutachtens sehen, das für die gesamte 
öffentliche Hand von einer Summe von etwa 9 Mil-
liarden spricht, dann, glaube ich, muß man zugeben, 
daß hier ein sehr ernsthafter, sehr überlegenswerter 
konstruktiver Vorschlag der Opposition vorliegt. 

Wir haben in einem weiteren Komplex von Vor-
schlägen nachdrücklich gefordert, daß alles, was 
seitens der Regierung nun durch Belastung der ein-
zelnen an Geld hereingeholt wird, nach dem Stabili-
tätsgesetz festzulegen ist und daß nicht etwa so, wie 
es auch in einer Randnote in dem Berichterstatter-
vorschlag seitens der Regierung angemerkt war, nur, 
soweit man diese Gelder nicht für unvorhergesehene 
Ausgaben benötige, eine Stillegung erfolgt. Dieses 
Schlupfloch, durch das man diese Mehreinnahmen 
schließlich doch wieder in die Ausgaben fließen 
läßt, wollten wir ausdrücklich verschließen. 

Es ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
bezeichnend für den wahren Willen dieser Regie-
rung und dieser Koalition, Stabilitätspolitik zu be- 

treiben, daß sie keinen, aber auch keinen einzigen 
unserer Vorschläge angenommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir werden uns davon nicht abhalten lassen, auch 
weiterhin unsere Vorschläge in der Stabilitätspolitik 
zu machen. Aber ich glaube, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, es kommt hier sehr darauf an, 
daß die Regierung nicht nur nach draußen erklärt, 
sie wolle 700 Millionen einsparen, sie wolle durch 
Streckung der Gemeinschaftsaufgaben 330 Millionen 
zusätzlich einsparen, und sich dann schlicht und ein-
fach weigert, das im Haushalt zu realisieren. Hier ist 
die Glaubwürdigkeit echt in Frage gestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Möller, man kommt doch einfach 
nicht daran vorbei, daß seit der Einbringung des 
Haushalts, seit seiner Konzipierung im Herbst und 
Winter des vergangenen Jahres diese rund 120 Mil-
li arden vorgesehener Bundesausgaben unverändert 
geblieben sind, während man in der gleichen Zeit 
durch rigorose Gesetzgebungs- und Steuermaß-
nahmen unsere Staatsbürger ganz massiv zur Kasse 
bittet. Hier sind wir von der Opposition der Auffas-
sung, daß das einfach nicht zusammenpaßt. Man kann 
nicht die anderen Beteiligten und Betroffenen in die-
ser rigorosen Weise belasten und sich selber von 
alledem ausnehmen wollen. Das Verhalten der Re-
gierung in diesem Zusammenhang gibt uns nicht die 
Hoffnung, daß ein neuer Meilenstein zur Tendenz-
wende gesetzt ist. Es gibt uns auch nicht die Hoff-
nung, weil wir sehen, daß sich der Herr Bundes-
kanzler leider nach wie vor nicht mit seiner Auto-
rität für diese Stabilitätspolitik einsetzt. 

(Abg. Vogel [Ennepetal]: Er hat ja keine 
Autorität! — Abg. Baier: Zuhören!) 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, der Zeitpunkt 
Sie  haben gesagt, bei 4 % wird es ernst, und bei 
5 % werden Sie sich persönlich um diese Dinge 
kümmern; jetzt sind wir bei 8 % — ist gekommen, 
wo Sie nicht die einzelnen Minister agieren lassen 
sollten. Finanzminister Schmidt erklärt, 120 Mil-
liarden sind ganz in Ordnung. Er wird selbstver-
ständlich hinterher unsere Anträge entsprechend 
zerpflücken und sagen, das alles, was die Opposi-
tion vorschlage, sei natürlich nichts, bedeute nichts. 
Das wird kommen, das wissen wir. Aber wir lassen 
uns davon nicht täuschen, Herr Minister, weil es 
einfach um die Frage geht: Wenn die Regierung 
ihren Gürtel enger schnallen, wenn sie hier einen 
Teilbetrag leisten wollte, dann hätte sie das auch 
realisieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das wissen auch Ihre Fachleute in den Ausschüssen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Alt-
hammer,  darf ich Sie daran erinnern — wir haben 
das damals in der Debatte ausdrücklich behandelt —, 
daß es der Herr Bundeskanzler selber war, der das 
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Stabilitätspaket, das inzwischen endlich beschlossen 
worden ist, im Bundestag eingebracht hat? 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der CDU/CSU: Na und?) 

Dr. Althammer (CDU CSU) : Herr Kollege 
Lambsdorff, das ist eigentlich eine Bestätigung mei-
ner Kritik; denn mit solchen Einzelaktionen, viel-
leicht jedes Jahr oder alle eineinhalb Jahre ein-
mal, ist es nicht getan. Hier müßte das Engagement 
des Kanzlers in vollem Umfang eintreten. Weil wir 
das eben nicht sehen, vermuten wir, daß das rich-
tig ist, was Herr Kollege Arndt gestern ausgeführt 
hat, daß man nämlich diese Inflationstendenz so 
schnell nicht ändern könne und sich darauf einrich-
ten müsse, mit dieser Inflation zu leben. 

Wir aber wissen und haben in der Vergangenheit 
gezeigt, daß es möglich ist, bei Stabilität Vollbe-
schäftigung und ein angemessenes Wirtschaftswachs

-

tum  zu haben. Wir geben uns nicht damit zufrieden, 
daß diese Inflationsentwicklung unser Schicksal der 
nächsten Monate oder Jahre sein soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube, auch das deutsche Volk wird sich damit 
nicht zufriedengeben. 

Lassen Sie mich zum Schluß der Haushaltsdebatte 
1973 noch zwei Anmerkungen machen. Die eine 
richtet sich an den Herrn Finanzminister persönlich. 
Sie betrifft einige Stilfragen, Herr Finanzminister. 
Wir haben es sehr bedauert, daß Sie in der ganzen 
Zeit, in der der Haushaltsausschuß an dreizehn Sit-
zungstagen so angestrengt zu arbeiten hatte, nicht 
ein einziges Mal die Möglichkeit gesehen haben, in 
den Ausschuß zu kommen. 

(Abg. Katzer: Das interessiert den über

-

haupt nicht. — Zurufe von der CDU/CSU: 
Zuhören! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Wir haben auch mit Bedauern festgestellt, daß Sie 
in den Beratungen im Plenum nicht ausreichend prä-
sent waren. 

(Abg. Franke [Osnabrück]:: Das ist elitäre 
Arroganz!) 

Wir haben gestern vormittag eine Szene erlebt, in 
der Herr Finanzminister Schmidt demonstrativ Zei-
tung las, während der Sprecher der CDU/CSU des-
sen Haushalt, also den des Finanzministeriums, 
einer Betrachtung unterzog. Indem ich auf eine 
Zwischenfrage von seiten der SPD eingehe, sage 
ich: Uns interessiert in diesem Zusammenhang nicht, 
ob Herr Schmidt ähnlich wie Gajus Julius Cäsar in 
der Lage ist, gleichzeitig zu lesen, zu hören und zu 
schreiben. Das war vielmehr ein Affront, Herr 
Minister. Ich glaube, auch die Reaktion, in der Sie 
sich gegenwärtig zeigen, ist einer guten Zusam-
menarbeit nicht dienlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Althammer, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Wehner? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Lassen Sie mich 
dieses letzte noch sagen, 

(Rufe von der CDU/CSU [zu Abg. Weh

-

ner] : Setzen!) 

und zwar im Hinblick auf Ihre zwei Amtsvorgänger. 
den früheren Finanzminister Möller und den frühe-
ren Finanzminister Schiller. Herr Kollege Schmidt, 
ich glaube, Sie würden sich und uns manches er- 
leichtern, wenn Sie auf diesen fragwürdigen Stil ver-
zichteten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Althammer, gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage? 
— Bitte Herr Kollege Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Kollege, würden Sie die 
Freundlichkeit haben — es muß nicht noch während 
der dritten Lesung sein —, mit mir einmal darüber 
zu sprechen, wie viele sehr bedeutende Mitglieder 
dieses Bundestages seit 1949 leider der schlechten 
Gewohnheit gefrönt haben, während der Sitzung 
Zeitungen zu lesen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Kollege Weh-
ner, wir alle kennen die Unsitte, und vielleicht 
haben auch Sie — ähnlich wie ich in meiner — in 
Ihrer Fraktion gesagt, es wäre im Hinblick auf Fern-
sehübertragungen manchmal besser, daß es nicht ge-
schähe. Man könnte sich manche Rede in der Bevöl-
kerung draußen sparen, wenn man sich hier diszi-
plinierter aufführte. 

Aber, Herr Kollege Wehner, es ist ein Unter-
schied zwischen der Verhaltensweise der 519 Mit-
glieder dieses Hohen Hauses und dem, was der 
Herr Minister auf der Ministerbank während der 
Beratung seines Etats demonstrativ geboten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
eine gute Gepflogenheit, zum Abschluß der Haus-
haltsberatungen durch die Sprecher der Fraktionen 
auch Dank auszusprechen. Herr Kollege Haehser hat 
das bereits gestern in seinem Beitrag vorweggenom-
men. Ich möchte meinerseits den Dank der CDU/ 
CSU-Fraktion allen Mitarbeitern sowohl des Parla-
ments wie des Bundesfinanzministeriums wie auch 
der Fachressorts aussprechen, die in ähnlicher Weise 
wie wir bis in die Nachtstunden hinein strapaziert 
und in Einzelfällen vielleicht härter angefaßt worden 
sind, als sie es eigentlich verdienten. Herzlichen 
Dank also allen Mitarbeitern! 

Im übrigen hoffen wir, daß wir in den Haushalts-
debatten auch weiterhin einen Stil haben und pfle-
gen können, der sich von dem unterscheidet, was 
hier manchmal seitens der Regierung geboten wor-
den ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kirst. 
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Kirst (FDP): Frau Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Reaktionen auf Reden, Kol-
lege Althammer, hängen natürlich auch von den 
Reden ab. Mehr will ich zu dem, was Sie ganz am 
Schluß gesagt haben, nicht beitragen. Auf Ihre Be-
merkungen, soweit sie sachlich wichtig waren, 
komme ich im übrigen bei passender Gelegenheit 
meiner Ausführungen zurück. 

Wenn wir jetzt die Haushaltsberatungen 1973 be-
enden und davon ausgehen können, daß der Haus-
halt auch noch vom Bundesrat gebilligt und dann 
verkündet wird, sollten wir dabei sehen, daß damit 
doch eine langdauernde haushaltsrechtliche Aus-
nahmesituation zu Ende geht. Denn von etwa 14 
Tagen am Ende des vergangenen Jahres abgesehen, 
stehen wir jetzt am Ende eines Interregnums von 
etwa eineinhalb Jahren — seit dem 1. Januar 
1972 —, in denen Haushaltswirtschaft, Haushalts-
vollzug nach den Bestimmungen der vorläufigen 
Haushaltsführung erfolgen mußten. Nicht zuletzt 
deshalb sollten wir allen — jetzt von der Koalition 
ausgesprochen ist bei „allen" auch die Opposition 
eingeschlossen — dankbar sein, die dazu beigetra-
gen haben, daß der Haushalt 1973 — vom Bundes-
tag jedenfalls — noch vor der Sommerpause verab-
schiedet werden kann. 

Ich will, Kollege Althammer, das mit dem Zeit-
druck nur registrieren. Was dazu zu sagen war, 
habe ich vorgestern im Rahmen der Beratung des 
Einzelplans 04 gesagt. Ich darf Sie darauf verweisen. 
Aber doch noch soviel: Wir wären notfalls bereit 
gewesen, viel mehr als diese sicherlich knappen 
drei Tage für die Haushaltsberatung zur Verfügung 
zu stellen, wenn das der ernste Wunsch der Oppo-
sition gewesen wäre. Aber Sie müssen doch so ehr-
lich sein, daß Sie uns immer zu verstehen gegeben 
haben wo immer —, daß auch Sie daran interes-
siert waren, die Haushatsberatung in zweiter und 
dritter Lesung relativ schnell über die Bühne zu 
bringen. Das kann doch nun einmal nicht abgestrit-
ten werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun könnten wir es uns gemeinsam vielleicht 
leicht machen, indem wir die wahren Schuldigen an 
dem Zeitdruck bei den Kultusministern suchen; 
denn die haben uns diesen sagenhaften Ferienplan 
beschert, der uns veranlaßt, so früh in die Sommer-
pause zu gehen. Aber es ist sicherlich sehr schwie-
rig, bei dem komplizierten föderalistischen Werk 

-der  Ferienpläne in der Bundesrepublik auch noch 
die Notwendigkeiten des Parlaments zu berücksich-
tigen. Vielleicht sollten die Damen und Herren, 
wenn sie das machen, nicht nur die Interessen des 
Fremdenverkehrs, sondern auch einmal die parla-
mentarischen Erfordernisse berücksichtigen. 

(Zuruf von der SPD: Auch die der Schul- 
kinder!) 

— Sicher, auch der Schulkinder. Die sind an einer 
so großen Bandbreite sicherlich gar nicht so inter-
essiert, da wir in Deutschland auch nur begrenzt 
gutes Wetter haben und nicht alle ins Ausland fah-
ren können. 

Nun von dieser Abschweifung, die naheliegt, zu-
rück zum Haushalt. Ich schließe mich im Prinzip dem 
Wunsch des Kollegen Althammer insofern an — ich 
glaube, das ist der Wunsch des ganzen Hauses —, 
daß nach dem langen Interregnum, von dem ich so-
eben sprach, der Haushalt 1974 so früh wie möglich 
vorgelegt wird, damit wir im nächsten Jahr die 
zweite und dritte Lesung dann vielleicht schon im 
Februar, spätestens im März durchführen können, 
was sicher das Normale ist. Dabei müssen wir uns 
darüber im klaren sein, daß natürlich alles seine 
Vor- und Nachteile hat. Wir wissen eben umgekehrt, 
daß, je später ein Haushalt verabschiedet wird, er 
um so zeitnäher und wirklichkeitsnäher ist. 

Das, was Kollege Möller sachlich zum Haushalt 
gesagt hat, steht, meine ich, völlig in Übereinstim-
mung mit unseren Auffassungen. Das erlaubt mir —
abgesehen von einigen grundsätzlichen Bemerkun-
gen und einigen Bezugnahmen auf den Kollegen Alt-
hammer —, in zwei Punkten auf Äußerungen von 
Kollegen der CDU/CSU aus der zweiten Lesung, die 
nichts mit dem Haushalt zu tun haben, die mir aber 
politisch bedeutsam erscheinen, zurückzukommen. 

Zunächst hat der Kollege Baier — ich sehe ihn im 
Moment nicht, aber er kann das ja nachlesen --- im 
Zusammenhang mit dem Haushalt des Bundeskanz-
lers — wie könnte es anders sein? — einige Ausfüh-
rungen über die Arbeit des Bundesnachrichtendien-
stes gemacht. Wer diese Ausführungen gehört hat, 
muß doch wohl sagen: Dunkel war der Rede Sinn. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.- 
Zuruf des Abg. Stücklen.) 

Damit hier keine falschen Eindrücke hinsichtlich der 
Befürchtungen, der dunklen Andeutungen, die ge

-

macht worden sind, entstehen, möchte ich folgendes 
sagen. Mein Eindruck — ich habe seitens meiner 
Fraktion im Haushaltsausschuß und in der vergan-
genen Legislaturperiode im Vertrauensmännergre-
mium dieselben Funktionen gehabt wie der Kollege 
Baier; die Dinge sollten hier nicht immer nur ein-
seitig belichtet werden — aus der Arbeit in diesen 
drei Jahren ist der gewesen, daß ein Verhältnis der 
gegenseitigen Loyalität zwischen BND und politi

-

scher Führung bestand. Das sollte hier einmal ein-
deutig festgestellt werden. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Althammer? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, 
erinnern Sie sich daran, daß wir über diesen Punkt 
im Haushaltsausschuß eine sehr heftige Auseinan-
dersetzung hatten und daß ich namens der Haus-
haltsgruppe der CDU/CSU erklärt habe, daß wir 
diese andere Handhabung der Unterrichtung, die in 
diesem Jahr erstmals erfolgt ist, als nicht richtig und 
die Erklärung dazu als nicht befriedigend ansehen? 
Das war der Hintergrund der Erklärung des Kolle-
gen Baier. 

Kirst (FDP) : Verehrter Kollege Althammer, Sie 
stellen immer Fragen zu Dingen, von denen ich gar 
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nicht geredet habe. Ich habe eben davon gesprochen 

ich muß es für Sie wiederholen - daß mein Ein-
druck aus der Arbeit der vergangenen Jahre der 
gewesen ist, daß ein Verhältnis der gegenseitigen 
Loyalität zwischen Bundesnachrichtendienst und 
politischer Führung bestanden habe. Dies war hier 
von Herrn Baier vor zwei Tagen bestritten worden. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Sie haben jetzt aber das Verhältnis zwischen Herrn 
Baier und der Bundesregierung angesprochen. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Althammer.) 

In Übereinstimmung mit dem Kollegen Haehser 
muß ich hier sagen: Die Darstellung, daß hier ein 
bestimmter Tagesordnungspunkt nicht behandelt 
wurde, ist richtig. Ich habe mich aber durch diese 
Einschränkung ebensowenig wie der Kollege Haeh-
ser in meiner Entscheidungsfähigkeit hinsichtlich 
der eigentlichen Aufgabe, die uns der Haushalts-
ausschuß gestellt hat, irgendwie beeinträchtigt ge-
fühlt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Baier? 

Baier (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, können 
Sie mir bestätigen, daß es Aufgabe des Haushalts-
ausschusses ist, neben der Prüfung der haushalts-
mäßigen und finanziellen Seite in gewissem Rah-
men auch eine Überprüfung der Effizienz der zu-
ständigen Stellen vorzunehmen? 

Kirst (FDP) : Herr Kollege Baier, darin stimme 
ich Ihnen völlig zu. Allerdings setzt dies nicht die 
Form der Unterrichtung, die Sie gewünscht haben, 
voraus. Sie konnten praktisch alle Fragen, auch 
Fragen zur Beurteilung der Effizienz stellen. Eine 
weitere Bemerkung in diesem Zusammenhang will 
ich jetzt herunterschlucken. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Baier (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, würden 
Sie mir bestätigen, daß Ihnen bekannt ist, daß bis 
zum Jahre 1972 in allen Sitzungen des Unteraus-
schusses des Haushaltsausschusses zur Prüfung des 
Bundesnachrichtendienstes jeweils ein Lagebericht 
gegeben wurde und daß dieser Lagebericht diesmal 
erstmalig auf Weisung von Staatssekretär Grabert 
unterbleiben mußte? 

Kirst (FDP) : Herr Baier, das ist mir nicht nur 
bekannt — ich war wie Sie dabei —, das habe ich 
auch gar nicht abgestritten. 

(Abg. Baier: Na also!) 

Ich bestreite nur, daß das irgendeinen Einfluß auf 
die Erfüllung unseres Auftrages, den uns der Haus-
haltsausschuß gegeben hat, gehabt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will dieses Thema jetzt nicht zu sehr vertiefen. 

Sie haben am Montag auch von den öffentlichen 
Erörterungen über den Bundesnachrichtendienst ge-
sprochen. Verehrter Kollege Baier, wenn ich mich 
recht entsinne, fand, wann immer ich in den letz-
ten Jahren irgend etwas über den BND in der 
Presse, welcher auch immer, gelesen habe, ein mir 
vertrauter Name Erwähnung, nämlich der Name des 
Kollegen Baier. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Baier (CDU "CSU) : Herr Kollege Kirst, darf ich 
Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß die Diskussion 
über den Bundesnachrichtendienst nach dem Amts-
antritt der Regierung Brandt und den Personal-
maßnahmen von Herrn Bundesminister Ehmke ent-
standen ist, und ob Sie nicht auch der Meinung sind, 
daß es ein merkwürdiges Demokratieverständnis ist, 
wenn Sie verlangen, daß die Opposition zu all dem 
schweigt, was von der Regierung unternommen 
wird und was nicht konform ist mit parteineutraler 
Arbeit, die gerade für einen solchen Dienst not-
wendig ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Kirst (FDP) : Herr Kollege Baier, Sie teilen das 
Schicksal des Kollegen Althammer, daß Ihre Frage 
nichts an der Richtigkeit dessen ändert, was ich 
gesagt habe. Daß Ihre Vorwürfe, die Sie eben in die 
Frage hineinbrachten, unbegründet sind, steht im 
übrigen auch fest. Wenn ich das noch einmal auf-
greife, so einfach deshalb, Kollege Baier: Wir kön-
nen es nicht hinnehmen und ertragen, daß Sie 
dauernd mit unbewiesenen Vorwürfen gegenüber 
der Öffentlichkeit arbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Haehser: Das mindert die Vertrauens

-

würdigkeit des Kollegen Baier! — Abg. 
Baier: Da müssen Sie an Ihren Herrn Wie- 
nand denken! Wienand ist das Musterbei- 

spiel!) 

Ich habe an den Kollegen Professor Carstens, der 
zur Zeit nicht anwesend ist, eine bescheidene Bitte. 
Diese Bitte stützt sich auf das Wissen, das wir von 
seinen Erfahrungen auf diesem Gebiet haben. Ich 
möchte ihn bitten zu prüfen, ob er es nicht als einen 
Teil seiner jetzt gewonnenen politischen Führungs-
aufgabe betrachten könnte, dem Kollegen Baier 
etwas Lebenshilfe im Umgang mit diesem kost-
baren und verwundbaren Instrument Bundesnach-
richtendienst zu geben. 

Meine Damen und Herren! Ein anderer Punkt aus 
der zweiten Lesung, wobei die Aneinanderreihung 
der Namen rein zufällig, allenfalls alphabetisch ist; 
sie ist in keiner Weise eine Wertung. Ich komme 
jetzt also vom Kollegen Baier zum Kollegen Profes-
sor Erhard, den ich hier auch nicht sehe. Sicherlich 
war das, was er gestern hier gesagt hat und was das 
ganze Haus mit Aufmerksamkeit gehört hat, was 
man ohne Wertung als eine Mischung aus Nostalgie 
und Kassandra-Rolle bezeichnen kann, einer der be-
deutendsten Beiträge dieser Tage. Dieser Beitrag 
erfordert aber auch dann, wenn der Kollege Profes- 
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sor Erhard nicht anwesend ist, noch ein paar Worte 
gerade seitens der FDP. 

Die FDP von 1973, meine Damen und Herren, be-
kennt sich ganz klar zu ihrer historischen Leistung 
aus dem Jahre 1948. Darüber gibt es überhaupt kei-
nen Zweifel. Nun hat Herr Erhard die damalige 
Rolle der FDP aus Anlaß des Jubiläums, das heute 
begangen wird, etwas verklärt dargestellt. Es war 
nicht so, daß die FDP damals nur eben dabei war, 
sondern sie war damals die treibende Kraft beim 
Durchbruch zur sozialen Marktwirtschaft. Das sollte 
einmal in die Erinnerung zurückgerufen werden. 
Herr Professor Erhard kennt die historischen Vor-
gänge ganz genau, und er weiß genau genug, wer 
wen und was zur gegebenen Zeit in dieser Vergan-
genheit vorgeschlagen hat. 

Aber ich muß noch eines sagen: In dieser Rede 
war ein sehr böses Wort, und deshalb greife ich es 
noch einmal auf. Graf Lambsdorff hat es gestern 
schon kurz aufgegriffen. Es war das an uns gerich-
tete Wort — sinngemäß —: Wenn ich Sie in dieser 
Gesellschaft sehe — damit meinte er offenbar unse-
ren Koalitionspartner —, tut mir das in der Seele 
weh, oder so ähnlich. Meine Damen und Herren, wir 
Freien Demokraten des Jahres 1973 haben nicht die 
geringste Veranlassung, uns unseres heutigen Koa-
litionspartners zu schämen. Das möchte ich auf diese 
Feststellung hin einmal deutlich sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein zweites: Ich muß hier vielleicht die Einfügung 
machen, daß ich — ich war damals Student der 
Volkswirtschaft -- Herrn Professor Erhard damals 
sehr bewundert habe. Ich habe aus seinem Verhal-
ten auch eine persönliche Konsequenz gezogen, näm-
lich die, mich durch Beitritt zur FDP politisch für die 
Marktwirtschaft zu engagieren, und ich war nur ver-
wundert, den Begründer der Marktwirtschaft dann 
bei der CDU zu finden. Auch der liberale Professor 
Erhard müßte, wenn er über das böse Wort nach-
dächte, das ich vorhin zitiert habe, Verständnis dafür 
aufbringen, daß es für uns Liberale vielleicht Situa-
tionen gegeben hat, in denen wir dieses Wort auf 
ihn hätten anwenden können, weil wir ihn in der 
Gesellschaft von Konservativen aller Schattierungen 
sehen mußten bis hin zu der Grenze des Konserva-
tiven, von Abendländern, Kalten Kriegern und Kleri-
kalen. Das haben Sie ja alles aufzuweisen. Ich sage 
das nur, damit man in Zukunft etwas vorsichtiger 
wird. 

Lassen Sie mich im Hinblick auf dieses historische 
Jubiläum, das auch der Kollege Althammer wieder 
angesprochen hat, weil wir nun darüber reden, noch 
einen Schritt weitergehen. Ich habe den Eindruck —
das ändert ja nichts an unserem Bekenntnis dazu, 
daß wir diese soziale Marktwirtschaft geschaffen 
haben und zu ihr stehen —, daß dieser Staat, dieses 
Land, diese Gesellschaft auch einen hohen politi-
schen Preis für die Einführung und Erhaltung dieser 
Marktwirtschaft gezahlt hat: den der jahrzehntelan-
gen politischen Vorherrschaft der CDU/CSU. Das 
müssen wir einmal ganz deutlich sehen. So war es 
doch. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Die FDP und Herr Erhard haben im Jahre 1948, 
als Sie von der CDU noch auf dem Ahlener Pro-
gramm saßen, die soziale Marktwirtschaft erzwun-
gen. Sie haben das dann adaptiert. Dann sind Sie 
mit dieser sozialen Marktwirtschaft in die Wahl-
kämpfe gezogen und haben die Mehrheit errungen. 
Was Sie dann außerhalb des Bereichs der Wirtschaft 
und selbst dort gemacht haben, war oft alles andere 
als liberal und freiheitlich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wehner: Weder Ahlen noch liberal! — 
Abg. Katzer: Und die FDP war der treue 

Begleiter, ja?) 

— Ich habe ja gesagt, Herr Kollege Katzer — und 
wenn Sie genau zugehört hätten, hätten Sie diese 
Frage nicht gestellt —: Wir alle haben einen hohen 
politischen Preis für die Einführung, Durchsetzung 
und Erhaltung der sozialen Marktwirtschaft gezahlt. 
Das hier festzustellen, schien mir nach der Rede von 
Professor Erhard wichtig. Für uns war es natürlich 
eine gute Sache, daß uns Godesberg von dem Zwang 
befreit hat, um der Marktwirtschaft willen immer 
nur mit Ihnen koalieren zu müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
 
So muß man einmal den gesamten historischen Zu

-

sammenhang dieser letzten 25 Jahre sehen. 

Nun hat die Opposition, besonders ausgeprägt 
gestern auch Professor Erhard, das Leitthema der 
Inflation angeschnitten. Weniger bei Ihnen, Herr 
Kollege Althammer, als gestern bei Herrn Erhard, 
aber auch bei anderen, ist wieder der gesellschafts-
politische Akzent der Entwicklung zum Durchbruch 
gekommen. Was da immer so gesagt wird, erinnert 
mich an Dinge vor 50 Jahren oder so. Stichwort: 
überstaatliche Kräfte. Sie wissen, wen ich meine. Es 
ist ja fast alles immer in irgendeiner Form schon 
einmal dagewesen: Da gibt es so dunkle Kräfte, die 
wollen in Wirklichkeit die Inflation, weil sie damit 
das System verändern wollen. — Das wird uns doch 
immer weisgemacht. 

Ich will hier jetzt keine neue ausgedehnte Stabili-
tätsdebatte führen, aber der Vorwurf, diese Regie-
rung und diese Koalition betrieben bewußt Infla-
tionspolitik, diese Regierung sei eine Inflations-
regierung, wird zwar durch Wiederholung nicht 
wahrer, kann aber nicht oft und scharf genug zurück-
gewiesen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Absurdität dieser gesellschaftspolitischen oder 
ideologischen Variierung oder Verkleisterung --
wie immer Sie das wollen — kann doch eigentlich 
nicht besser und überzeugender erwiesen werden als 
durch die Bitte, sich einmal in der Welt umzusehen 
und festzustellen, welche parteipolitischen Zusam-
mensetzungen der jeweiligen Regierungen in dieser 
Welt heute welche Geldentwertungsraten haben. 
Wenn Sie das tun, werden Sie feststellen, wie absurd 
diese Vorwürfe alle sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Art und Weise der Argumentation der Oppo

-

sition über die Geldwertstabilität zeigt mir immer 
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wieder, daß es hier gar nicht um die Sache, sondern 
um das parteipolitische Kalkül geht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wer einen Stabilitätspakt will — ich habe es wohl 
schon einmal gesagt —, der muß erst einmal einen 
Wahrheitspakt abschließen und einhalten. Es geht 
uns nicht darum, die Tatbestände zu bestreiten 
und zu verniedlichen; aber es geht immer wieder 
um die Klarstellung der Verantwortlichkeiten. 

Wir Freien Demokraten — ich habe das im frü-
heren Bundestag schon oft genug sagen können — 
haben ein ganz sauberes und gutes Gewissen, auch 
was Zitate anbelangt. Es gibt von uns keine Zitate, 
die Sie uns in diesem Zusammenhang vorwerfen 
könnten. Ich habe früher schon gesagt, daß auch 
vorhandene Zitate von der anderen Seite, die 
falsch waren, natürlich heute nicht dadurch besser 
werden, daß sie von Ihnen gebraucht werden. 

Aber noch einmal im Zusammenhang mit der 
Marktwirtschaft heute, beim 25jährigen Jubiläum: 
Die FDP wird in guten wie in schlechten Zeiten zur 
sozialen Marktwirtschaft stehen und — wie immer 
die Verhältnisse sind — den Dirigismus ablehnen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben aus dieser Position heraus auch unsere 
Stellung zu großen gesellschaftspolitischen Aufga-
ben bezogen, die uns in der nächsten Zeit beschäf-
tigen werden, wie Mitbestimmung und Vermögens-
bildung. Ich will das jetzt nicht vertiefen, obwohl 
Anlaß wäre, manches von dem noch richtigzustellen, 
was seitens der Opposition dazu gesagt worden ist. 
Ich darf nur so viel sagen: Die Essentials der FDP 
in diesen Fragen sind bekannt und unverzichtbar. 

Nun zur haushalts- und finanzpolitischen Bilanz 
dieser zweiten Lesung, dieser Haushaltsberatung. 
Die Opposition hat — Herr Kollege Althammer, 
ich muß es sagen, Sie haben es erwartet — keine 
überzeugenden Alternativen geboten. Ich will jetzt 
gar nicht den Streit führen, ob es überhaupt Auf-
gabe einer Opposition ist, Alternativen aufzuzeigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird durch 
Wiederholung nicht glaubwürdig!) 

Lassen wir das im Moment einmal ausgeklammert. 
Aber daß Sie überzeugende Alternativen geboten 
hätten, können Sie wirklich nicht behaupten. 

Sie haben einzelne Korrekturen, mehr nach oppor-
tunistischen Gesichtspunkten — nämlich: wer profi-
tiert vielleicht draußen im Lande davon? —, vorge-
schlagen. Ich denke besonders an den Einzelplan 10, 
aber auch an andere, von den Paradepferden Ihrer 
Sparsamkeit, nämlich der Informationsarbeit der 
Bundesregierung und dem Neubau des Bundeskanz-
leramts ausgesehen. Die Haltung dort konnte zu 
der Vermutung veranlassen, daß Sie auf Jahrzehnte 
nicht damit rechnen, in diesen Neubau auch einmal 
mit einem Ihrer Leute einzuziehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Davon abgesehen haben Sie eigentlich keine An-
träge gestellt, die die Ausgaben mindern, wenn ich 
mich recht erinnere, sondern durch Ihre Anträge das 

Rezept bestätigt, das ich immer gern als Hexenein-
maleins bezeichne: Da, wo es paßt, wo es opportun 
ist, mehr, aber trotzdem insgesamt weniger. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Althammer? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, 
um hier kein Mißverständnis aufkommen zu lassen, 
darf ich Sie fragen, ob Sie nicht auch der Auffas-
sung sind, daß es vielleicht empfehlenswerter wäre, 
mit einem kleineren Apparat effektiver zu arbeiten 
und dann eben auch nicht entsprechend große Bau-
vorhaben haben zu müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist bessere Politik, was 

wir machen!) 

Kirst (FDP) : Ich glaube, Herr Kollege Althammer, 
Sie sehen hier eines falsch, wenn ich darauf noch 
einmal zurückkommen darf. Sie vergleichen das 
Palais Schaumburg, das wir alle kennen und ver-
ehren, mit dem Neubau, den ich nebenbei architek-
tonisch — wenn ich das sagen darf — furchtbar 
finde. Aber das ist nicht meine Aufgabe. Ich habe 
das einmal im Haushaltsausschuß als den Triumph 
der Funktion über die Architektur bezeichnet. Aber 
das steht ja jetzt nicht zur Debatte; das will ich 
jetzt gar nicht sagen. 

(Abg. Dr. Althammer: In diesem Punkt sind 
wir uns einig!) 

Aber Sie vergleichen, glaube ich, beides mitein-
ander und übersehen, daß ja in diesen Neubau 
unendlich viel hinein muß, was heute gar nicht da 
sein kann, wo es eigentlich sein müßte. 

Aber Sie haben etwas Kosmetik betrieben oder 
zu betreiben versucht. Ich muß sagen, auch die 
Anträge, die Sie beim Einzelplan 32, beim Einzel-
plan 60 und beim Gesetz gestellt haben, fallen 
streng genommen unter diesen Begriff der Kos-
metik. Die stabilitätspolitische Qualität des Haus-
halts — um es einmal etwas hoch zu formulieren -- 
hätte bei Annahme Ihrer Anträge keinen Deut Ver-
besserung erfahren; denn kein Pfennig würde letz-
ten Endes weniger ausgegeben, kein Pfennig mehr 
eingenommen und kein Pfennig mehr stillgelegt. 
Wir haben uns in dieser Frage um Methoden ge-
stritten; aber im Prinzip würde es auf dasselbe hin-
auslaufen. 

Da keine Alternativen seitens der Opposition 
vorgelegen haben, muß man manchmal bei der glo-
balen Kritik, die die Opposition nicht nur am Haus-
halt, sondern an der gesamten Politik der Regierung 
übt, den Eindruck gewinnen, daß sich diese Kritik 
im wesentlichen darauf gründet, daß man es eben 
nicht selbst tut. Versuchen wir uns vorzustellen, wie 
ein Haushalt einer von der CDU gestellten Regie-
rung aussähe. Wer den Haushalt kennt, Herr Kol-
lege Althammer, der wird feststellen: Schon wegen 
der Zwangsläufigkeiten würde es da wohl keine so 
großen Unterschiede geben. Obwohl das nicht meine 
Aufgabe ist, möchte ich der Opposition den Rat ge- 
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ben, ob sie nicht von ihrer globalen Kritik, die 
selbstverständlich insgesamt falsch ist und damit 
unglaubwürdig wirkt und ist, zu einer etwas glaub-
würdigeren selektiven Kritik übergehen sollte, wo-
bei ich weiß, daß es selbstverständlich sehr viel 
Arbeit voraussetzt, wirklich Kritisierenswertes zu 
finden. 

Nun, Herr Kollege Althammer, ich will nicht auf 
das eingehen, was Sie zu dem Thema gesagt haben, 
von dem ich meine, daß parlamentarischer Anstand 
erfordert, es so lange nicht von diesem Platz aus 
zu erörtern, wie der von uns eingesetzte Unter-
suchungsausschuß tagt. Sie haben in diesem Zusam-
menhang die Vermutung geäußert, daß es Wähler 
gebe, die ihre Entscheidung für die Koalitionspar-
teien vom 19. 11. 1972 bedauerten. Herr Kollege 
Althammer, ich habe die Vorstellung, daß im Laufe 
von 20 Jahren vielleicht Millionen ihre Wahlent-
scheidungen für die CDU vom September 1953, 1957, 
1961 und 1965 bedauert haben. Vielleicht können 
wir uns auf diese Vorstellung einigen. 

Nun hat der Sachverständigenrat mit der Passage, 
die wiederholt Gegenstand der Erörterungen ge-
wesen ist, alle Chancen, zu einem Dauerbrenner der 
parlamentarischen Diskussion zu werden. Ich möchte 
zunächst sagen — „Sachverständige", das klingt so 
vornehm —: Ob sie unbedingt das Wort „Skandal" 
hätten wählen sollen, ist eine Geschmacksfrage. Um 
noch einmal klarzumachen, worauf es ankam, stelle 
ich es jetzt verkürzt dar und beziehe mich auf 
meine Ausführungen vom vergangenen Montag: Pro-
fessor Carstens hat hier ein Zitat gebracht und da-
mit einen Verwurf gegen die Bundesregierung be-
gründet. Dies war nach dem wörtlichen Zitat aus 
dem Gutachten des Sachverständigenrats falsch; 
denn dieser Vorwurf bezog sich auf die Finanzpla-
nung aller Gebietskörperschaften. Mehr will ich 
dazu nicht sagen. 

Herr Kollege Althammer, was Sie im übrigen zu 
dem Bereich Inflation gesagt haben — um darauf 
noch einmal zurückzukommen —, kann ich, da Sie 
heute stellvertretend auf einem berühmten Platz die-
ses Hauses sitzen, nur unter dem Begriff subsu-
mieren: Aus dem Süden nichts Neues! Wir alle — 
wir Freie Demokraten sicher am wenigsten — haben 
in diesem Zusammenhang in den letzten Jahren 
etwas unter dem von einer bestimmten Seite in die 
Politik eingeführten Irrglauben an die Möglichkei-
ten der Globalsteuerung gelitten. Ich betone: Uns 
Freie Demokraten betrifft das am allerwenigsten. 
Aber das gehört der Geschichte an, und ich darf 
darauf hinweisen, daß der jetzige Bundeswirt-
schaftsminister im Jahreswirtschaftsbericht sehr 
deutlich auf die Grenzen des Quantifizierbaren, auf 
die Grenzen des Machbaren im wirtschaftlichen Ab-
lauf hingewiesen hat. 

Zur Indexklausel: Herr Kollege Althammer, ein-
verstanden! Sie wissen ja, daß es darüber in die-
sem Hause zur Zeit Auseinandersetzungen gibt. 

Was die konjunkturpolitische Bedeutung des Bun-
deshaushalts 1973 und des Bundeshaushalts über-
haupt anbelangt, kann ich es mir versagen, das zu 
wiederholen, Herr Kollege Althammer, was ich im 

April dargelegt habe. Ich habe davon nichts zurück-
zunehmen und glaube, daß es auch richtig gewesen 
ist; insofern verweise ich auf meine Ausführungen 
vom 4. April d. J. 

Was jedoch interessant war, war die Einschrän-
kung, die auch Sie, Herr Kollege Althammer, heute 
zum ersten Male, wie ich glaube, gemacht haben; 
im Unterschied dazu darf ich Sie an das erinnern, 
was der Kollege Strauß bei der Debatte über die 
Regierungserklärung im Januar geäußert hat, als er 
von den Mitteln der Wirtschafts-, der Konjunktur-
politik gesprochen hat: Da stand die Rolle der 
öffentlichen Haushalte ganz vorn, dann kam eine 
lange Weile nichts, und dann erst kam etwas an-
deres. Die Relativierung, die Sie heute vorgenom-
men haben, könnte eigentlich — ich will es hoffen 
— ein Schritt zur Versachlichung der Debatte sein, 
zumal Sie — — 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, 
damit hier kein Mißverständnis aufkommt und etwa 
ein Gegensatz zwischen den Ausführungen des Kol

-

legen Strauß und den meinen konstruiert wird, .darf 
ich Sie fragen, ob Sie zur Kenntnis genommen 
haben, ,daß ich ausdrücklich von der „wichtigen 
Leitfunktion" .des Bundeshaushalts gesprochen 
habe. 

Kirst (FDP) : Sicher haben Sie davon gesprochen, 
aber Sie haben dies nicht in dieser Absolutheit ge-
tan. Wenn Sie es jetzt allerdings, weil ich Sie an 
Strauß erinnere, zurücknehmen wollen, kann ich Sie 
nicht daran hindern; es täte mir nur leid! 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Sie haben nicht in der gleichen Absolutheit davon 
gesprochen, in der der Kollege Strauß das getan 
hat. 

Für mich jedoch und für uns gilt unverändert, 
was ich damals dazu gesagt habe: daß ganz am 
Anfang die Geld- und Kreditpolitik steht, die Poli-
tik, die über die Geldmenge entscheidet, daß dann 
das Verhalten der in der Wirtschaft autonom Täti-
gen selbst kommt und dann auch der Haushalt, d. h. 

,die staatliche Finanz- und Haushaltspolitik. Hier-
bei müssen wir immer wieder sehen — um das 
ebenfalls noch einmal hervorzuheben, damit die 
politische Auseinandersetzung richtig gewertet 
wird —, daß der Bund an allen öffentlichen Haus-
halten einen Anteil von gut 40 % hat; das übrige 
entfällt auf Länder und Gemeinden. Wir wissen ja, 
daß in den Ländern und Gemeinden in durchaus 
richtiger Weise nicht nur die Regierungsparteien in 
Bonn das Sagen haben; insofern eignet sich das 
Thema so wenig zur parteipolitischen Auseinander-
setzung. 

Es kommt hinzu — das wissen wir aus Erfah-
rung —, daß die Möglichkeiten der Konjunktur-
steuerung über den Haushalt aus der Baisse, aus der 
Rezession heraus eben leichter zu handhaben sind 
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als umgekehrt. — Das nur noch einmal stichwort-
artig als Wiederholung! 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren — ich 
will dazu beitragen, daß wir diese dritte Lesung 
schnell beenden können —, noch eines sehr deutlich 
in diesem Zusammenhang sagen! Herr Kollege Alt-
hammer, es macht sich natürlich schön; das wird 
morgen in jeder Zeitung stehen, der Bund der 
Steuerzahler und alle anderen werden es zitieren, 
ihre schöne Formulierung, die sinngemäß lautet: 
Jeder wird belastet durch das Stabilitätsprogramm, 
nur die Regierung nicht. 

Herr Kollege Althammer, erstens stimmt es nicht, 
und zweitens ist es falsch. 

(Heiterkeit.) 

Es stimmt nicht, weil Sie wissen, welche Änderun-
gen im Haushalt durchgeführt worden sind, und es 
ist falsch, wenn Sie hier den fatalen Eindruck er-
wecken wollen — um es einmal ganz überspitzt aus-
zudrücken —: Diese 120 Milliarden, die da die 
Steuerzahler aufzubringen haben, dienen dem Pri-
vatvergnügen von zwei Dutzend Ministern. — Das 
ist doch die fatale Fehlsteuerung der Einschätzung, 
die sich immer aus solchen Formulierungen ergibt! 

(Lebhafte Zustimmung bei den Regierungs
-parteien.) 

In Wirklichkeit heißt ja Einschränkung des Staats

-

verbrauchs auch Einschränkung der Befriedigung der 
Bedürfnisse der Bürger auf andere, indirekte Weise. 

(V o r sitz : Vizepräsident Dr. Schmitt- 
Vockenhausen.) 

Das muß man wieder einmal ganz deutlich sagen; 
denn der Staat ist ja kein Selbstzweck. Der Anteil 
der reinen Verwaltung des Staates gibt zwar immer 
Anlaß zur Kritik, ist aber insgesamt gesehen relativ 
gering, auch was die Personalkosten anbelangt, nicht 
nur bei uns im Bund, sondern ebenso in den Ländern, 
wo das Schwergewicht auf den öffentlichen Dienst-
leistungen Bildung, Sicherheit, Gesundheit usw. liegt. 
Das muß man und das sollte man bei einer solchen 
Haushaltsberatung vielleicht als letzten Gedanken 
auch unserer Bevölkerung, die immer mit diesen un-
verständlich großen Zahlen um 120 Milliarden DM 
konfrontiert wird, noch einmal sagen. Der Staat ist 
kein Selbstzweck, der Staat ist kein Monstrum, er 
ist kein Leviathan. Der Staat — das sind wir alle. 
Die Ansprüche, die der Staat angeblich an die Bür-
ger stellt, sind in Wirklichkeit Ansprüche, die die 
Bürger an diesen Staat stellen. Das muß man immer 
wieder deutlich sehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die FDP-Fraktion, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, stimmt dem Haushalt 1973 zu. Sie sieht in 
ihm trotz aller gegenteiligen Behauptungen die Fort-
setzung einer unter gewiß schwierigen Umständen 
geführten, soliden Haushaltspolitik der letzten Jahre. 
Sie hat die feste Erwartung, daß sich bei den Haus-
haltsberatungen 1974 die Erwartungen der Regie-
rungsparteien erfüllt und die Befürchtungen der 

Opposition als gegenstandslos erwiesen haben wer- 
den. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesminister der Finanzen. 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf noch 
einmal in Ihre Erinnerung zurückrufen, daß die 
vorige Bundesregierung der sozialliberalen Koali-
tion in frühzeitiger Erkenntnis der bevorstehenden 
konjunkturellen Entwicklung schon am 6. Septem-
ber des vorigen Jahres den Gesamtrahmen des Bun-
deshaushalts 1973 in einem Haushaltsgerüst, wie 
wir es  damals genannt haben — nicht in lauter 
Details, wie gestern ein Oppositionsredner hier 
behauptet hat —, auf 120,4 Milliarden DM fest-
gelegt hatten. 

Die Opposition hat damals unseren Beschluß als 
Wahltaktik qualifiziert, die überhaupt nicht zu ver-
wirklichen sei. Heute weiß die Öffentlichkeit und 
weiß auch dieses Haus, daß wir trotz erheblicher 
Mehrbelastungen, die in der Zwischenzeit einge-
treten sind — die Mehrbelastungen in Höhe von 
1 Milliarde DM haben wir durch Einsparungen an 
anderer Stelle aufgefangen —, nicht nur die 120,4 
Milliarden DM halten, sondern sogar noch um 
200 Millionen DM darunterliegen. 

Im gleichen Zeitraum haben sich die Haushalte 
aller Länder und fast aller Gemeinden — im Gegen-
satz zu diesem Beispiel des Bundes --- expansiv 
entwickelt. Ich wäre dankbar, wenn sich die Finanz-
wirte der Opposition bei ihrem etwas freizügigen 
Gebrauch von Zitaten aus Sachverständigengut-
achten diesen Sachverhalt bitte vor Augen führen 
würden. 

Der Bundestag wie die Bundesregierung haben 
sich akkurat an das gehalten, was verabredet war, 
die anderen nur mit großem Abstand und zum Teil 
gar nicht. 

Das Argument der sogenannten Schattenhaus-
halte, das wir in den letzten drei Tagen wieder ge-
hört haben, das hier immer wieder bemüht wurde 
und mit Hilfe dessen behauptet worden ist, der 
Haushaltszuwachs betrage nicht 9,6 %, sondern viel-
mehr 13 %, ist weder rechnerisch, weder von der 
Algebra her noch von der finanzwirtschaftlichen 
Logik her eine vertretbare Darstellung. Wenn Sie 
nämlich den Zuwachsraten des Haushalts 1973 das, 
was Sie Schattenhaushalte nennen, hinzuschlagen, 
müssen Sie das natürlich auch beim Basisjahr 1972 
tun. Wenn Sie dies tun, werden Sie finden, daß 
formal jene Zahl richtig ist, die auch die Regierung 
bisweilen benutzt hat: daß der Zuwachs des Haus-
halts rund 9,6% oder 9,7 % beträgt. Wenn Sie die 
wirtschaftlichen Tatbestände betrachten, werden Sie 
zum Ergebnis kommen, daß es ein Zuwachs von 
10,5%  gegenüber den IstAusgaben im Wirtschafts-
jahr 1972 ist, gegenüber einer Steigerung des nomi-
nellen Bruttosozialprodukts um 12,6 %, ein Ausmaß, 
das weit unterhalb der allgemeinen Wirtschaftsent-
wicklung liegt, deshalb kontraktive Wirkung hat 
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und als konjunkturgerecht bezeichnet werden muß. 
Wenn alle öffentlichen Hände, 16 000 Gemeinden 
und 11 Länder, sich genauso verhalten könnten und 
wollten, läge eine wirklich zu Buch schlagende Be-
schränkung der Nachfrage durch die öffentlichen 
Hände auf den Märkten der Güter und Dienstleistun-
gen vor. 

Es ist angesichts dieses Tatbestandes eine wirt-
schaftslogisch und finanzlogisch schwer zu ver-
stehende Übertreibung, wenn die Opposition im 
Laufe dieser drei Tage vorgeschlagen hat, die Aus-
gaben des Bundes noch einmal um weitere 2,5 Mil-
liarden DM, sprich: noch einmal um 2 % Zuwachs-
rate zu kürzen, davon allein den Schuldenhaushalt 
um 260 Millionen, die Personalverstärkungsmittel 
um eine knappe halbe Milliarde DM; dann noch eine 
globale Minderausgabe von 1,7 Milliarden DM, was 
insgesamt einer Kürzung der nicht gebundenen An-
sätze, der nicht rechtlich oder international gebun-
denen Ansätze im Bundeshaushalt um 10% entspre-
chen würde. 

Meine Damen und Herren, man muß kein Fach-
mann der Finanzwirtschaft und kein Mitglied des 
Haushaltsausschusses sein, um zu wissen, daß so-
wohl Personalverstärkungsmittel als auch der Schul-
denhaushalt ausreichend dotiert sein müssen, um die 
tatsächlich bestehenden rechtlichen Verpflichtungen 
abdecken und bezahlen zu können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dazu braucht man von der Sache überhaupt nichts 
zu verstehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Althammer? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Etwas 
später, bitte! 

Durch die Kürzung bei solchen Ansätzen wird 
zwar vermeintlich ein Effekt erzielt, Herr Kollege 
Althammer, aber nicht eine einzige Mark bei der 
Bedienung der Anleiheschuld der öffentlichen Hand 
kann dadurch eingespart werden. Es wäre reine 
Kosmetik, weiter nichts. Wie gesagt, man muß kein 
Fachmann sein, um mein Argument zu verstehen. 

(Abg. Dr. Althammer: Ist jetzt die Zwi

-

schenfrage gestattet?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Bitte 
sehr! 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Minister, 
würden Sie diesem Hause auch mitteilen, welche 
Erfahrungen im letzten Jahr mit dieser Etatposition 
„Personalverstärkungsmittel" gemacht worden sind. 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Ich will 
das dem Haus gern mitteilen. Ich kann es nicht aus 

dem Handgelenk, Herr Althammer. Ich will es nach-
sehen und Ihnen dann gerne mitteilen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Sehr schwach!) 

— Ich bin doch kein Falschmünzer, der so tut, als ob 
er alle Zahlen aus dem Handgelenk streuen könnte. 
Ich bitte Sie, es wäre doch wirklich ganz unredlich, 
so etwas zu tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bitte Sie, sich darüber klar zu sein, daß Sie — 
zwar nicht so deutlich wie in der ersten Lesung 
dieses Bundeshaushalts, aber doch deutlich genug — 
auch in dieser dritten Lesung insgesamt nicht haben 
erkennen lassen, ob Ihnen der Haushalt zu groß 
oder zu klein ist. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
richtig!) 

Sie haben zwar einerseits solche, wie ich sie nenne, 
kosmetischen oder optischen Änderungsanträge ge-
stellt, andererseits haben wir gehört, eigentlich sei 
der Verteidigungshaushalt zu klein, eigentlich sei 
der Agrarhaushalt zu klein; den letzteren haben Sie 
sogar mit solcher Begründung abgelehnt; ich habe 
auch über Entwicklungshilfe einige derartige Ausfüh-
rungen gehört. Es wäre gut, wenn Sie sich für die 
nächste Haushaltsberatung, die ja bald kommt, Herr 
Professor Carstens — es sind keine sechs Monate 
mehr —, vorher darüber einig würden, wie Sie 
grundsätzlich Ihre Kritik am Umfang des Haushalts 
einrichten wollen. Wenn sich dann Ihre Fachleute nut 
dem ganzen breiten Felde der Fachpolitiken in dieses 
Ihr eigenes Konzept einfügen könnten, hätten wir 
nämlich einen Partner für die haushaltspolitische 
Auseinandersetzung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Althammer: Alles klar bei uns, Herr 

Minister!) 

Ich muß in diesem Zusammenhang meinem Freund 
Dr. Alex Möller voll darin zustimmen — auch dem 
übrigen Inhalt seiner Intervention von heute mor-
gen, aber insbesondere diesem deutlich herausge-
arbeiteten Gedanken —, daß antizyklische Finanz-
politik uneingeschränkt durch Variierung der Aus-
gaben oder gar nur der Investitionsausgaben eben 
nur in rezessiven Zeitläuften möglich ist, daß sie 
nicht uneingeschränkt möglich ist in Zeitläuften, in 
denen wir gegenwärtig leben, und daß es schon 
rechtlich nicht zulässig ist, nur den Bundeshaushalt 
zum Lückenbüßer für die Steuerung der Gesamt-
konjunktur der Volkswirtschaft zu machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung stimmt mit diesen Ausführun-
gen voll überein. Sie ist nicht nur der Meinung, 
daß der Bundeshaushalt nicht allein instrumental 
eingesetzt werden kann, sondern daß darüber hin-
aus die öffentlichen Hände auch gemeinsam die Last 
der Konjunktursteuerung nicht allein tragen kön-
nen. Wenn Sie sich das Stabilitätspaket noch einmal 
vor Augen führen, sehen Sie, daß darin die öffent-
lichen Hände instrumental durch Ausgabenein-
schränkungen entsprechend genutzt werden, aber 
eben keineswegs nur der Bund, sondern auch die 
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öffentlichen Hände in den Ländern und Gemeinden, 
wie es vernünftig ist. 

Der Schuldendeckel für Bund, Länder und Gemein-
den wird die ursprünglich von allen drei Ebenen zu-
sammen mit knapp 18 Milliarden DM geplante 
Nettokreditaufnahme auf maximal 12 Milliarden 
DM reduzieren. Von dieser Verminderung ist der 
Bund — zunächst waren für ihn 1,7 Milliarden DM 
vorgesehen — mit 1,9 Milliarden DM betroffen. Das 
heißt, daß wir die Schuldenaufnahme des Bundes, 
die nach der noch geltenden Finanzplanung für das 
Jahr 1973 5,8 Milliarden DM betragen sollte, um 
zwei Drittel, nämlich auf knapp 1,9 Milliarden DM, 
reduziert haben. Dies sollen andere öffentliche 
Haushalte erst einmal nachmachen. Erst dann hätte 
man im Bundesrat und anderswo die Legitimation, 
die Haushaltstgebarung des Bundes zu kritisieren. 

Ich möchte dann noch ein Wort sagen, das auch 
die Nichtfachleute verstehen werden; auch dazu muß 
man nicht Mitglied des Finanzausschusses oder des 
Haushaltsausschusses sein. Der Antrag der Oppo-
sition, die Einnahmen des Bundes global einfach um 
1,2 Milliarden DM heraufzusetzen, entspricht nicht 
der notwendigen Sorgfalt und übrigens auch nicht 
den gesetzlichen Vorschriften. Man kann nur solche 
Einnahmen einsetzen, von denen man weiß, daß man 
sie auch haben wird. Damit man aber weiß, welche 
Einnahmen der Bund haben wird, gibt es seit vielen 
Jahren den Arbeitskreis „Steuerschätzungen", in 
den nicht nur die Bundesregierung, sondern auch die 
Länder, die Gemeinden, die Bundesbank, die wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute und 
der Sachverständigenrat Fachleute entsenden. Dieser 
Arbeitskreis hat unter Berücksichtigung der voraus-
sichtlichen Wirkungen des Stabilitätsprogramms 
seine Schätzungen vorgelegt, und wir haben uns da-
nach gerichtet. Wenn statt dessen der Bundestag 
der willkürlichen Heraufsetzung der Einnahmen, die 
die Opposition vorschlägt, Folge leistete, würde das 
-- ich wiederhole es -- nicht nur auf schwere kon-
junkturpolitische Bedenken stoßen, weil ganz falsche 
Erwartungen erzeugt würden, sondern auch eindeu-
tig rechtlichen — das Wort „Bedenken" wäre hier 
zu schwach — Gesetzesbefehlen widersprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Althammer? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Jawohl, 
bitte! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Minister, ist 
Ihnen bekannt, daß wir diesen Antrag ausdrücklich 
mit dem Hinweis auf die neuesten Daten begründet 
haben, die der Sachverständigenrat in seinem Son-
dergutachten gesetzt hat? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Mir sind 
alle Ihre Begründungen bekannt. Das Sondergutach-
ten stammt vom 3. Mai. Die Schätzungen des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen" stammen aus 
den allerletzten Wochen, liegen also zeitlich spä-
ter, und berücksichtigen, was der Sachverständigen- 

rat nicht getan hatte, die Wirkungen, die das inzwi

-

schen erlassene und Gott sei Dank inzwischen auch 
über die Bühne des Bundesrates gegangene Stabi-
litätsprogramm erzielen wird. Darüber ist nicht zu 
streiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie, lieber Kollege Althammer, sind im Gegensatz 
zu manchem anderen Kollegen wirklich ein Fach-
mann, und Sie wissen deswegen auch, daß ich recht 
habe. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Abg. Gerster 
[Mainz] : Wie immer!) 

— Nein, nicht wie immer, wohl aber in diesem Fall; 
sonst würde er jetzt aufstehen und sich zu einer 
Zwischenfrage melden. In diesem Fall hat er un-
recht; das weiß er auch. 

Ich möchte ein paar Bemerkungen zu drei oder 
vier Sachgebieten machen. 

Wie im vorigen Jahr, so bilden auch dieses Jahr 
— das gilt ebenfalls für das nächste Jahr; wir sind 
ja schon dabei, den Haushalt 1974 vorzubereiten — 
die  Ausgaben im Sozialbereich den bei weitem größ-
ten Ausgabenblock. Dabei liegt das finanzielle 
Schwergewicht bei den Zuschüssen des Bundes zu 
den Rentenversicherungen der Arbeiter und Ange-
stellten und der Knappschaft, durch die der Bund 
die finanziellen Lasten der Alterssicherung in be-
trächtlichem Umfang mitträgt, sowie bei der Kriegs-
opferversorgung, der Kriegsopferfürsorge usf. Da-
bei darf nicht übersehen werden, daß in einem wei-
teren Sinne die Sozialpolitik und die sozialpoliti-
schen Leistungen, die der Bundeshaushalt finanziell 
erbringt, weite andere Bereiche übergreifen, z. B. die 
ganze landwirtschaftliche, die Agrarsozialpolitik, 
auf die ich nachher nochmal zurückkommen möchte, 
die Unfallversicherung, die Krankenversicherung, 
die Sozialhilfe, die Arbeitsmarktpolitik, die Arbeits-
losenversicherung, die berufliche Bildung, die Reha-
bilitation, das Kindergeld, den Mutterschutz, das 
Wohngeld und, wie ich hoffe, über das bisherige 
Prinzip und Ausmaß hinaus, in Zukunft noch stär-
ker die Vermögensbildung, den Lastenausgleich und 
vieles andere mehr. 

Der Oppositionsführer hat vorgestern in dem Zu-
sammenhang des Rahmens dieses Riesenpaketes der 
Sozialleistungen kritisiert die Stundung eines be-
stimmten Betrages an die Sozialversicherungsträ-
ger, und er hat dann auch noch über die Beitrags-
erhöhungen, die im Jahre 1969 beschlossen worden 
sind, gesprochen. Ich glaube, daß darauf ausrei-
chend geantwortet worden ist, Herr Professor Car-
stens, und will darauf nicht noch einmal zurückkom-
men. Ich muß aber auf Ihre höchstpersönliche Fehl-
vorstellung zurückkommen, daß die gesellschaftliche 
Angemessenheit eines Haushalts abzulesen sei an 
Beton und Eisen und Mörtel und Mauersteinen, an 
der Investitionsrate. Wo blieben wir denn mit dem 
Sozialstaat, wenn wir den Wert des Haushalts nur 
in Beton messen wollten? 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Im weiten Sinne gesehen, wie ich es eben mit 
Beispielen, anzudeuten versucht habe, betragen die 
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Sozialleistungen aus dem Bundeshaushalt in diesem 
Jahr insgesamt 34 Milliarden. Nach dem augen-
blicklich noch geltenden Finanzplan werden es 
im nächsten Jahr schon 40 Milliarden sein. In die-
sen Sozialleistungen stecken also ungeheure Zu-
wächse, und sie sollen auch drinstecken! Man 
kann nur nicht gleichzeitig dann auch auf der Inve-
stitionsseite solch gewaltige Zuwächse erzeugen. 
Das kann man nicht; es sei denn, daß man seine 
Gesamthaushaltszuwachsrate, die gesamtwirtschaft-
lich vernünftig ist, überschreiten wollte. 

(Abg. Dr. Carstens: Oder die Inflation 
stoppt!) 

— Ich bin Ihnen sehr dankbar, daß Sie mir das zwi-
schenrufen. Eigentlich ist es etwas spät in der De-
batte. Bei Herrn Professor Erhard habe ich großen 
Respekt vor seiner Lebensleistung und möchte ihn 
deshalb nicht in eine polemische Debatte ziehen. 
Aber wenn Sie als Opppositionsführer nach dem 
großen Maß an kritischen Argumenten, die Sie und 
Ihre Kollegen in 2 1 /2 Tagen ausgebreitet haben, uns 
nun einmal sagten, was außer diesen optischen Ver-
schönerungen am Haushalt und abgesehen von rein 
kosmetischen, aber in der faktischen Wirkung höchst 
zweifelhaften Änderungen wirklich anders gemacht 
werden sollte, dann wäre ich interessiert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie werden hier nicht übersehen haben, daß es in 
der ganzen Welt bisher niemanden gibt, der sagt, 
er — in seinem Lande oder seiner Regierung — sei 
willens, mit einem noch schärfer angreifenden Stabi-
lisierungspaket der in allen Ländern grassierenden 
inflatorischen Preisentwicklung entgegenzutreten. 
Ganz im Gegenteil! Unterhalten Sie sich in Frank-
reich oder in Amerika oder wo Sie wollen. Ich 
glaube, Sie selbst würden im Gespräch unter Ihren 
Fachleuten auf ernste Zweifel stoßen, ob wir gegen-
wärtig noch tiefer eingreifen sollen; denn daß auch 
eine Gefahr der Übersteuerung gegeben sein kann, 
werden vielleicht nicht Sie, aber wird Herr Professor 
Erhard, der sich an das Jahr 1966 sehr genau erin-
nern kann, sich ohne weiteres vorstellen können. 
Ich komme darauf noch einmal zurück. 

Lassen Sie mich noch eine letzte Bemerkung zur 
Sozialpolitik machen, auch zu dem, was ich hier als 
Sozialleistungen des Bundeshaushalts im weiteren 
Sinne bezeichnet habe, was also über den Haushalt 
meines Kollegen Walter Arendt erheblich hinaus-
geht. Aber auch das ist noch nicht die Gesamtheit 
dessen, was man unter Sozialpolitik versteht, die 
heute meistens Gesellschaftspolitik genannt wird, 
was in Wirklichkeit dem Begriffsinhalt nach nicht so 
sehr verschieden voneinander ist oder sein sollte. In 
Wirklichkeit greift der Bereich der Sozialpolitik noch 
sehr viel weiter. Er umfaßt auch manche Dinge, die 
gar kein Geld kosten, weder den Bundeshaushalt 
noch die Unternehmen, noch die Volkswirtschaft. Die 
Ausweitung eines Mitbestimmungsprinzips, in dem 
Kapitalseite und Arbeitnehmerseite gleichwertig und 
gleichberechtigt an der Leitung und an der Kontrolle 
der Unternehmen mitwirken, kostet zwar kein Geld, 
aber sie bringt Gewinn; Gewinn, was die soziale 
Ausgewogenheit unserer Gesellschaft angeht, und 

Gewinn, was die Stabilität unserer Gesellschaft be- 
trifft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte eine Bemerkung zum Agrarhaushalt 
machen. Die Opposition hat gestern gemeint, sie 
müsse beim Agrarhaushalt Enthaltsamkeit üben, 
weil die dort vorgesehenen Ausgaben den Bedürf-
nissen der deutschen Landwirtschaft bei weitem nicht 
gerecht würden — und das, obwohl der Agrarhaus-
halt dieses Jahr mit einer nicht zu wiederholenden 
Zuwachsquote von 18,6% gleich 854 Millionen DM 
die größte Steigerungsrate seit Jahren ausweist. Da 
sagen Sie dann: Das ist immer noch nicht genug. Dies 
ist eben einer von den vielen Punkten, wo ich nicht 
sicher bin, was Sie wirklich wollen. Wollen Sie wirk-
lich noch mehr beschneiden oder wollen Sie auf der 
einen Seite sagen können: „Wir sind für mehr Be-
schneiden" und bei jedem Einzelhaushalt: „Wir sind 
aber für mehr Ausgaben"? Das kann man nicht er-
kennen. 

(Beifall bei den Regierungparteien.) 

Für mich stehen im Agrarhaushalt politisch die 
Ausgaben für die Agrarsozialpolitik an der Spitze, 
die in diesem Jahre auf 1,8 Milliarden DM verdop-
pelt worden sind; dies ist in erster Linie darauf zu-
rückzuführen, daß sich die am 1. Oktober vorigen 
Jahres in Kraft getretene Verbesserung beim Alters-
geld, bei der Landabgaberente und die zum gleichen 
Zeitpunkt eingeführte Krankenversicherung der 
Landwirte in 1973 erstmalig mit einem vollen Jah-
resbetrag auswirken. 

(Abg. Eigen meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

Außerdem kommen dazu 300 Millionen DM Bundes-
zuschuß für die landwirtschaftliche Unfallversiche-
rung, und ganz besonders weise ich auf die erstmals 
veranschlagten Zuschüsse zur Zusatzaltersversiche-
rung für landwirtschaftliche Arbeiter hin. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Eigen? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Ich bitte 
um Entschuldigung, nein. Etwas später. — 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Das heißt, auf dem Felde der Agrarsozialpolitik ist 
in den allerletzten Jahren mehr geschehen als je-
mals vorher in ganzen 20 Jahren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir werden auf diesem Wege der sozialen Siche-
rung der in der Landwirtschaft tätigen Bürger auch 
weiterhin konsequent fortschreiten. Der Bundesrat 
berät gegenwärtig schon eine Novelle zum Alters-
hilfegesetz, die auch eine Anhebung und spätere 
Dynamisierung der Altershilfe und der Landabgabe-
rente vorsieht. 

Ein weiterer Schwerpunkt sind die Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur. Dazu ist am 
1. Januar 1973 für die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" der erste Rahmenplan mit einem Gesamtförde- 
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rungsvolumen von fast 2 Milliarden DM in Kraft ge-
treten, wovon der Bund mehr als die Hälfte trägt. 

Ich will in diesem Zusammenhang nicht verschwei-
gen, daß im Rahmen der EWG-Agrarpolitik in eini-
gen Produktionsbereichen die wachsenden Über-
schüsse Sorgen bereiten müssen. Es liegt klar im 
Interesse des Steuerzahlers, zu einer Verminderung 
dieser Überschüsse und damit zu einer Verringe-
rung der sich daraus ergebenden finanziellen Be-
lastungen zu kommen. Es liegt zweitens im Interesse 
der deutschen Konsumenten, daß die Bestrebungen 
meines Kollegen Josef Ertl, der ja im Agrarminister-
rat der EWG den Antrag gestellt hat, dort im Herbst 
die Anwendung des Prinzips der gemeinsamen 
Agrarpolitik unter die Lupe zu nehmen, zu einem 
Erfolg führen. Man kann ja nicht auf die Dauer die 
Preise so oder so festsetzen und dann auch noch 
gleichzeitig die Abnahme aller Mengen garantieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die sozialliberale Koalition bejaht die gemein-
same Agrarpolitik der EWG. Das gilt für alle Mit-
glieder der Regierung und für beide Fraktionen. 
Aber das heißt nicht, daß die Anwendungsformen 
jener Prinzipien, die im Vertrage stehen, so immer 
fortgesetzt und aufgestockt werden müssen, wie das 
heute der Fall ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dabei dürfen wiederum die deutschen Landwirte 
aus dem großen Erfolg der bisherigen Landwirt-
schaftspolitik der sozialliberalen Koalition, insbe-
sondere der Agrarsozialpolitik, die Gewißheit her-  
leiten, daß ihre Interessen auch in Zukunft gebüh-
rend berücksichtigt werden. 

Ich möchte ein Wort zur Bildungsfinanzierung 
sagen. Vor wenigen Tagen hat die Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung den Gesamtplan 
mit einem Bildungsbudget bis einschließlich 1985 
verabschiedet und den Regierungschefs zur Ent-
scheidung vorgelegt. Ich halte das für einen großen 
Erfolg des Zusammenwirkens von Bund und Län-
dern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dieses Bildungsbudget enthält neben Kostenbe-
rechnungen auch Untersuchungen über die gesamt-
und finanzwirtschaftlichen Auswirkungen und stellt 
damit für die Länder und Gemeinden Entscheidungs-
hilfen für die Festsetzung der Höhe der zukünftigen 
Bildungsausgaben in Haushalten und Finanzplänen 
dar. Ich möchte betonen, daß ich diese Ergebnisse 
begrüße und in ihnen einen wesentlichen Beitrag 
für eine zukünftig rationalere Gestaltung der öffent-
lichen Haushalte auf diesem Fachgebiet insgesamt 
erblicke. 

Bei allem, was bildungspolitisch und infolgedes-
sen auch finanzwirtschaftlich noch vor uns liegt, muß 
man sehen, daß die Anstrengungen der Gebietskör-
perschaften im Bereich der Bildungsfinanzierung in 
den letzten Jahren ganz bedeutend gewesen sind. 
Die Steigerung der Ausgaben in diesem Bereich lag 
weit oberhalb der Zuwachsrate der Gesamtausga-
ben der öffentlichen Hände. Für die Gebietskörper-
schaften insgesamt betrugen die Steigerungsraten 

auf dem Felde der Bildungsfinanzierung 1971 über 
23 %pro Jahr, 1972 14 %, 1973 werden sie voraus-
sichtlich zwischen 15 und 16 % liegen. 

Ich füge dem hinzu, daß sich, wie man aus diesen 
Zahlen unschwer ablesen kann, die finanzwirtschaft-
liche Ausgangslage für die gesamte Bildungspolitik 
erheblich verändert und, wie man wohl erkennen 
wird, gegenüber den Jahren bis 1969 sehr ver

-

verbessert hat. Man muß daher auch erkennen, daß 
die konkrete Bedeutung zukünftiger Zuwachsraten 
auf dem Felde der Bildungsfinanzierung sich auf 
einem so hohen Plateau oder auf einem so hohen 
Sockel anders darstellt als in den Jahren 1969 oder 
1970 oder 1971. Ich sage dies nicht so sehr für den 
Bundeshaushalt wie im Interesse einer rationellen 
Haushaltsbeschlußfassung in Ländern und Gemein-
den. Es wäre nicht ungewöhnlich, wenn sich im Laufe 
der näheren Zukunft diese exorbitanten Zuwachsra-
ten der Bildungsfinanzierung bei den Ländern und 
Gemeinden ein bißchen redressierten in Richtung 
auf den Durchschnitt, auf die Gesamtzuwachsrate der 
öffentlichen Haushalte. Das wäre jedenfalls keine 
Beeinträchtigung der Bildungspolitik, weil sie inzwi-
schen einen ganz anderen Sockel, ein ganz anderes 
Niveau erreicht hat. 

Die Erfüllung des Bildungsgesamtplans, wie er 
hier vor wenigen Tagen am 15. Juni beschlossen 
worden ist, wird — das kann man heute schon sa-
gen — auch weiterhin ganz erhebliche finanzwirt-
schaftliche Anstrengungen bei Bund, Ländern und 
Gemeinden -verlangen. Ich darf darauf hinweisen, 
daß die Bund-Länder-Kommission, die diese Papiere 
verabschiedet hat, im Rahmen ihrer Untersuchun-
gen feststellt, daß die Finanzierung der bildungspoli-
tischen Reformvorhaben selbst bei gesamtwirt-
schaftlich optimalen Rahmenbedingungen — die man 
natürlich immer nur im Ausahmefall hat — eine 
Anhebung der heutigen Steuerquote und eine Aus-
dehnung der staatlichen Verschuldung insgesamt 
erfordere. Ich nehme dazu im Augenblick nicht Stel-
lung. Ich mache aber ausdrücklich darauf aufmerk-
sam und verknüpfe damit einen Hinweis darauf, 
daß die Planung der Bildungsfinanzierung in Zukunft 
nicht nur gedanklich, sondern auch formal und insti-
tutionell mit dem vertikalen Finanzausgleich zwi-
schen Bund und Ländern verklammert werden muß 
und daß sie einer der Maßstäbe sein muß, an dem 
sich der sonst in einen reinen Kuhhandel ausartende 
Streit zwischen Ländern und Bund über zukünftige 
Steueranteile orientieren muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine Bemerkung zum Verkehrshaushalt. Der Kol-
lege Jenninger hat den Verkehrsminister kritisiert, 
er habe ein verkehrspolitisches Programm, ein Kon-
zept entwickelt, ohne schon die Finanzierung in der 
Tasche zu haben. Ich muß sagen, daß ich diesen Vor-
wurf nicht verstehe. Der Verkehrsminister hat für 
jedermann sichtbar, lesbar, hörbar gesagt: Dies sind 
Vorstellungen, wie sie eigentlich von meinem Ver-
kehrsressort aus gesehen wünschenswert wären, 
aber ich füge hinzu, daß die Finanzierung natürlich 
der entscheidende Parameter ist; über den muß jetzt 
gerungen werden. Das heißt aber doch: mehr Durch-
sichtigkeit des Entscheidungsprozesses in einer Bun- 
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desregierung kann nun weder die Opposition noch 
die öffentliche Meinung verlangen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Er ist nicht der einzige, der auf seinem Fachgebiet 
darlegt, was eigentlich von den Interessen dieses 
Fachgebietes aus wünschenswert wäre. Wenn das 
auf allen Gebieten mit der gleichen Durchsichtigkeit 
erfolgte, wäre das kein Schaden und keine Er-
schwernis der Finanzwirtschaft. Vielleicht hätte die 
Opposition statt dieser, wie ich meine, nur formalen 
Kritik mehr in die sachliche, in die materielle Kritik 
gehen sollen. Hier ist ja eine Schwerpunktverschie-
bung von der Straße weg auf die Schiene zu er-
kennen. Sie ist in diesem Haushalt und ebenso in 
Lauritz Lauritzens Konzept erkennbar. Dies wirft 
Fragen auf, die legitimerweise verschieden beurteilt 
werden können; in diesem Zusammenhang stellen 
sich sogar „dicke" Fragen. Aber sie sollten dann auch 
diskutiert werden. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang etwas 
über die Bahn und die Post sagen. Bahn und Post 
zusammen erbringen Dienstleistungen im Jahres-
werte von 42 Milliarden DM. Auf das erstere Unter-
nehmen entfallen dabei 19 Milliarden DM, auf das 
zweite 23 Milliarden DM im Jahr. Wir haben es hier 
mit zwei riesenhaften Unternehmen zu tun. Die Bahn 
erhält im Hinblick auf die gemeinwirtschaftliche Not-
wendigkeit ihrer Dienstleistungen Zuwendungen des 
Bundes, die 1973 insgesamt, wenn ich alle Titel und 
alle Zweckbestimmungen zusammenzähle, bei 7 Mil-
liarden DM liegen werden. Bei einem Leistungsvolu-
men von 19 Milliarden DM erhält sie also Zuwen-
dungen des Bundes in Höhe von 7 Milliarden DM. 
Die Post mit einem Leistungsvolumen von 23 Mil-
liarden DM erhält keine Zuschüsse aus dem Bundes-
haushalt; meine Damen und Herren: das muß auch 
so bleiben. Die Entwicklung, die die Bahn im Laufe 
von 20 Jahren genommen hat, muß jedermann davor 
erschrecken lassen, daß etwas Ähnliches auch bei 
dem anderen großen Dienstleistungsunternehmen 
des Bundes eintreten könnte. Ich will es im Klartext 
ausdrücken: Wir müssen uns alle nachhaltig darum 
bemühen, daß bei der Deutschen Bundespost nicht 
eine Situation eintritt, die uns zwingen könnte, wie 
der Bahn dann auch der Post — vielleicht klein an-
fangend und sich groß fortsetzend — Zuschüsse zur 
Abdeckung von Betriebsverlusten zu zahlen. Noch 
klarer ausgedrückt: Der Zeitpunkt ist nicht gekom-
men, und er mag auch in Zukunft strittig sein; auf 
die Dauer darf aber die Politik dieses größte Unter-
nehmen der Bundesrepublik „Post" nicht dazu zwin-
gen, seine Dienstleistungen unter seinen Kosten an-
zubieten. Das geht nicht. 

Was die Bahn angeht, so muß die Gesamtpolitik 
alles tun, damit die Zuwendungen des Bundes auf 
ein möglichst geringes Maß beschränkt bleiben kön-
nen. Ganz ohne öffentliche Hilfe wird es auf viele 
Jahre bei der Eisenbahn nicht abgehen können. Die 
Eisenbahn entwickelt zur Zeit Konzepte in dieser 
Hinsicht, die ich im Augenblick nicht qualifizieren 
will. Es ist auch nicht meine Sache, dies zu tun. Ich 
will nur auf die finanzwirtschaftlichen Größenord-
nungen aufmerksam machen, die in der Haushalts-
debatte weiß Gott eine sachliche Beschäftigung mit 

den Quanten im Verkehrshaushalt legitimieren wür-
den. 

Eine Bemerkung zum Verteidigungshaushalt. Die 
Steigerungsraten für die Verteidigungsausgaben —
jeweils gegenüber dem Vorjahr — betrugen im 
Jahre 1970 2,5 %, im Jahr 1971 12,5%, im Jahr 
1972 sogar 13,5 %. Vom Ist 1972 zum Soll 1973 er-
gibt sich ein Anstieg für Einzelplan 14 um 4,3 %, der 
sich allerdings auf das Doppelte erhöht, wenn man, 
was für das verteidigungspolitische Ist-Ergebnis 1973 
ja entscheidend sein wird, die Anteile aus dem Ein-
zelplan 60 hinzurechnet, die dort für Personal, EDIP 
und Phantom enthalten sind. Ich gestehe der Oppo-
sition und anderen im Haushaltsausschuß übrigens 
gerne zu, daß der alte Zopf der Aufspaltung in Ein-
zelplan 14 und Einzelplan 60, den ich, wie Sie wis-
sen, geerbt habe, eigentlich abgeschnitten werden 
sollte. 

(Abg. Dr. Althammer: So alt ist der Zopf 
gar nicht!) 

Nun haben wir am Montagabend mit Interesse 
verfolgt, daß und auch wie die Opposition diesem 
Einzelplan ihre Zustimmung gab. Ob Sie es nun wün-
schen oder nicht, meine Damen und Herren: Dies ist 
aus unserer Sicht natürlich eine zwar nicht unbedingt 
notwendige, aber durchaus erwünschte Zustimmung 
zu einer der wesentlichen Grundlagen der Außen-
politik dieser Regierung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In Übereinstimmung mit allen Bündnispartnern hat 
die Bundesregierung ihre Außenpolitik in den letz-
ten drei, vier Jahren entfaltet und fortgesetzt. Sie hat 
immer wieder den engen politischen Zusammenhang 
zwischen Ost- und Westpolitik betont. Sie hat auch 
immer wieder die Formel betont, die die Formel un-
serer Bündnispartner ist: gemeinsame Verteidigung 
und gemeinsame Entspannung. Ich darf Ihnen drei 
Sätze aus dem jüngsten Kommuniqué des Minister-
rates der NATO, der vor wenigen Tagen in Kopen-
hagen getagt hat, vorlesen. Die drei Sätze lauten: 

Der Fortschritt in Richtung auf bessere Ost-
West-Beziehungen und die Verminderung der 
Spannungen in Europa hätten ohne den uner-
schütterlichen Verteidigungswillen und die er-
forderliche starke militärische Verteidigungs-
fähigkeit des Westens nicht erzielt werden kön-
nen. Die Minister stellten nachdrücklich fest, daß 
ein wirksames Verteidigungssystem eine Grund-
voraussetzung für den weiteren Fortschritt dar-
stellt. Die Bündnispartner müssen infolgedessen 
auch weiterhin die zur Gewährleistung ihrer 
Verteidigung und Sicherheit erforderlichen An-
strengungen unternehmen. 

Soweit das Zitat und zugleich der Inhalt der Politik 
der sozialliberalen Koalition seit ihrem ersten Re-
gierungsantritt, seit 1969. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nur vor diesem Hintergrund der politischen Zu-
sammengehörigkeit von Entspannung und Verteidi-
gungsfähigkeit sind die großen internationalen Ziel-
setzungen und — so füge ich für meine Person gern 
hinzu — und Hoffnungen denkbar, an deren Ver- 
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wirklichung unter den Stichworten MBFR und KSZE 
die Staaten in Ost und West inzwischen herange-
gangen sind, im Gegensatz zu den noch vor wenigen 
Jahren beinahe abfälligen Kommentaren aus Krei-
sen der Opposition. Gott sei Dank ist dies geschehen. 
Ich glaube, Herbert Wehner und ich sind so ziemlich 
die einzigen, die aus jenen Jahren heute noch hier 
im Bundestag sind, die vor 15 Jahren angefangen 
haben, gedanklich das und auch in der Debatte in 
diesem Hause zu betreiben, was heute unter der 
Überschrift MBFR Gegenstand des Verhandelns nicht 
nur der Deutschen, sondern auch aller unserer Nach-
barn und der beiden Weltmächte geworden ist. Wir 
fühlen uns da sehr bestätigt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber wir haben eben — lesen Sie z. B. die berühmte 
Rede nach, die von unserer Seite im Jahre 1960 etwa 
zum gleichen Zeitpunkt des Jahres gehalten worden 
ist — auch die ganze Zeit immer gewußt und gesagt, 
daß eine solche Politik, wie sie heute mit den Buch-
staben MBFR bezeichnet wird, nur denkbar ist, wenn 
sie abgestützt ist auf das westliche Bündnis und 
wenn sie einhergeht mit einer Fortsetzung der Ver-
teidigungsfähigkeit. Wir werden auch zukünftig je-
den Gedanken daran verwerfen, daß durch einsei-
tige westliche Vorleistungen, die doch nur einen 
höchst ungewissen Erfolg haben könnten, etwas er-
reicht wird. 

Es bleibt also auch in Zukunft erforderlich, die not-
wendigen Mittel für die eigene Verteidigung im Rah-
men der gemeinsamen Anstrengungen bereitzustel-
len. Der Umfang dieser Mittel wird auch in Zukunft 
jedesmal wieder umstritten sein, und jede Regierung 
wird den Umfang dieser Mittel im Bundeshaushalt 
nach ihrer Beurteilung der Lage in West und Ost, 
nach der Beurteilung dieser Lage in West und Ost 
durch unsere westlichen Partner und nach ihrer eige-
nen Beurteilung der finanzwirtschaftlichen und 
volkswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit richten müs-
sen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Ja, 
bitte! 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Bundesmini-
ster, wie erklären Sie uns, daß es Ihnen bei der 
fundamentalen Bedeutung der Verteidigung für die 
Politik dieser Bundesregierung, die Sie uns eben 
dargelegt haben, nicht gelungen ist, die Zustimmung 
sämtlicher Mitglieder Ihrer Fraktion für diesen Etat 
zu gewinnen? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Ich bin 
dankbar für die Frage. Sie gibt mir Gelegenheit, auf 
ein Problem einzugehen, das nicht in meinem Manu-
skript steht. Sehen Sie, wenn das, was ich eben an-
gedeutet habe, auf der einen Seite eine der Grund-
lagen unserer Außenpolitik ist, dann kann sich auf 
der anderen Seite natürlich doch niemand darüber 

wundern, Herr Kollege, daß wir in unserer Sicher-
heitspolitik nicht wie viele konservative Menschen 
— ich meine gar nicht unbedingt die Gesamtheit 
Ihrer Fraktion hier, aber ich meine sie mit — von 
einem schablonierten Schwarzweißweltbild aus-
gehen wollen 

(Beifall bei der SPD) 

und auch nicht von einer schablonierten Schwarz-
weißmalerei gegenüber der Teilhabe am gesell-
schaftlichen Evolutionsprozeß oder an dem Reform-
prozeß oder wie immer Sie das nennen mögen, in 
die z. B. unsere eigenen Verteidigungsstreitkräfte 
doch gestellt werden müssen. 

Natürlich gibt es nach all diesen Jahren in mei-
ner Fraktion — für die ich als Sprecher der Bun-
desregierung im Augenblick nicht allzuviel reden 
will, aber für die ich doch Ihre Frage beantworten 
will —, mich eingeschlossen, keine voraussetzungs-
lose und kritiklose Übernahme all der einzelnen 
Denktraditionen, Stiltraditionen, Organisationsfor-
men und so fort, die wir 1969 von den Herren von 
Hassel, Strauß und Schröder tradiert bekommen 
haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Daß es darüber auch Meinungsverschiedenheiten 
geben mag, das, finde ich, sollten Sie eher anerken-
nen, wie Sie sich gleichzeitig auch fragen sollten, 
ob Sie auf dem richtigen Dampfer sind, wenn auf 
Ihrer Seite Jahr für Jahr die Verteidigung nur 
grundsätzlich bejaht, über Details aber nicht mehr 
kritisch nachgedacht wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie noch eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Althammer? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Nicht so 
gerne, aber bitte, Herr Althammer! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Minister, ist 
das, was Sie soeben gesagt haben, so zu verstehen, 
daß Sie die Stimmabgabe der Kollegen in Ihrer 
Fraktion, die nicht zugestimmt haben, damit für 
richtig halten und billigen? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Nein, das 
ist so nicht zu verstehen. Für diese neun Kollegen 
habe ich nicht zu sprechen; sie werden selber Ge-
legenheit haben, ihre Motive darzulegen. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Ein schöner Eiertanz!) 

— Die Bemerkung, die ich soeben gemacht habe, ist, 
wie Sie wohl zugeben werden, nicht nur subjektiv, 
sondern auch objektiv wahr. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte doch noch einen Gedanken — das an-
dere lasse ich hier weg — zur Verteidigung ein-
fügen. Ich finde, wenn Sie schon in Aufmerksamkeit, 
wie ich registriere, eine kritische Bemerkung auf 
dem Felde der Agrarpolitik angehört haben, so soll-
ten wir auch eine kritische Bemerkung auf dem 
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Felde der Verteidigungspolitik, die sich ebenfalls 
auf den größeren europäischen Rahmen richtet, nicht 
unterdrücken: Es hat in all diesen Jahren zur außen-
politischen Konzeption der sozialliberalen Koalition 
und insbesondere zum sicherheitspolitischen Teil 
dieses Konzepts gehört, daß wir uns allerdings nicht 
nur die Fortsetzung der gemeinsamen organisierten 
Verteidigungsanstrengungen wünschen, sondern 
diese Fortsetzung unter französischer Beteiligung. 

Um auf ein anderes Feld zu kommen: Herr Kol-
lege Carstens, Sie haben in Ihrem Diskussionsbei-
trag am Anfang — abgesehen von Ihren Bemerkun-
gen über die Investitionsquote, auf die ich schon ge-
antwortet habe — auch den Vorwurf erhoben, daß 
die Regierung schon v o r dem Mai stabilitätspoli-
tische Maßnahmen tiefgreifender Art hätte ergreifen 
müssen. Sowohl Herr Professor Erhard als auch Herr 
Professor Carstens haben die internationalen Zusam-
menhänge in Zweifel gezogen. Mein Kollege Hans 
Friderichs hat durch einen dummen Zufall dazu 
leider nicht zu Wort kommen können. Ich möchte 
daher im Schlußwort noch einiges dazu nachtragen 
dürfen. 

Herr Professor Erhard war beteiligt an der Geburt 
der D-Mark. Er war nicht der alleinige Geburtshel-
fer, aber er war einer der Geburtshelfer. Er war 
sicherlich in sehr viel höherem Maße beteiligt an 
dem nächsten wichtigeren Ereignis in bezug auf die 
D-Mark, nämlich Ende der fünfziger Jahre an der 
Herstellung der Konvertibilität. Jedermann hier 
weiß, daß die Konvertibilität der Währungen, 
wie sie nach dem Kriege schrittweise wiederherge-
stellt worden ist, einen ganz großen Beitrag gelei-
stet hat zu dem enormen Aufschwung des Welthan-
dels. Aufschung des Welthandels ist dabei nur ein 
anderer Ausdruck für den enormen Aufschwung der 
weltweiten, für alle Beteiligten nützlichen Arbeits-
teilung. Dazu hat die Konvertibilität der Mark sicher-
lich erheblich beigetragen. 

Auf der anderen Seite muß man eben auch erken-
nen, daß diese weltwirtschaftlichen Zusammenhänge 
und daß die Konvertibilität der Währungen auch 
ihre Gefährdungen mit sich gebracht haben, die ins-
besondere im Laufe der letzten vier oder fünf Jahre 
in schlimmer Weise in Erscheinung getreten sind. 
Herr Professor Carstens muß einmal zu verstehen 
suchen, daß eine tiefgreifende, wirklich dämpfende 
Wirkungen erzeugende Stabilitätspolitik in diesem 
Lande v o r dem Zeitpunkt der Abkoppelung der 
DM vom Verfall des ganzen Dollarraumes und 
seiner Währung, ohne jede Aussicht gewesen wäre, 
weil wir anschließend doch nur Milliarden von Dol-
lars und anderer Fremdwährungen in dieses Land 
hereinbekommen hätten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich versuche wirklich, das einmal ganz einfach aus-
zudrücken, da es ja auch draußen nicht überall ganz 
verstanden wird. Weil wir durch internationale 
Rechtsverpflichtungen verpflichtet waren, jeden Dol-
lar in D-Mark umzutauschen, und weil die Leute 
keine Dollars mehr behalten wollten, mußten wir 
die Dollars in D-Mark umtauschen. Wir haben auf 
diese Weise von außen unser Nachfragevolumen 

in einem Maße aufgebläht bekommen, das alle Stabi-
litätsanstrengungen in Wirklichkeit von vornherein 
zur Erfolglosigkeit verurteilte. 

Infolgedessen war die unabdingbare Vorausset-
zung für jedes Stabilitätsprogramm, die Verpflich-
tung loszuwerden, inflationierte ausländische Wäh-
rung in deutsche Währung umzutauschen. Das ist 
uns nach vielen vergeblichen Anläufen, die schon die 
vorige und die vorvorige Bundesregierung gemacht 
hatten, endlich in diesem März gelungen. Es war eine 
schwierige Geburt. 

Erst, als wir im April sahen, daß es mit den frei 
schwebenden Wechselkursen in aller Welt funktio-
nieren würde, erst seit diesem Zeitpunkt war es 
überhaupt sinnvoll, allerdings nun auch notwen-
dig, im Schutz dieser gesicherten Flanke innenpoli-
tisch und binnenwirtschaftlich auf die Stabilität, d. h. 
auf eine Dämpfung der Preise loszugehen. 

Wenn jemand immer noch den Vorwurf erhebt, 
daß dies nicht schon zu Zeiten des festen Dollar-
wechselkurses geschehen ist, dann hat er eben wirk-
lich die Zusammenhänge zwischen binnenwirtschaft-
licher Entwicklung und außenwirtschaftlicher Ent-
wicklung noch nicht ganz in seinen geistigen Griff 
bekommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Müller-Hermann? 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, wenn Sie hier die Dinge im Zusammenhang 
darstellen — das ist ja zum großen Teil auch ob-
jektiv richtig geschehen —, müssen Sie dann nicht 
fairerweise hinzufügen, daß die von dieser Koali-
tion im Stich gelassene Bundesbank in den entschei-
denden Jahren nach 1969 mit ihrer Hochzinspolitik 
wesentlich dazu beigetragen hat, Auslandsgelder 
in die Bundesrepublik hineinzubringen und damit 
die Geldmenge über Gebühr auszuweiten? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Ich will 
mich nicht unbedingt und ausschließlich positiv zur 
Zinspolitik der Bundesbank in den vorangegange-
nen Zeiträumen äußern. Da kann man verschiedener 
Meinung sein. Aber im Stich gelassen ist die Bun-
desbank gar nicht. Es hat lange Jahre zwischen 
Bonn und Frankfurt — das geht über mehrere Re-
gierungen in die Vergangenheit zurück — kein so 
kooperatives Verhältnis gegeben wie zwischen die-
ser Bundesbank heute und dieser Bundesregierung 
hier, Herr Kollege Müller-Hermann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Deshalb wurde Herr 
Carstens gestern von Herrn Arndt so stark 

attackiert?!) 

Die Sorge, die in meine Erinnerung zurückkommt, 
wenn ich Sie so sprechen höre oder wenn ich Herrn 
Professor Carstens vorgestern so sprechen hörte, 
ist doch die: Im Frühjahr und im Sommer 1972 ha-
ben Sie gesagt „Finanzchaos", „Es muß eingegriffen 
werden", und was weiß ich alles. Ich habe mir vor- 
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gestellt, wie das sein würde, wenn Sie hätten ein-
greifen können. Es würde mit großer Wahrschein-
lichkeit Ende 1972 genauso gekommen sein, wie es 
in ähnlicher Lage von Ihnen schon Ende 1966 und 
stark noch 1967 hineinwirkend schon einmal ge-
schehen war. 

Herr Kollege Carstens mag das nun gern hören 
oder nicht. Er hat mich hier zum zweiten- oder 
drittenmal wegen der 5 % angenommen. Herr Kol-
lege Carstens, ich bleibe dabei, daß Ihre Partei mit 
den finanz- und stabilitätspolitischen Vorstellungen, 
die sie im Laufe des Jahres 1972 vertrat und selbst 
heute noch vertritt, die deutsche Volkswirtschaft 
bei einer Regierungsübernahme im vorigen Herbst 
in akkurat dieselbe Situation wie 1966 und 1967 
hineingeführt haben würde. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Dr. Müller-Hermann: Das 
sind Ammenmärchen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten von Bismarck? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Dann 
darf ich als Sozialdemokrat dazu sagen: 7,8 °/o Preis-
steigerung ist gefährlich, 5 % wäre auch viel; aber 
auch nur 2 % Arbeitslosigkeit wäre schon schlim-
mer als 5 % Preissteigerung. Das ist meine wirk-
liche Meinung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Professor Erhard hat dazu gesagt, wir hätten 
eine Überbeschäftigungsgarantie abgegeben. Das 
haben wir nicht. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Doch!) 

Wir haben uns immer für Vollbeschäftigung aus-
gesprochen. Wir sind nicht der Meinung, daß der 
Staat die Aufgabe hätte, 3 Millionen Arbeitsplätze 
mehr, als wir eigentlich brauchen, zu garantieren. 
Das ist nicht seine Aufgabe. 

Ganz gewiß besteht die Gefahr, daß die Brems-
maßnahmen, die insgesamt jetzt anfangen, erste 
Bremsspuren zu zeigen, wie Herr Friderichs sagte 
— oder war es Herr Klasen? —, auch zu tief grei-
fen könnten. Die Gefahr besteht. Herr Professor 
Erhard hat dagegen die umgekehrte Gefahr ent-
deckt, wir könnten uns vielleicht bei den ersten 
Bremswirkungen erschreckt von ,der Stabilitäts-
politik zurückziehen. Diese Sorge habe ich nicht. 
Meine Sorge ist vielmehr die, daß viele Wirt-
schaftssubjekte — sei es als Unternehmer, sei es als 
Gemeindefinanzkämmerer, sei es als Arbeitnehmer-
organisation, sei es als Handelsunternehmen — 
mit dem Versuch, die Ansprüche, die sie aus alter 
Gewohnheit der letzten Monate glauben auch im 
Herbst wieder durchsetzen zu können, zu verwirk-
lichen, sich selbst in Situationen bringen könnten, 
in denen die sehr knapp gehaltene Decke des Kre-
dits und der Kapitalmarktversorgung zu schweren 
wirtschaftlichen Einbußen für sie selbst führen kann. 
Es wäre kein Unglück, wenn einmal eine Bank pleite 
geht; daran sähe man, daß die Marktwirtschaft 
funktioniert; es wäre nicht so schlimm, zumal die 

Sparer dann durch den gegenseitigen Unterstüt-
zungsfonds aufgefangen würden. Es wäre auch kein 
Unglück, wenn irgendeiner der Baulöwen pleite 
ginge, die sich übernommen haben und mit ihren 
Zwischenfinanzierungen nicht mehr zu Rande kom-
men, weil wir das Geld knapp gemacht haben. Aber 
es wäre eine schlimme Sache, wenn sich große Un-
ternehmungen oder ganze Branchen oder große 
Organisationen von Arbeitnehmern in der vor-
hersehbaren Wirkung der Kreditverknappung und 
in der vorhersehbaren Wirkung dieser Dämpfung 
der Wirtschaftstätigkeit, die auch eine Dämpfung 
der Umsatzentwicklung und eine Dämpfung der 
Beschäftigung mit sich bringen muß, verkalkulieren 
würden. Ich hoffe, ich habe im Klartext geredet. 

Wir haben nicht die Absicht, einen Lohnstopp zu 
verhängen. Wir können das aus verfassungspoliti-
schen Gründen nicht wollen. Wir können nicht den 
Gewerkschaften ihr ureigenes, ihr zentrales, legi-
times Handlungsfeld wegnehmen und sie auf Rand-
gebiete verdrängen, wo sie einer Propaganda aus-
geliefert wären, die wir nicht zu fördern wünschen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben übrigens auch ganz erhebliche grund-
gesetzliche Zweifel, wobei ich an die Literatur zu 
Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes denke. 

Auch hinsichtlich des Preisstopps braucht Herr 
Professor Erhard keine Sorge zu haben. Ein Preis-
stopp ohne Lohnstopp könnte ja nur wenige Wo-
chen funktionieren. Da es im übrigen in den Län-
dern, bei den Regierungspräsidien und bei den Land-
ratsämtern keine Administration gibt, die dieses 
Feld beherrscht, so würde er auch aus rein verwal-
tungsmäßigen Gründen nach wenigen Monaten zu-
sammenbrechen. Ganz zum Schluß möchte ich er-
wähnen, daß ich mich auch aus ordnungspolitischen 
Gründen an einer solchen Zerstörung der Markt-
wirtschaft nicht beteiligen möchte, und das möchte 
auch die ganze Regierung nicht. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Hoffentlich 
brauche ich Sie nicht daran zu erinnern! — 
Abg. Wehner: Das ist aber allerhand, Herr 

Müller-Hermann!) 

Ich möchte, diesen Teil abschließend, noch ein 
weiteres Mal auf Herrn Professor Erhard eingehen 
dürfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er kommt gleich 
wieder!) 

— Ich nehme es nicht übel, daß er nicht da ist. Man 
kann nicht immer anwesend sein. Herr Professor 
Erhard hat gestern gesagt, es sei keine echte Alter-
native, zwischen einer nationalen deutschen Stabili-
tätspolitik und der Mitwirkung an der Förderung des 
Integrationsprozesses in Europa wählen zu müssen. 
Ich stimme ihm zu. Das ist keine echte Alternative. 
Nur muß auch Herr Professor Erhard sehen, daß wir 
schon in der Vergangenheit eine Reihe von stabili-
tätspolitischen — wenn Sie diesen Ausdruck wün-
schen — Vollmachten und Instrumenten an das neue 
Wesen Europäische Gemeinschaft abgegeben haben, 
ohne von jener Stelle tatsächliche Stabilitätspolitik 
dafür zurückzuerlangen. Herr Professor Erhard wird 
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mir sicherlich darin zustimmen: Es wäre in diesem 
Augenblick wünschenswert, die Zölle für die Bundes-
republik Deutschland aufzuheben. 

(Abg. Wehner: Ja!) 

Es wäre wünschenswert, eine andere Agrarpreispoli-
tik in Europa zu machen — in diesem Augenblick 
wenigstens. 

(Abg. Wehner: Ja!) 

Aber da stehen die Bindungen entgegen, die unser 
Staat in der Vergangenheit eingegangen ist. Für die 
Zukunft sind wir noch weiterreichende Bindungen 
eingegangen, und ich habe die Opposition so ver-
standen, daß sie sie auch bewahren und nicht zerstö-
ren möchte. Wir sind die Bindung eingegangen, 
schrittweise eine Wirtschafts- und Währungsunion 
herbeizuführen, und diese Zielsetzung der Wäh-
rungsunion bereitet beinahe jedes Quartal, beinahe 
allmonatlich schwere, auch stabilitätspolitische Sor-
gen. 

Gegenwärtig — seit dem März — bewegt sich der 
Kurs der Deutschen Mark tatsächlich beinahe völlig 
frei, was in unserem Interesse liegt. Er geht nach 
oben; das bedeutet tendenziell eine Dämpfung der 
Exporte und tendenziell eine Anreizung der Im-
porte. Aber er geht innerhalb der sogenannten 
„Schlange" nach oben. Wir haben uns im März d. J. 
durch eine 3%ige deutsche Aufwertung ganz unten 
an den Bauch der Schlange gesetzt; jetzt jedoch sind 
wir schon durchgewandert, sind wir schon oben, fan-
gen wir bereits an, in kleinen Beträgen — überhaupt 
nicht zu vergleichen mit den damaligen Dollarzu

-

strömen, aber immerhin! — Währungen einiger un-
serer Schlangennachbarn, unserer Partner in der ge-
meinsamen Währungsgruppe, durch Käufe stützen 
zu müssen — was deren Stabilitätsbemühen hilft. 

Es wäre unvernünftig, aus der Schlange auszubre-
chen; dann brauchte man zwar andere nicht mehr zu 
stützen, aber dann würde man auch den Einfluß auf 
die EWG-Partner verlieren, daß sie ihrerseits eine 
innere Wirtschafts- und Stabilitätspolitik verfolgen, 
die ihre eigenen Währungen stützt. 

Manche — auch hier im Saal, wie ich bemerkt 
habe — haben die Vorstellung, wir sollten wäh-
rungspolitisch allein handeln. In diesem Zusammen-
hang ist der Herr Bundeskanzler vorgestern zitiert 
worden, der einmal angedeutet habe, dies wäre das 
natürliche Rezept, wenn es die EWG nicht gäbe. 
Es ist auch durchaus ein Rezept, meine Herren Kol-
legen, nur wäre es gleichzeitig ein Inkaufnehmen 
dessen, daß die Deutschen damit den Weg zur Wirt-
schafts- und Währungsunion in einer für alle Euro-
päer deutlich sichtbaren Weise blockierten, wenn sie 
nicht gar in den Verdacht gerieten, ihn abzuschnei-
den. Wir wollen das nicht in Kauf nehmen! Wir sind 
deshalb nicht so selbständig, nicht so autonom, wie 
wir es stabilitätspolitisch gerne sein würden. 

Es ist schwierig, in einer Plenardebatte, die öffent-
lich stattfindet, auf die wirtschaftliche Situation in 
anderen Ländern der EWG hinzuweisen. Aber ich 
will Ihnen nicht verhehlen, daß ich nicht nur auf 
währungspolitischem Gebiet, sondern auch auf ande-
ren Gebieten noch enorme Schwierigkeiten — d. h. 

auf Deutsch auch: erhebliche Opfer für die Bundes-
republik Deutschland! — sehe — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Graf Lambsdorff? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Ich bitte 
um Entschuldigung, Herr Präsident; nicht mitten im 
Satz! 

Ich sehe also auch Opfer, die auf uns dadurch zu-
kommen werden, daß es schwer ist, die gleiche Wirt-
schaftspolitik für Irland, für Süditalien, für das Ruhr-
gebiet und — sagen wir einmal — für Oberbayern 
zu treiben. Das ist phantastisch schwierig, wenn Sie 
sich die verschiedenen Strukturen ansehen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Wir bringen ganz gewiß Stabilitätsopfer, indem wir 
im Laufe der Jahre in zunehmendem Maße eine 
Reihe von Kompetenzzugeständnissen an die euro-
päischen Instanzen machen — übrigens auch fi-
nanzwirtschaftliche Zugeständnisse. 

Herr Professor Erhard hat Recht: Politisch gese-
hen ist es keine Alternative zu sagen, entweder 
nationale autonome Stabilitätspolitik treiben oder 
Europa machen. Man muß vielmehr Europa machen 
und trotzdem im Rahmen dessen, der für uns mög-
lich geblieben ist, nationale Stabilitätspolitik trei

-

ben. 

Dabei kann man nicht die Hoffnung hegen, Herr 
Professor Carstens, man könnte zu einer Welt zu-
rückkehren, in der die jährlichen Preissteigerungs-
raten 2 % betragen; diese Ara ist auf der ganzen 
westlichen Welt einschließlich einer Zahl von kom-
munistischen Ländern aus vielerlei Gründen vorbei 
und möglicherweise auf längere Zeit unwiederbring-
lich vorbei. Sehen Sie sich an, wie die Preise auf 
der ganzen Welt gestiegen sind: Wir haben 14 °/o 
Importpreis-Anstieg; die Weltmarkt-Rohstoffpreise 
sind um 50, 60 °/o, einige um 120  °/o  in nur 12 Mo-
naten gestiegen. Bedenken Sie, wie sehr wir auf 
diese Verflechtungen mit der Welt angewiesen sind! 
Ende dieses Jahres ist möglicherweise die  Bundes-
republik  in der Statistik der größte Außenhandels-
partner der Welt geworden mit einem größeren Ex-
port als alle anderen. Wenn Sie sehen, wie stark 
— eigentlich zu stark — wir bereits mit der Welt-
wirtschaft verflochten sind, dann wird sich jeder 
ausmalen können, daß wir uns z. B. von den Ge-
samtentwicklungen dieses weltwirtschaftlichen 
Aggregates nicht völlig befreien können. 

Sicherlich werden die Weltmarktpreise sich auch 
wieder etwas beruhigen, wenn das Vertrauen in 
den Dollar zurückkehrt; denn sie werden ja meist 
in Dollar ausgedrückt. Aber das Vertrauen in den 
Dollar ist eben im Augenblick nicht sehr groß. Ge-
wiß muß es eines Tages auch wieder feste, aber an-
passungsfähige Wechselkurse zwischen uns und 
dem Dollar und anderen Währungen geben. Aber 
bis dahin ist es noch lang; und keiner von uns weiß, 
wie lange es dauern wird, bis der gegenwärtig tief 
unterbewertete Dollar sich wieder richtig auf einem 
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Kursniveau einpendelt, das seinem realen Wert 
entspricht. 

Am Schluß, meine Damen und Herren, möchte ich 
sagen, daß mir — abgesehen vom Beitrag meines 
Freundes Dr. Möller — die diesjährige Haushalts-
debatte noch nicht in einem mir wünschenswert er-
scheinenden Maße die Verflechtung zwischen den 
Haushalten der öffentlichen Hände durchsichtig ge-
macht hat, die nicht nur unter konjunkturpolitischen 
oder stabilitätspolitischen Zielsetzungen von großer 
Bedeutung ist, sondern die eben auch im klassischen 
Felde der Finanzwirtschaft oder dem Felde der 
Lösung von Aufgaben durch den Gesamtstaat, der 
Verteilung von Aufgaben auf die einzelnen Teile 
des Gesamtstaates Bund, Länder, Gemeinden, kom-
munale Verbände und andere Körperschaften er-
hebliche Relevanz hat. Dieses Gewebe und seine 
Dynamik darf nicht in eine Art Verteilungskampf 
der verschiedenen Ebenen der Gebietskörperschaf-
ten ausarten. Wir waren im Bundesrat in der an-
fänglichen Phase der Debatte über das Stabilitäts-
programm nahe daran, in einen allgemeinen Ver-
teilungskampf einzumünden, der nur darin hätte 
enden können, daß man dann gemeinsam dem Drit-
ten etwas wegnimmt, um sich untereinander eini-
gen zu können; der Dritte wäre in dem Falle der 
Steuerzahler gewesen oder die Überforderung der 
Volkswirtschaft durch insgesamt zu hohe An-
sprüche der öffentlichen Hände. 

Was ich sagen möchte ist dies: Wenn Herr Kollege 
Althammer — für die Opposition in dieser Schluß- 
runde sprechend -- darauf hinweist, daß er von der 
Regierung erwartet, sie solle die Novellierung des 
berühmten § 51 aus dem Haushaltsgrundsätzegesetz 
mit der Zuständigkeit des Finanzplanungsrates ein-
leiten, dann muß ich allen Ernstes wiederholen: da-
mit wäre nichts getan. Herr Kollege Althammer, 
wenn wir zu einem funktionsfähigen und auf die 
Dauer- zuverlässig en Finanzgefüge zwischen Gemein-
den, Bund und Ländern kommen wollen, wenn wir 
davon wegkommen wollen, daß einem das alle zwei 
Jahre umgeschmissen wird und daß schon nach dem 
ersten Halbjahr die Beteiligten im Hinblick auf die 
in eineinhalb Jahren von ihnen zu erzielende oder 
durchzusetzende neue Regelung im Vorwege Ver-
pflichtungen eingehen, die sie finanzwirtschaftlich 
noch gar nicht abdecken können, dann nützt es 
nichts, an dem Instrument des Finanzplanungsrats 
gesetzgeberisch herumzubasteln. Der kann nur Emp-
fehlungen aussprechen, nach denen sich weder die 
Bürgerschaft in Hamburg noch der Landtag des Frei-
staats Bayern richten muß. Sie müssen da sehr viel 
tiefer gehen; dann müssen Sie an den Art. 109 des 
Grundgesetzes ran. Dagegen spräche — rein politisch 
gesehen -- auch vieles. Aber wenn Sie wirklich von 
der Opposition her eine größere Koordination in der 
Finanzwirtschaft zwischen Gemeinden, Ländern und 
Bund wollen, Herr Althammer, müssen Sie auf eine 
Grundgesetzänderung lossteuern, die allerdings auch 
nur mit Ihren Stimmen hier und mit Ihren Stimmen 
im Bundesrat überhaupt vorstellbar ist. 

(Abg. Dr. Althammer meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Bitte 
sehr! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Minister, darf 
ich Sie fragen, ob Sie wenigstens inzwischen das 
eine erreicht haben, was wir schon vor Jahren errei-
chen wollten, nämlich daß eine Gleichartigkeit der 
Haushaltsveranschlagung und Haushaltsführung bei 
Bund und Ländern vorhanden ist, daß man wenig-
stens einheitliche Daten hat. 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Das kann 
man, glaube ich, bis zu einem gewissen Grade be-
jahen. Allerdings gestehe ich Ihnen zu, daß ich im-
mer wieder aufs neue darüber verwirrt bin, daß in 
vielen Fällen ein und dieselbe Mark gleichzeitig in 
zwei Haushalten der öffentlichen Hände erscheint 
und daß es nicht möglich sein soll, z. B. Zuschüsse, 
die wir an die Länder leisten, gar nicht erst in un-
serem Haushalt entstehen zu lassen oder aber, wenn 
sie von den Ländern an die Gemeinden durchgeleitet 
werden, gar nicht erst in den Haushalten der Länder 
entstehen zu lassen. 

Ich sage das als ein Beispiel dafür, daß man — ich 
habe mich darum bemüht —, wenn man die Haus

-

halte von Bund, Ländern und Gemeinden zusammen-
zählt, Herr Althammer, trotzdem nicht die Gesamt-
summe der öffentlichen Ausgaben bekommt. Dies ist 
ein sehr vielschichtiges und vielfältiges Gebäude von 
Finanzbeziehungen. Wie gesagt: Wenn man es in der 
Zukunft will besser handhaben können, dann muß 
man an den Art. 109 des Grundgesetzes ran; der 
Finanzplanungsrat hilft nichts. 

Ich will Ihnen nicht verschweigen, Herr Altham-
mer, daß es im Zusammenhang mit den stabilitäts-
politischen Notwendigkeiten im Rahmen der heuti-
gen Fassung des Art. 109 des Grundgesetzes, der ja 
die verfassungsrechtliche Ermächtigung für gewisse 
Passagen des Stabilitätsgesetzes war, noch weitere 
gesetzliche Möglichkeiten für die gegenwärtigen sta-
bilitätspolitischen Zwecke gibt, nämlich gegenüber 
allen Gebietskörperschaften zu einem noch härteren 
Holzhammer zu greifen, als es bisher im Stabilitäts-
programm geschehen ist. Wenn der Bundeshaushalt 
in diesem Jahr um 10,5 % wächst — das ist auch ein 
gutes Schrittmaß für das nächste — und wenn die 
Haushalte der Länder um 13 %, 14 % und mancher 
Gemeinden und einzelner großer Gebietskörper-
schaften um 17% wachsen, dann fühlt man sich ver-
sucht, über das nachzudenken, was ich angedeutet 
habe, Herr Althammer. Das hat dann mit schwarz, 
rot oder blau überhaupt nichts mehr zu tun. 

Noch drei Punkte zum Schluß: 

Erstens. Dieser Bundeshaushalt ist ein Ausdruck 
finanzwirtschaftlicher Solidität. 

Zweitens. Der Bundeshaushalt trägt zu der not-
wendigen Kontinuität der Reformpolitik bei; er trägt 
ihr Rechnung. 

Drittens. Der Haushalt ist konjunkturgerecht und 
gleichzeitig Ausdruck des festen Willens der Bun-
desregierung, mit ihrer Fiskalpolitik die Geld- und 
Kreditpolitik der Bundesbank zu unterstützen, zu 



2702 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 46. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1973 

Bundesminister Schmidt 

flankieren und damit zu einer Dämpfung des Preis-
auftriebs und der Konjunktur beizutragen. 

Ich bitte um Nachsicht, Herr Kollege Althammer, 
daß ich nicht auf Ihre Stilkritik repliziere. Wir 
haben uns alle im Laufe von 20 Jahren jeder seinen 
Stil gebildet. Ich denke, daß die Bundesregierung 
zu jeder Zeit im Haushaltsausschuß angemessen 
und fachkundig vertreten war. Im übrigen würde 
ich dort auch gern hinkommen, wenn es von Ihnen 
gewünscht wird. Ich habe eine große Hochachtung 
für den Haushaltsausschuß. Das will ich gerne sagen, 
und das sage ich nicht erst heute als Finanzminister. 
Ich bin 1953 zum erstenmal in diesen Bundestag ge-
wählt worden. Ich habe seither immer eine große 
Hochachtung nicht nur für die Sachkunde, sondern 
insbesondere auch für den unerschöpflichen Fleiß 
des Haushaltsausschusses gehabt, der ihn von man-
chem anderen Gebilde in diesem Gebäude auszeich-
net. Er ist nicht der vornehme Rotary Club. 

(Heiterkeit! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Schleichwerbung!) 

Er ist in der gesellschaftlichen Achtung im Parla-
ment bestenfalls ein minder hoch eingeschätzter 
Club, aber, wie ich meine, eines der zuverlässigsten 
der vielen Gremien, die hier in Bonn sachliche Ar-
beit leisten. Ich möchte für die Bundesregierung 
dem Haushaltsausschuß, insbesondere seinem hier 
nicht anwesenden Vorsitzenden und den drei Ob-
leuten, den Herren Kollegen Haehser, Viktor Kirst 
und Althammer, Dank für ihre Arbeit sagen. Das 
schließt im letzten Falle nicht ein, daß ich mit Ihren 
Plenarausführungen einverstanden sein könnte, 
aber im Ausschuß war es alles gut. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Herzlichen Dank auch — da möchte ich mich für 
die Bundesregierung dem anschließen, was die 
Kollegen schon gesagt haben — an die Beamten 
Ihres Ausschusses, auch an die Beamten des Bundes-
tages insgesamt, die hier mitgewirkt haben, an die 
Beamten des Finanzministeriums und auch an die 
Belegschaft der Bundesdruckerei, ohne die dieses 
alles nicht ginge. Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
zur allgemeinen Aussprache liegen nicht vor. Ich 
schließe die allgemeine Aussprache. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 7/843 zu Einzelplan 11 
auf und frage, ob das Wort gewünscht wird. — Herr 
Dr. Althammer! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der An-
trag hat in der Debatte der zweiten Lesung schon 
wiederholt eine Rolle gespielt. Es geht darum, un-
seren Antrag bezüglich der Kriegsopfer zu realisie-
ren. Wir haben jetzt in diesem Entschließungsantrag 
auch einen präzisen Deckungsvorschlag dazu ge-
macht. Wir sind der Auffassung, daß sich das Hohe 

Haus jetzt darüber klar werden sollte, wie es dieses 
wichtige Problem behandelt. Wir bitten, den Antrag 
anzunehmen. Ich beantrage hierzu namentliche Ab-
stimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Haehser. 

Haehser (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und meine Herren! Ich habe eigentlich meinen Ohren 
nicht trauen wollen bei dem, was der Kollege Dr. 
Althammer zu diesem Antrag gesagt hat, insbeson-
dere auch nicht bei dem Antrag auf namentliche 
Abstimmung, dem wir natürlich gerne folgen. 

Hier geht es darum, daß es im zweiten Absatz 
dieses Antrages heißt: 

Die notwendigen Mittel können dadurch auf-
gebracht werden, daß im Einzelplan 60, Kapitel 
60 02 ein neuer Titel 972 01 — Globale Minder-
ausgabe bei den Personalausgaben — mit einem 
Ansatz von 390 000 000 DM eingefügt wird. 

Dieser Titel „Globale Minderausgabe" ist gestern 
vom Deutschen Bundestag abgelehnt worden, und 
jetzt wollen Sie den abgelehnten Titel mit einem 
Ansatz ausstatten. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Sie müssen sich einmal vorstellen: Bei einer globa-
len Minderausgabe wollen Sie einen Ansatz feststel-
len! Herr Kollege Althammer, Sie hätten als Ob-
mann Ihrer Arbeitsgruppe diesen Antrag eigentlich 
nicht pasiseren lassen dürfen. 

Damit aber das Thema, um das es hier geht, eine 
Chance zur Beratung erfährt, beantrage ich namens 
der Koalitionsfraktionen, den Antrag zu überweisen. 

(Beifall bei den Abgeordneten der Regie

-

rungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich muß zunächst über 
den Antrag auf Überweisung abstimmen lassen. 

(Abg. Haehser: An den Haushaltsausschuß!) 

Wer dem Antrag des Kollegen Haehser, den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU an den 
Haushaltsausschuß zu überweisen, zustimmt, den 
bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Das erste war die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu den Entschließungsanträgen 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksachen 7/834, 
7/835 und 7/838 zum Einzelplan 12. Ich rufe zunächst 
den Entschließungsantrag Drucksache 7/834 auf. 
Wird dazu das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

(Abg. Haehser: Überweisung an den Haus

-

haltsausschuß!) 

— Vorgeschlagen ist Überweisung an den Haus-
haltsausschuß. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Ich rufe den Entschließungsantrag Drucksache 

7/835 auf. — Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 
Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der CDU/CSU hat 
folgenden Entschließungsantrag eingebracht: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Zu-
kunft sowohl in der Fortschreibung der mittel-
fristigen Finanzplanung als auch in den Haus-
haltsentwürfen die Ansätze für das Strecken-
ausbauprogramm der Deutschen Bundesbahn 
gesondert auszuweisen. 

Wir halten es für erforderlich, daß die Infrastruktur-
politik für den Verkehrsausbau zu einer Einheit zu-
sammengeführt wird. Wir haben eine Fortschreibung 
der Finanzplanung für den Bundesfernstraßenbau, 
für den Ausbau des innerstädtischen Verkehrs bei 
den Finanzhilfen des Bundes und für den Wasser-
straßenbau im Rahmen der Abkommen des Bundes 
mit den Ländern. Es fehlt jedoch eine mittelfristige 
Finanzplanung des Bundes für die erforderlichen 
Investitionen zum Ausbau und zur Modernisierung 
des Streckennetzes der Bundesbahn. 

Wir sind uns alle darin einig, daß wir gerade in 
Zukunft eine leistungsfähige Eisenbahn brauchen. 
Sie ist kein Auslaufbetrieb; sie muß aber moderni-
siert werden. Hierfür sind erhebliche Investitionen 
notwendig. Sie sind überhaupt die Voraussetzung 
für eine moderne Bahn. Dem Ausbau des Strecken-
netzes kommt deshalb eine entscheidende Bedeutung 
zu. 

Eine gezielte Infrastrukturpolitik und eine gezielte 
Investitionsstrategie sind eine Voraussetzung dafür, 
daß die Bundesbahn ihre Aufgaben künftig erfüllen 
und die steigende Nachfrage nach Verkehrsleistun-
gen bewältigen kann. 

Der Herr Bundesverkehrsminister war gestern 
nicht in der Lage, ein Finanzierungskonzept für sein 
verkehrspolitisches Kursbuch vorzulegen. Es ist 
demnach nur ein Programm mit Absichten und schö-
nen Wünschen. Die Bundesbahn hat ein Strecken-
ausbauprogramm für die Zeit bis 1983 vorgelegt. 
Danach sollen 1973 25 Millionen DM, 1974 250 Mil-
lionen DM, 1975 950 Millionen DM und 1976 1 640 
Millionen DM aufgewendet werden. Angesichts 
ihrer angespannten Finanzlage kann die Bahn diese 
Mittel nicht selbst aufbringen. Es ist höchste Zeit, 
daß wir erfahren, wie diese notwendigen Investi-
tionen finanziert werden sollen. Auch der Bundes-
kanzler hat in seiner Regierungserklärung gesagt, 
daß die Bundesregierung der Bahn beim Ausbau 
ihres Schienennetzes helfen werde. Wir halten es 
für geboten, daß für das Parlament und für die 
Bahn Klarheit geschaffen wird und daß in den künf-
tigen Haushalten ebenso wie in der mittelfristigen 
Finanzplanung Mittel für den Ausbau des Strecken-
netzes der Bahn bereitgestellt und gesondert ausge-
wiesen werden. 

Ich bitte deshalb, diesem Entschließungsantrag zu-
zustimmen und ihn an den Verkehrsausschuß zu 
überweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Haehser. 

Haehser (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Zunächst die Bemerkung, 
daß wir der Überweisung an den Verkehrsausschuß 
und den Haushaltsausschuß zustimmen. Wir legen 
aber Wert darauf, daß der Entschließungsantrag 
auch an den Haushaltsausschuß überwiesen wird. 

Zur Sache selber! Die Koalitionsparteien hatten 
Anfang Mai eine Klausurtagung mit dem Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn. Bei dieser Klausur-
tagung wurde nach langer Erörterung dieses The-
mas dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn die 
Auffassung der Koalitionsparteien mitgeteilt, sich 
für einen Ansatz im Einzelplan 12 des Bundesmini-
sters für Verkehr für die Neubaustrecken der Deut-
schen Bundesbahn verwenden zu wollen. Dieser Zu-
sage, die die Koalitionsparteien dem Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn gegeben hatten, sind die 
Koalitionsparteien — dann allerdings unterstützt 
von der CDU/CSU-Opposition — nachgekommen. 
Es gibt einen Ansatz in Höhe von 25 Millionen für 
die Neubaustrecke Hannover—Elze; dieser Ansatz 
ist zu Lasten der Liquiditätshilfe für die Deutsche 
Bundesbahn getroffen worden. Ich habe dies hier 
festzuhalten, damit es keine falschen Geschichten 
darüber gibt, wie das ganze zustande gekommen ist. 

Bei den Beratungen im Haushaltsausschuß ist un-
mißverständlich klargeworden, daß dann, wenn wir 
jetzt 25 Millionen als Ansatz ausbringen, dies ein 
Anfang ist und dieser Betrag in Zukunft höher wer-
den wird. Wir stimmen einer sachlichen Beratung 
im Haushaltsausschuß und im Verkehrsausschuß zu; 
deshalb Überweisung an beide Ausschüsse. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, der Antrag auf Über-
weisung an den Verkehrsausschuß und an den Haus-
haltsausschuß — mitberatend — ist gestellt. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe den Entschließungsantrag Drucksache 
7/838 auf und frage, ob das Wort gewünscht wird.  — 
Herr  Abgeordneter Kulawig! 

Kulawig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu dem Entschließungsantrag auf Druck-
sache 7/838 habe ich im Namen der SPD-Bundestags-
fraktion folgende Erklärung abzugeben. 

Am 30. Mai 1973 hat die Bundesregierung fol-
genden Beschluß gefaßt: 

Die Saar wird bis zur Mosel kanalisiert. Die 
Bundesregierung strebt damit auch eine Ver-
bindung mit dem französischen Wasserstraßen-
netz an. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß das Saarland und das Land Rheinland-Pfalz 
sich angemessen an der Finanzierung und Vor-
finanzierung beteiligen. Der Ausbau der Saar 
setzt unter anderem voraus, daß die beiden 
Bundesländer sich zu einer Vorfinanzierung der 
jeweils erforderlichen Jahresraten verpflichten, 
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weil in der mittelfristigen Finanzplanung des 
Bundes keine Mittel für den Ausbau der Saar 
bereitgestellt sind. 

Damit werden die mit Erfolg in Rheinland-Pfalz 
und im Saarland zur Verbesserung der Infra-
struktur und der Wirtschaftsstruktur bereits 
eingeleiteten Maßnahmen konsequent fortge-
setzt. Die Bundesminister für Wirtschaft, für 
Verkehr und für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau werden beauftragt, zusammen mit 
den beteiligten Ländern im Rahmen der finan-
ziellen Möglichkeiten zusätzliche Maßnahmen 
zur Verbesserung der Infrastruktur und der 
Wirtschaftsstruktur im Saarland und insbeson-
dere in der Westpfalz vorzubereiten. 

Meine Damen und Herren, die Bundestagsfrak-
tion der SPD begrüßt, daß mit diesem Beschluß das 
jahrzehntelange Bemühen des Saarlandes um einen 
Wasserstraßenanschluß seinen erfolgreichen Ab-
schluß findet. Durch das wechselvolle politische 
Schicksal des Landes war der Wasserstraßenbau in 
der Vergangenheit unterblieben. Da die Montan-
industrie auch heute noch den eigentlichen Kern 
der Saarwirtschaft darstellt, mit dem weitere Wirt-
schaftsbereiche eng verbunden sind, hat die Forde-
rung nach Verbesserung der Standortfrage durch 
die Kanalisierung der Saar nichts an Aktualität 
eingebüßt. Länger als ein Jahrzehnt nach der Rück-
gliederung ist die Entscheidung von verschiedenen 
Bundesregierungen in der Schwebe, das Saarland 
aber hingehalten worden. Insofern ist die Wasser-
straßenfrage symbolisch für die in der Bevölkerung 
verbreitete Meinung, das Saarland werde vom Bund 
benachteiligt. 

Die kanalisierte Saar bringt insbesondere für die 
Hüttenwerke erhebliche Transportkostenersparnisse, 
kann den Standort der Montanindustrie im Saar-
land langfristig absichern, eine große Anzahl von 
Arbeitsplätzen erhalten und die Neuansiedlung von 
Industriebetrieben begünstigen. Nach dem Aus-
laufen der zeitlich befristeten Unterstützungstarife 
würde der Druck steigender Transportkosten, wenn 
die Kanalisierung der Saar unterbliebe, das Saar-
land als Hüttenstandort in Frage stellen. Der infolge 
Fehlens eines Wasserstraßenanschlusses schon im-
mer vorhanden gewesene Standortnachteil der saar-
ländischen Montanindustrie gegenüber der Ruhr 
und Lothringen ist durch die Kanalisierung der 
Mosel als politisches Zugeständnis an Frankreich 
für die Rückgliederung des Saarlandes noch ver-
schärft worden. Schon damals hätte die Saar mit 
kanalisiert werden müssen. Da mit einer Ausnahme 
alle saarländischen Hüttenwerke, eine Reihe an-
derer Großbetriebe, Bergwerke und Energieunter-
nehmen ihren Standort am Saarlauf haben, wird die 
erwünschte Konzentration und Verstärkung der Zu-
sammenarbeit, insbesondere der Saarhütten, durch 
den Saarkanal erleichtert und beschleunigt. 

Das Hochwasserproblem im gesamten Saartal wird 
umfassend gelöst. Mehrere hundert Hektar große, 
ebene und zusammenhängende Industrieflächen 
werden gewonnen und können für die Umstruktu-
rierung nutzbar gemacht werden. 

Der Bau der Saarwasserstraße ist die Fortsetzung l 
 und Ergänzung der von der Bundesregierung mit 

Erfolg eingeleiteten Maßnahmen zur Verbesserung 
der Wirtschaftsstruktur im Saarland. 

Die Bundestagsfraktion der SPD erwartet von der 
Bundesregierung, daß sie im Haushaltsplan 1974 
einen Mittelansatz für die Kanalisierung der Saar 
vorsieht. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, dem 
Entschließungsantrag Drucksache 7/838 zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Bei einer Stimmenthaltung so beschlos-
sen. 

Ich rufe Einzelplan 15 auf und dazu den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU/CSU Drucksache 
7/836. Wird dazu das Wort gewünscht? — Herr Ab-
geordneter Kroll-Schlüter! 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es geht 
um den Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Strei-
chung der Mittel für den SHB, den LSD und die Stu-
dentische Zentralstelle. Ich darf dafür kurz eine Be-
gründung geben und möchte Sie jetzt schon darum 
bitten, meine Damen und Herren von den Koali-
tionsfraktionen, diesen Antrag nicht wieder dem 
Ausschuß zu überweisen, weil wir im Ausschuß be-
reits darüber abgestimmt haben. Er wurde dort je-
doch abgelehnt, und deswegen steht er hier heute 
zur endgültigen Abstimmung an. 

Wenn wir diese Anträge gestellt haben, haben 
Sie uns immer entgegengehalten, wir wären ver-
sucht, mit Geld, mit finanziellem Druck Politik zu 
machen. Solche Bemerkungen verkennen die Ernst-
haftigkeit unserer Anträge. Denn es geht um mehr. 
Es geht hier tatsächlich um die konsequente Vertei-
digung der Demokratie und unseres Rechtsstaats. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bevor ich einige Beispiele dafür bringe, daß es 
nicht mehr angezeigt ist, diese Verbände zu fördern, 
darf ich die grundsätzliche Position der CDU/CSU 
aufzeigen. Wir wissen und setzen uns dafür ein, daß 
die gesellschaftliche Dynamik nur erreicht und er-
halten werden kann, wenn sich die gesellschaft-
lichen Gruppen kritisch mit den bestehenden Ver-
hältnissen als Voraussetzung für ihr positives Be-
mühen um gesellschaftliche Veränderung auseinan-
dersetzen. Dabei sind unterschiedliche Wertvorstel-
lungen selbstverständlich zu achten. Die plurale 
Gesellschaft als Voraussetzung des freiheitlich-de-
mokratischen Rechtsstaats verlangt staatliche Aner-
kennung und staatliche Förderung. Diese Pluralität 
wollen wir. Wir wollen nicht den Bewegungsraum 
der Verbände einschränken. Aber wir wollen eben-
so konsequent sein wie § 9 des Jugendwohlfahrts-
gesetzes. 
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Ich darf hier einmal einschieben, was wir im Bun-

desjugendring im vorigen Jahr mit Herrn Minister 
Ehmke diskutiert haben, als ich darauf hinwies, daß 
infolge des Grundvertrages der staatliche und ideo-
logische Druck auf die Jugendarbeit in der DDR zu-
nehmen werde. Wenn Sie gestern die Presse auf-
merksam verfolgt haben, konnten Sie nachlesen, 
daß hier von der DDR-Regierung ein Gesetzentwurf 
vorgelegt worden ist, der tatsächlich den Zugriff 
auf die Jugendarbeit zum Würgegriff macht. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Sehr gut!) 

Der staatliche und ideologische Druck ist enorm, 
und ich sehe nicht ein, daß wir vor dem Hinter-
grund dieser Ereignisse hier auch noch die Ver-
bände mit staatlichen finanziellen Mitteln fördern 
sollen, die diese Tendenz noch unterstützen und zur 
Aushöhlung der demokratischen Grundordnung die-
ses Rechtsstaates beitragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn es überhaupt einen Sinn hat, daß wir auch 
mit diesem Grundvertrag leben wollen und müssen, 
dann dürfen wir diese Ereignisse nicht verkennen. 
Das Mit-diesem-Grundvertrag-Leben bedeutet für 
mich, daraus hier die Konsequenz zu ziehen, das 
heißt, wir sollten Zeichen der Hoffnung setzen, der 
Hoffnung auf die Stabilität der Freiheit und der 
Demokratie. 

In der Aussprache über die Große Anfrage der 
CDU/CSU vom 9. Juni 1971, die die Förderung des 
SHB, des LSD und des Verbandes deutscher Stu-
dentenschaften aus Bundesmitteln zum Inhalt hatte, 
sagte Frau Ministerin Strobel: 

Sie 

— die Bundesregierung — 

legt bewußt generell einen großzügig liberalen 
Maßstab bei der Förderung an. Das entspricht 
dem pluralistischen Demokratieverständnis des 
Grundgesetzes. 

Herr Kollege Fiebig fügte hinzu: 

Die jugendpolitische Grundsatzfrage bei diesem 
Thema heißt: Staat, wie hältst du es mit deiner 
Jugend? Wir sind der Auffassung, der Demo-
kratisierungsprozeß des VDS muß gefördert 
werden, notfalls auch mit Geld. 

Das haben Sie aufgegeben, und Sie sollten so 
konsequent sein auch die Förderung des SHB und 
des LSD aufzugeben. Denn wie wollen Sie den De-
mokratisierungsprozeß — um diesen Begriff zu über-
nehmen — fördern bei Feinden der Demokratie? 
Wie wollen wir verantworten, als Demokraten Geld 
zu geben für die Feinde der Demokratie? Das ist 
nicht einsehbar. 

Weder die von mir grundsätzlich aufgezeigte Po-
sition, die Sie sicherlich teilen können und teilen 
werden, noch die grundsätzliche Position des Ju-
gendwohlfahrtgesetzes läßt nach unserer Meinung 
eine Förderung dieser Verbände und der Studen-
tischen Zentralstelle zu, in der Spartakus, VDS 
und SHB über die Mittelvergabe mitbestimmen. Der 
revolutionäre Kampf gegen diesen Staat, das Be-
kenntnis zur Zusammenarbeit mit den Kommuni

-

sten, die Zusammenarbeit zwischen dem SHB, der 
DKP und dem Spartakus-Bund, die Zusammenarbeit 
des Liberalen Studentenbundes, der längst kein 
Bundesverband mehr ist, mit der SED vollziehen 
sich nicht im geheimen, sondern in aller Öffentlich-
keit. Ihre politischen Forderungen lassen keinen 
Zweifel an ihrer antidemokratischen Haltung zu. Da 
wird die Forderung erhoben, daß eine Aktions-
gemeinschaft mit den Kommunisten in Fragen, in 
denen gemeinsame Interessen und Auffassungen 
bestehen, ein notwendiges und weiterhin vom So-
zialdemokratischen Hochschulbund zu praktizie-
rendes Mittel ist, einen Politisierungsprozeß in der 
Bevölkerung und in der Studentenschaft zu fördern. 
Da wird eine gemeinsame Front mit der DKP be-
fürwortet. Noch andere Beispiele sind anzuzeigen. 
Hier wird nicht nur befürwortet, sondern hier wird 
auch praktiziert. Ich zitiere: 

Der antikommunistischen Hetze ist es mißlun-
gen, den Spartakus zu isolieren und den SHB 
von einem Zusammengehen mit dem Spartakus 
an den Hochschulen und innerhalb des VDS ab-
zuhalten. Konsequent trifft diese Hetze nun den 
SHB. Nachdem sich neuerdings auch die Jusos 
weigern, im Sinne der antikommunistischen Pro-
paganda Aktionsgemeinschaften mit Kommu-
nisten auszuschließen, trifft sie die vereinte 
Hetze von CSU, BDI und Springer in gleicher 
Weise. 

Es kann keinen Zweifel daran geben: unsere demo-
kratische Grundordnung soll revolutionär überwun-
den werden. 

Wir müssen dies alles auch werten auf dem Hin-
tergrund der Tatsachen, die im Verfassungsschutz-
jahresbericht 1972, den der Herr Innenminister die-
ser Tage vorgelegt hat, genannt werden, zum Bei-
spiel, daß der Mitgliederbestand der linksradikalen 
Organisationen im Jahre 1971 von 89 000 auf 103 000 
gestiegen ist, daß der marxistische Studentenbund 
Spartakus sich gefährlich entwickelt hat und daß die-
ser marxistische Studentenbund im Jahre 1972 über 
40 Hochschulgruppen gegenüber 21 im Vorjahr ver-
fügt. 

Für diesen Studentenbund, der ja mit dem SHB 
eng verbunden ist, trifft auch das zu, was der Ver-
fassungsschutz im Jahresbericht 1972 generell sagt, 
nämlich: „Eine wachsende Anzahl von Gruppen der 
neuen Linken hat sich 1972 zur Anwendung revolu-
tionärer Gewalt bei der Durchsetzung ihrer politi

-

schen Ziele bekannt, d. h. zur Abschaffung des par-
lamentarischen Systems." 

Ich darf zum Schluß kommen. 

(Starker Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vor dem Hintergrund dieser Tatsachen dürfen wir 
die Augen nicht verschließen. Ich darf einmal Pro-
fessor Steinbuch zitieren — dann können Sie auch 
noch einmal klatschen —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

der sagt: „Hintergründig-ideologisch ist unser  Sy-
stem  so ausgehöhlt, daß es wahrscheinlich in einer 
Krisensituation wie ein Kartenhaus zusammenbre-
chen wird." Diese und andere besorgte Stimmen wol- 
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len und werden wir nicht überhören. Ich hoffe - 
nein, ich fordere —, daß auch Sie diese besorgten 
Stimmen nicht überhören. 

Ich darf vor dem Hintergrund des 17. Juni sagen: 
Es geht bei dem Antrag nicht um die Einschränkung 
der Demokratie, sondern um die Stabilität der Demo-
kratie, es geht nicht um die Einschränkung der Frei-
heit, sondern um die Stabilität der Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Abge-
ordnete Haehser. 

Haehser (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und meine Herren! Ich hoffe, mit drei Sätzen auszu-
kommen. Wenn Sie diesen nicht mitzählen, wird es 
klappen. 

Erster Satz. Ich hoffe, Sie haben Verständnis da-
für, wenn wir zu dieser Stunde keine Debatte über 
den Bundesjugendplan führen wollen. 

Zweiter Satz. Ich gehe davon aus, daß das Bun-
desministerium, das hier zuständig ist, die Förde-
rungswürdigkeit der Verbände stets überprüft. 

Dritter Satz. Unter Hinweis auf die Argumente, 
die im Haushaltsausschuß zu diesem Problem hin 
und her getauscht wurden, bitte ich, den Antrag ab-
zulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, wir kommen zur Abstim-
mung. Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das letztere war die Mehrheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU zu Einzelplan 27 auf Drucksache 7/841. 

Zur Begründung hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Warnke. 

Dr. Warnke (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag der CDU/CSU-Frak-
tion will die Mittel für den Wohnungsbau für Ar-
beitnehmer im Zonenrandgebiet um 10 Millionen 
DM aufstocken. Er ist sachlich begründet durch die 
enorme Steigerung der Baukosten und die Unzu-
länglichkeit der bisherigen Mittel. 

Er ist stabilitätskonform, da voll gedeckt durch 
Kürzung von Zuschüssen für andere Baumaßnah-
men. Er zielt nicht auf eine Erhöhung der Zonenrand

-

mittel insgesamt ab, sondern auf eine Verlagerung 
des Schwerpunktes. 

Die politische Bedeutung des Antrags geht über 
seinen materiellen Umfang hinaus. Der Arbeitneh-
mer im Zonenrandgebiet ist vernachlässigt worden. 
Man hat ihm einen Steuerfreibetrag ähnlich wie der 
in Berlin versprochen. Gekommen ist nichts. Man hat 
ihm eine Erhöhung der Kilometerpauschale zum Aus-
gleich für lange Anfahrtswege zur Arbeit verspro-
chen. Gekommen ist die Erhöhung der Mineralöl

-

steuer und damit die Verteuerung des Benzins. Hier 
spreche ich nun nicht mehr nur für das Zonenrand-
gebiet, sondern für die Arbeitnehmer in allen Räu-
men der Bundesrepublik außerhalb der Großstädte. 
Wir haben diesen Menschen ein Sonderopfer aufer-
legt. Wir können ihnen keine öffentlichen Nahver-
kehrssysteme bauen und dann auch noch zu verbil-
ligten Tarifen zur Verfügung stellen. Aber wir 
ziehen diese Arbeitnehmer, die 10 und 20 % weni-
ger verdienen als ihre Kollegen in den Zentren der 
Wirtschaftskraft, über die Mineralölsteuer mit heran 
zur Finanzierung der Lebensqualität in den Groß-
städten. 

Ich bitte, diesen Antrag auch auf dem Hinter-
grund der Haushaltsentwicklung im allgemeinen zu 
sehen, die eine Senkung des Anteils der Ausgaben 
für Regionalförderung im Haushalt des Wirtschafts-
ministeriums von 28 % auf 20% innerhalb von nur 
zwei Jahren mit sich gebracht hat. 

Meine Damen und Herren! Wir hätten diesen An-
trag — so war es vorgesehen — gern mit der Regie-
rung, die mit dieser Problematik seit längerem kei-
neswegs ohne Aufgeschlossenheit befaßt ist, im zu-
ständigen Ausschuß erörtert. Daß dies nicht gesche-
hen ist, lag wie so manches in dieser Debatte mit an 
dem Schweinsgalopp, in dem wir diesen Haushalt 
durch den Bundestag zu bringen hatten. Nun ist der 
Antrag entscheidungsreif, und ich bitte herzlich, 
nicht die Übung fortzusetzen, Begräbnisse dritter 
Klasse Nichtraucher zu veranstalten, indem die An-
träge an die Ausschüsse überwiesen werden. 

Gestern ist hier ein Wort gefallen, das wir noch 
bereinigen müssen. Der Kollege Simpfendörfer hat in 
der Hitze des Gefechts — so heiß war das Gefecht 
im übrigen gar nicht, meine Damen und Herren — 
auf den Antrag hin, die Mittel für den Arbeitneh-
merwohnungsbau im Zonenrandgebiet zu erhöhen, 
von diesem Platz aus erklärt: „Wir haben hier Wich-
tigeres zu tun!" Meine Damen und Herren, wir soll-
ten die Gelegenheit dieses Antrags benutzen, über 
die unmittelbare Bedeutung hinaus für dieses Haus 
symbolisch zu erklären: Wir sind bereit, neue Wege 
zu suchen, den Arbeitnehmern außerhalb der großen 
Zentren Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Die 
Debatte über, die Neuorientierung der Regionalpoli-
tik in der zweiten Hälfte dieses Jahres muß diese 
Frage lösen. Aber ich bitte Sie: Gehen wir den ersten 
Schritt hier und heute! Wir haben diese Menschen 
schon allzuoft vertröstet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Dübber. 

Dr. Dübber (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu diesem Antrag drei Argumente in 
aller Kürze. Er ist tatsächlich ein Unikum. Er hätte 
in die zweite Beratung gehört. In der zweiten Be-
ratung ist er nicht dagewesen. Nachdem die zweite 
Beratung verpaßt worden ist, kriegen wir ihn nun 
in der dritten Lesung. Dies hat nicht mit dem 
Schweinsgalopp zu tun, sondern wenn es um eine 
sachliche Beratung gegangen wäre, hätten wir ihn 
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eigentlich in den Ausschüssen, jedenfalls im Haus-
haltsausschuß und im innerdeutschen Ausschuß, be-
raten müssen. In dieser Form ist er — das muß 
ich leider sagen — nicht seriös. 

Wir wollen Ihnen, Herr Warnke, aber nicht die 
Möglichkeit geben, nach draußen zur „Frankenpost" 
in Hof zu sagen, wir hätten den Antrag aus formalen 
Gründen abgelehnt. Darum nenne ich auch noch 
zwei Gründe dagegen in der Sache. 

Es geht urn einen Ansatz von 40 Millionen DM 
im innerdeutschen Haushalt, den Sie kürzen wollen. 
Das ist ein Ansatz, der für Maßnahmen der Infra-
struktur, also für Einrichtungen des Sports, der 
beruflichen Rehabilitation, der Jugendarbeit, Fami-
lienheimstätten, Kindergärten usw., da ist. Es geht 
um lächerliche 40 Millionen DM für 1 341 Kilometer 
Zonengrenze. Mit diesem Betrag soll das Rand-
gebiet attraktiv gemacht werden. Von diesen 40 Mil-
lionen DM sind zur Stunde aber bereits 23 Mil-
lionen DM vom Land Bayern beantragt, und wenn 
wir nun noch 10 Millionen DM wegnehmen, dann 
bleiben für die übrigen drei Länder noch ganze 
7 Millionen DM übrig. Ich glaube nicht, daß Sie das 
wollen. 

Zum Schluß eine Bemerkung. Im Grunde genom-
men ist der Antrag gegenstandslos. Denn wenn Sie 
den Haushalt richtig gelesen hätten, hätten Sie ge-
sehen, daß über der Titelgruppe „Zonenrandförde-
rung" steht, daß alles gegenseitig deckungsfähig 
ist. Dies ist der klassische Fall eines Agitations-
antrags. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im Grunde genommen müßte man Übergang zur 
Tagesordnung beantragen. Aber wir tun Ihnen die 
Ehre, das nicht zu machen. Wir lehnen diesen An-
trag ab. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Warnke, Sie wollen das 
Wort? 

(Zurufe von der SPD.) 

Dr. Warnke (CDU CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich werde Ihnen nicht die 
Freude machen, auf das Wort zu verzichten. Aber 
mein Wort wird kurz sein; darauf können Sie sich 
verlassen. 

Meine Damen und Herren, wenn 40 Millionen DM 
für 1 300 km Zonengrenze   ich habe diese Zahl 
hier gehört; es ist mehr, als ich in Erinnerung habe 

zuwenig sind, dann möchte ich Sie doch einmal 
fragen: Was ist mit den 10 Millionen DM Woh-
nungsbaumittel, die Sie für diesen gesamten Bereich 
eingesetzt haben? Daran sollten Sie Ihre Entschei-
dung messen 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt - Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoppe. 

Hoppe (FDP): Verehrter Herr Kollege, diese Aus-
führungen waren in Form und Inhalt so deplaziert, 
daß Sie für diesen Antrag wunschgemäß kein Be-
gräbnis dritter Klasse, sondern in der Sache ein 
Begräbnis erster Klasse verdienen und auch be-
kommen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.-Zu 
rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich urn 
das Zeichen. -- Danke. Gegenprobe! - Das letzte 
war die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Einzelplan 30 mit dem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Haushaltsgesetzes- 
Drucksache 7/837 (neu) -- auf. — Das Wort hat der 
Abgeordnete Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Namens der 
CDU/CSU-Fraktion habe ich den Antrag auf Druck-
sache 7/837 (neu), der Ihnen vorliegt, zu begründen. 
In diesem Antrag wird der Bundesminister für For-
schung und Technologie aufgefordert, die For-
schungsprogramme des Bundesministeriums für For-
schung und Technologie der neuen mittelfristigen 
Finanzplanung sowie dem Haushalt 1973 anzupas-
sen bzw. die sich aus der Anpassung ergebenden 
neuen Programme dem Bundestag vorzulegen. 

Von der letzten Bundesregierung wurden unter 
Federführung des Ministeriums für Bildung und 
Wissenschaft der Öffentlichkeit kurz vor den Wah-
leneinige Forschungsprogramme vorgestellt. Es sind 

dies die Programme im Bereich Meeresforschung 
und Meerestechnik, Dokumentation und Information 
und der Entwurf des Vierten Atomprogrammes. 
Diese Programme kündeten eine Vielzahl von Akti-
vitäten in den einzelnen Forschungsbereichen an. 
Das geplante Finanzvolumen wurde zu Preisen des 
Jahres 1972 in den Programmen aufgeführt, soweit 

 es überhaupt aufgeführt wurde. Die damals verab-
schiedeten Programme werden seitens der Bundes-
regierung auch heute noch dazu benutzt, den Nach-
weis für die Aktivitäten im Bereich der Forschungs-
förderung zu führen. 

Meine Damen und Herren, es haben sich in der 
Zwischenzeit in der Finanzplanung allerdings er-
hebliche Kürzungen ergeben. Ich darf einige Bei-
spiele nennen: Die ursprünglich vorgesehenen Mil

-

tel im Programm Meeresforschung und Meerestech-
nik für das Jahr 1972 in Höhe von 72 Millionen DM 
wurden auf 37 Millionen DM gekürzt. Erst gestern 
wurde ein Antrag der CDU CSU-Fraktion abgelehnt, 
diese Mittel um 8 Millionen DM wieder auf 45 Mil-
lionen DM zu erhöhen. Für 1974 waren für diese 
Bereiche 83 Millionen DM vorgeschen; die mittel-
fristige Finanzplanung weist in der Zwischenzeit 
56 Millionen DM aus. Ahnliche Kürzungen wurden 
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im Bereich Datenverarbeitung und Dokumentation 
vorgenommen. 

Ein anderes Beispiel, dessen sich die Bundesregie-
rung nicht unbedingt zu rühmen braucht, ist die Be-
ratung zum Entwurf des Vierten Atomprogramms. 
Auf der Basis des vorgelegten Entwurfs wurde erst 
im Februar dieses .Jahres ein öffentliches Hearing 
veranstaltet. Wenige Tage danach aber entschloß 
sich die Bundesregierung, diesem Entwurf den ma-
teriellen Boden zu entziehen und die Fachwelt, die 
mit einer Summe von mündlichen und schriftlichen 
Beiträgen ihren Beitrag geleistet hatte, schlicht ins 
Leere laufen zu lassen. Wen wundert es da, daß bis 
zum heutigen Tage die zugesagte Dokumentation zu 
diesem Bereich nicht vorgelegt wurde? 

Ich räume ein, daß es außerordentlich gut klingt, 
wenn es in der Regierungserklärung des Bundes-
kanzlers vom 18. Januar 1973 heißt: 

Technische Großprojekte - wie in den Be-
reichen der Weltraumforschung, der Luftfahrt, 
der neuen Verkehrstechnologie, der Kerntech-
nik und  der  Datenverarbeitung   werden in 
Zukunft stärker daran zu messen sein, was sie 
zur Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Menschen beitragen. 

Ich denke aber, daß das ganze Haus mit mir über-
einstimmt, wenn ich feststelle: allein die Kürzungen 
von Etatmitteln für Forschungsprogramme sind keine 
Kennzeichen für Prioritätensetzung. Die Notwendig-
keit aber der Priorität hat wohl der Bundeskanzler 
gemeint, wenn er in der eben zitierten Regierungs-
erklärung feststellte 

Die hohen Aufwendungen in diesen Bereichen 
zwingen zu klaren Prioritäten und erfordern 
eine Abstimmung aller Forschungszweige. 
Große Forschungszentren werden ihre Zielset-
zung teilweise ändern und sich neuen Auf-
gaben öffnen müssen. 

in Weiterführung gerade dieser Ausführungen und 
dieser Absichtserklärung haben wir in der Zwi-
schenzeit lediglich zur Kenntnis nehmen müssen, 
daß die Bundesregierung in einem Schnellverfahren, 
gewissermaßen in einer Nacht-und-Nebel-Aktion, 
die Kürzung von Planstellen in den Forschungszen-
tren verordnet hat, womit sie lediglich die Unruhe 
bei dem Personal dieser Forschungszentren vergrö-
ßert hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Die geänderten Zielsetzungen oder die angekün-
digten neuen Aufgaben tat sie der interessierten 
Öffentlichkeit bis zur Stunde nicht kund. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Sonntags

-

begründung, die Sie geben!) 

-Haben Sie das Gefühl, ich rede zu einem anderen 
Thema? 

(Erneuter Zuruf von der SPD: Sie sollen den 
Antrag begründen!) 

Dann würde ich um Ihre Aufmerksamkeit bitten, da

-

mit Sie den Inhalt dessen, was ich ausführe, ver-
stehen, Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Im übrigen dart ich darauf aufmerksam machen, 
daß das ebenfalls angekündigte Programm für Welt-
raumforschung bis zur Stunde ebenfalls fehlt. Ich 
dart für die CDU CSU-Fraktion davon ausgehen, daß 
die Bundesregierung nicht ihre angestrebte Koordi-
nation im Rahmen der EWG als Ausweichkrücke 
für die fehlenden Planungen in diesem Bereich be-
nutzen will. Denn es kann wohl kaum zugemutet 
werden, daß die von Staatssekretär Hauff in diesem 
Zusammenhang genannte jahrelange Koordination 
uns befriedigen kann, und von uns erwartet wer-
den darf, daß wir abzuwarten haben, vor allem 
dann, wenn wir feststellen müssen, daß in der Zwi-
schenzeit his zu 90 "'o des Ausgabeetats in diesem 
Bereich bereits festgelegt werden. 

Wir haben ein Anrecht darauf, endlich zu erfah-
ren, wo in Zukunft die Schwerpunkte dieser Regie-
rung in diesem Bereich zu sehen sind. 

Lassen Sie mich dazu noch einen Hinweis geben. 
Die Etatkürzungen können ja wohl kaum unter dem 
Motto „Forsch schneller, Genosse" aufgefangen 
werden, sondern wenn es überhaupt zwei Möglich-
keiten gibt, dann entweder eine Streckung über 
einige Jahre — was bedeuten würde, daß für die 
stürmende Zukunft neu anstehende Programme in 
den Bereich Forschung nicht aufgenommen werden 
können — oder Abstriche an den Forschungspro-
grammen. Dies zu erfahren aber gilt unser Antrag. 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, daß sich 
die  SPD-Fraktion mit einer Großen Anfrage, die un-
ter der Drucksache 7/688 eingegangen ist, offen-
sichtlich dem gleichen Problem gewidmet hat. Ich 
gehe davon aus, daß die SPD-Fraktion damit ja 
wohl nicht nur ihrem zuständigen Minister die Mög-
lichkeit geben wollte, sich zu präsentieren. Ein Mini-
ster, der ansonsten sehr publicityfreundlich ist, wird 
dazu andere Möglichkeiten finden, vielleicht auch 
dann, wenn wir uns in nahen Tagen darüber unterhal-
ten müssen, ob es zutrifft, daß er einigen Präsidenten 
im Bereich der Mittelbehörden der Bundespost nahe-
gelegt hat, vorzeitig in den Ruhestand zu treten. Ich 
gehe also davon aus, daß die Möglichkeit, sich öf-
fentlich zu präsentieren, wohl kaum der Anlaß Ihrer 
Großen Anfrage ist. Hieraus darf wohl geschlossen 
werden, daß auch Sie im unklaren sind, wohin die 
Tendenz des zuständigen Ministeriums geht. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, ich darf wohl kaum 
erwarten, daß Sie diesem Antrag vollinhaltlich zu-
stimmen. Ich bitte daher, da uns die Sache zu wichtig 
ist, um sie dem Fallbeil der Mehrheitsentscheidung 
zu unterwerfen, den Antrag an den zuständigen Aus-
schuß, den 17. Ausschuß des Deutschen Bundestages, 
zu überweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat Herr Abge-
ordneter von Billow. 

Dr. von Bülow (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich muß auf 
Grund der Einlassungen des Kollegen Pfeffermann 
der Opposition den Hinweis und den Ratschlag ge- 
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ben, einen Einführungskurs für Neuparlamentarier 
einzurichten, damit man auseinanderzuhalten lernt, 
was in der zweiten und was in der dritten Lesung 
vorgebracht werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir hatten uns gestern, Herr Pfeffermann, zu später 
Stunde, als draußen das liebliche Gartenfest der 
Frau Präsidentin inszeniert wurde, geeinigt. Von 
Ihnen wollte niemand zum Einzelplan 30 -- For-
schung und Technologie -- sprechen. Da wir ur-
sprünglich die Absicht hatten, das ganze Thema hier 
zu erörtern und zur Diskussion zu stellen, haben wir 
uns schließlich -- auch auf Drängen Ihrer Fraktion 
geeinigt, keine Debatte mehr abzuhalten. Jetzt aber 
benutzen — oder mißbrauchen — Sie die dritte Le-
sung dazu, einige Schläge auszuteilen. Sie hatten 
an sich nur die vorliegenden Anträge zu begründen; 
Sie haben aber über viele Themen bis hin zur Bun-
despost gesprochen, was nicht Ihre Aufgabe an die-
ser Stelle war. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter von Billow, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Pfeffer-
mann? 

Dr. von  Billow  (SPD) : Aber mit großer Freude. 

Pfeffermann (CDU CSU) : Herr Kollege, Sie 
haben sich veranlaßt gesehen, meinen ersten Bei-
trag von der Geschäftsordnung her zu rügen. Hiel-
ten Sie es dann nicht für besser, den Herrn amtie-
renden Präsidenten darüber entscheiden zu lassen, 
ob ein solcher Entschließungsantrag inhaltlich, da er 
sich nicht an einzelnen Etatposten orientiert, nicht 
doch in die dritte Lesung gehört? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Pfeffermann, das ist keine Zwi-
schenfrage im Sinne der Geschäftsordnung. — Das 
Wort zu einer weiteren Frage hat Herr Abgeord-
neter Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
wären Sie nach Ihren Ausführungen vorhin bereit, 
einen Anstandskursus über den Umgang mit Kolle-
gen durchzuführen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Auch diese Frage, Herr Kollege Vogel, lasse ich 
nicht zu, weil in ihr eine Wertung enthalten ist. 

Dr. von  Billow  (SPD): Herr Kollege Vogel, es 
wäre sehr leicht, den Umgang miteinander etwas zu 
verbessern, wenn Sie sich bei ihren Kollegen im 
Haushaltsausschuß erkundigen könnten, was man 
in der zweiten Lesung vorbringt und was in der 
dritten. Dann brauchten wir über Anstand nicht zu 
reden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist richtig, daß in der mittelfristigen Finanzpla-
nung einige Positionen reduziert worden sind. Die 

Bundesregierung arbeitet daran, die Programme an 
diese mittelfristige Finanzplanung anzupassen. Wir 
sind der Meinung, daß der vorliegende Antrag an 
den Haushalts- und den Fachausschuß überwiesen 
werden sollte. Dieser Ausschuß wird sich unmittel-
bar nach den Sommerferien den Fragen der mittel-
fristigen Finanzplanung widmen, und dies ist ein 
Antrag, der auch zur mittelfristigen Finanzplanung 
Stellung nimmt. 

Ich darf dann gleich auf den Antrag in Umdruck 
7/818 eingehen. Darin fordern Sie die Bundesregie-
rung auf, die Vom-Hundert-Anteile der Ausgaben 
für Bildung und Wissenschaft am Gesamtvolumen 
der Haushalte 1974 in Höhe von 6,7 v. H. und 1975 
in Höhe von 7,2 v. H. in der mittelfristigen Finanz-
planung 1973 wiederherzustellen. Ich weiß nicht, ob 
Sie sich darüber im klaren sind, daß Sie eine Mehr-
ausgabe für 1974 in Höhe von 1,28 Milliarden DM 
und für 1975 in Höhe von 1,9 Milliarden DM, also 
beinahe 2 Milliarden DM, beantragen. Ich bin auch 
nicht ganz sicher, ob Sie das mit all Ihren Fach-
kreisen und Haushaltspolitikern abgeklärt haben. 
Sie mußten sonst möglicherweise mit Prioritäten-
kämpfen rechnen, etwa mit den Agrarpolitikern, die 
ebenfalls ihren Vom-Hundert-Anteil am Haushalt 
haben möchten. Wir sind der Meinung, daß dieser 
Entschließungsantrag an den Haushaltsausschuß 
überwiesen werden sollte, damit er dort im Rahmen 
der Diskussion über die mittelfristige Finanzplanung 
behandelt werden kann. 

(Abg. Pfeffermann: Und im Fachausschuß!) 

-- An den Fachausschuß soll er ebenfalls überwie-
sen werden, einverstanden. 

Nun zu dem Antrag Drucksache 7/819, dem dritten 
Antrag zu den Einzelplänen 30 und 31 ! Er ist in der 
Fassung verunglückt, wie schon der vorhergehende. 
Einmal müßten sich die Vom-Hundert-Anteile auf 
die Einzelpläne 30 und 31 beziehen 

(Widerspruch des Abg. Pfeifer) 

und nicht nur auf den Einzelplan 31 ; nur wenn Sie 
beide Einzelpläne zusammennehmen, kommen Sie 
auf diese Vom-Hundert-Anteile. 

(Abg. Pfeifer: Das ist nicht richtig!) 

Bei dem dritten Antrag Drucksache 7/819 geht es 
um die 10%ige Kürzung der Ausgaben für den 
Ausbau und Neubau von Hochschulen. Es ist, wie 
Sie wissen, in dem Bund-Länder-Planungsausschuß 
keine Kürzung vereinbart worden, sondern es wurde 
von Bund und Ländern am 15. Juni dieses Jahres 
einstimmig, also auch mit den Stimmen der CDU/ 
CSU-regierten Länder, beschlossen, eine Streckung 
der Ausgaben für den Ausbau und Neubau von 
Hochschulen — also keine Kürzung! — vorzuneh-
men. Wir sind aber gleichwohl der Meinung, daß 
auch dieser Antrag an den Fachausschuß und an den 
Haushaltsausschuß überwiesen werden sollte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke Ihnen, Herr Kollege. Sie haben damit die 
Anträge zu Einzelplan 31 bereits in Ihre Ausführun- 
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gen einbezogen. Ich hoffe, das trägt dazu bei, daß 
weiterhin bei einigen Kollegen das Gefühl für An-
stand nicht ständig mit dem Wunsch, zum Ende der 
Plenarsitzung zu kommen, in Konflikt gerät. 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schlage vor, daß der Antrag 
Drucksache 7/837 (neu) dem Haushaltsausschuß und 
dem zuständigen Fachausschuß überwiesen wird. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe den Einzelplan 31 auf. Dazu liegen die 
Anträge Drucksachen 7/818 und 7/819 vor, zu denen 
Herr Kollege von Bülow aus Zeitgründen dankens-
werterweise schon Stellung genommen hat.   Zur 
Begründung wünscht Herr Abgeordneter Dr. Waigel 
das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Noch eine Jungfern- 
rede!) 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Warten Sie zuerst, was ich sage, 
bevor Sie es schon glossieren! 

Mit den beiden Entschließungsanträgen Druck-
sachen 7/818 und 7/819 unternimmt die CDU/CSU-
Fraktion den Versuch, die im Haushalt völlig ver-
lorengegangene Bildungspriorität wenigstens teil-
weise wiederherzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist recht bedenklich und wird noch einer ge-
naueren Nachprüfung unterzogen werden müssen, 
was heute der Bundesfinanzminister über die künf-
tige Bildungspriorität in seiner Finanzplanung aus-
gesagt hat. Bezieht man nämlich bereits in diesem 
Haushalt die Herabsetzung der Mittel für die Bun-
desausbildungsförderung um 194,7 Millionen DM 
und die vorgesehene Kürzung der Mittel für die 
Gemeinschaftsaufgabe im Hochschulbereich in die 
Haushaltsrechnung und in den Haushaltsvergleich 
mit ein, dann bleibt kein stolzes Wachstum von etwa 
15 oder 16 % sondern dann sinkt dieses Wachstum 
beinahe auf Null ab. Das offenbart das ganze Di-
lemma der Bildungspolitik und der Bildungsfinanzie-
rung dieser Regierung. 

(Beifall bei der CDU/ CSU.) 

Unsere Anträge beinhalten keine Ausweitung des 
Gesamthaushalts, sondern fordern eine Wiederher-
stellung jener Relationen der Bildungsausgaben zum 
Gesamthaushalt, die noch 1971 — allerdings vor den 
Wahlen — von dieser Bundesregierung bzw. ihrer 
Vorgängerin festgelegt worden sind. 

Die in der mittelfristigen Finanzplanung jetzt ent-
haltenen Ansätze weisen zwar eine über dem Durch-
schnitt der Zunahme des Gesamthaushalts liegende 
Steigerungsrate auf. Diese Steigerungsraten sind 
jedoch nicht mehr so hoch, wie sie noch im Finanz-
plan  von 1971 bis 1975 vorgesehen waren. Früher 
waren es Zahlen von 17 °/, 15%, 14 %; sie sind zu-
rückgegangen auf die Zahlen 10,5 %, 12,5%, 10,7 % 

 und  12 %. Damit hat die Bundesregierung eine er-
hebliche Demontage ihrer eigenen Bildungsplanung  

Bildungsfinanzierung vorgenommen.  

Ein weiteres, sehr bedenkliches Zeichen: Der An-
teil der Bildungs- und Wissenschaftsausgaben am  
Gesamthaushalt sollte nach den ursprünglichen  
Planungen von 5,7% im Jahre 1972 auf 7,2% im 
Jahre 1975 steigen. Demgegenüber begnügen sich 
die neuen Planungen mit einer Erhöhung des Anteils 
am Gesamthaushalt von nunmehr 5,5% auf nur 
6 % im Jahre 1976.  

Allerdings muß man der Bundesregierung und  
dem Bundesfinanzminister eines bestätigen: Sie lei-
sten mit der Darstellung in der neuen mittelfristi-
gen Finanzplanung einen beachtlichen Beitrag zur  
politischen Ehrlichkeit, indem der Satz nicht mehr  
enthalten ist, daß mit diesen Summen eine echte  

Priorität erkennbar gemacht werden soll.  

(Abg. Pfeifer: So ist es!)  

Man kann heute dem Bundesminister für Bildung  
und Wissenschaft nur noch sagen, daß sein  stärk-
ster Gegner in der Finanzierung sicher nicht die  

Opposition, sondern sein eigener Finanzminister ist.  

Die Darstellung hat das heute bewiesen.  

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein Wort zum Entschließungsantrag auf Druck-
sache 7 819. 

Auf Initiative der CDU/CSU hat sich der Aus-
schuß für Bildung und Wissenschaft einstimmig ge-
gen eine Kürzung der Mittel für den Ausbau und  
Neubau von Hochschulen ausgesprochen. Dennoch 
hat die Regierung diese Kürzung, diese Streckung, 
vorgenommen. Angesichts der Überfüllung unserer 
Hochschulen führt eine Kürzung in diesem Bereich 
der Gemeinschaftsaufgaben zu einer katastrophalen 
Situation an den Universitäten. 

Im Zusammenhang mit der inflatorischen Entwick-
lung und den darin zum Ausdruck kommenden Aus-
wirkungen auf die Investitionen muß befürchtet 
werden, daß die Hoffnung, die die Bundesregierung 
noch 1970 hatte, der Numerus clausus werde bis 
1975 — mit Ausnahme des Faches Medizin — ab-
gebaut werden können 

(Zuruf des Abg. Haehser) 

eine reine Fata Morgana gewesen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten von Bülow? 

Dr. Waigel (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. von Bülow (SPD): Sind Sie bereit, dazu Stel-
lung zu nehmen, daß es sich hier nicht um einen 
Beschluß des Bundes handelt, sondern um einen ein-
stimmigen Beschluß, an dem auch CDU- und CSU-
regierte Länder beteiligt waren? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Das weiß ich. Aber Sie 
wissen auch, daß der Bund zusammen mit den sozial-
demokratisch regierten Ländern hier eine eindeu-
tige Schlüsselfunktion besitzt. 

(Beifall bei der CDU CSU. - Zurufe von 
der SPD.) 
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— Sie werden ja Gelegenheit haben, bei unserer 
Großen Antrage zum Problem des Numerus clausus 
hier Ihre revidierten Vorstellungen vorzulegen. 

Lassen Sie mich, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, in einer trockenen Zahlendebatte am 
Schluß einige Worte von Bertolt Brecht aus dem 
Jahre 1927 zitieren. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Sie sollten sich darüber doch nicht wundern. Das 
müßte doch jedenfalls ein Dichter sein, der Ihnen 
ungefährlich ist. — Dort heißt es — das sollte auch 
für den Bundesfinanzminister und noch mehr für den 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wich-
tig sein —: 

Ich will dich nicht zur Arbeit verführen. Der 
Mensch ist zur Arbeit nicht gemacht. Aber das 
Geld! — Um das sollst du dich rühren! Das 
Geld ist gut! auf das Geld gib acht! 

Den Haushaltspolitikern und dem Finanzminister 
ist sicher ein sinnliches — — 

(Abg. Wehner: Ist das immer noch Zitat, 
Herr?) 

— Ach, Herr Kollege Wehner, so viel Humor soll-
ten Sie haben, daß Sie das Wort zur Kenntnis 
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Ich wollte mal hören, was Brecht von Haus

-

haltspolitikern gesagt hat!) 

— Genau, das gilt für Haushaltspolitiker aus allen 
Reihen, allen Parteien, Herr Wehner. — Den Haus-
haltspolitikern und den Finanzministern ist dieses 
sinnliche Verhältnis zum Geld sicher eigen. Die 
Bildungspolitiker aller Parteien sollten dieses not-
wendige, sinnliche Verhältnis zum Geld und zur 
Bildungsfinanzierung durch die Unterstützung der 
Anträge der CDU/CSU unter Beweis stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Es ist beantragt, die beiden Ent-
schließungsanträge an den zuständigen Fachaus-
schuß — federführend — und den Haushaltsaus-
schuß — mitberatend — zu überweisen. — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich darf für die Kollegen, die für die Fragestunde 
Fragen gestellt haben, noch mitteilen, daß wir jetzt 
die Schlußabstimmung vornehmen und dann un-
mittelbar im Anschluß daran in die Fragestunde 
eintreten. 

Wir kommen nunmehr zu der dritten Beratung 
des Haushaltsgesetzes selber. 

(Zuruf des Abg. Wohlrabe.) 

— Der Entschließungsantrag zum Haushaltsgesetz 
kommt erst nach der Schlußabstimmung, Herr Kol-
lege Wohlrabe. Sie haben noch die Möglichkeit, 

nachher dazu zu sprechen. — Ich frage, ob das Wort 
begehrt wird. -- 

(Abg. Schulte [Unna] : Wir beantragen na

-

mentliche Abstimmung für die dritte Lesung 
des Haushalts!) 

— Ich habe das Haushaltsgesetz aufgerufen. — Es 
hat niemand dazu das Wort gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Es ist na-
mentliche Abstimmung in der dritten Beratung be-
antragt. Wir stimmen in namentlicher Abstimmung 
ab. 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen noch 
mitteilen: Bei dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf der Drucksache 7/848 ist insofern 
ein Mißverständnis unterlaufen, als Herr Kollege 
Wohlrabe davon ausging, daß der Antrag bei Ein-
zelplan 60 aufgerufen würde. Ich bin nach dem 
Inhalt davon ausgegangen, daß es ein Entschlie-
ßungsantrag zum Haushaltsgesetz in seiner Ge-
samtheit sei. Im Hinblick auf die vorgerückte Zeit 
verzichtet Herr Kollege Wohlrabe auf eine münd-
liche Begründung 

(Beifall) 

und hofft dafür auf eine wohlwollende Behandlung 
im Haushaltsausschuß. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Der Entschließungsantrag ist über-
wiesen. 

Ich schlage vor, daß wir während der Auszählung 
mit der Tagesordnung fortfahren. 

Ich rufe Punkt IV auf: 

IV. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zur dritten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundes-
haushaltsplans für das Haushaltsjahr 1972 
— Drucksachen 7/34, 7/447 —
Berichterstatter: Abgeordneter Kirst 

Der Ausschuß beantragt, den Entschließungs-
antrag Drucksache 7/34 für erledigt zu erklären. Das 
Wort wird nicht begehrt. Wer dem Antrag zustimmt, 
den bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! 
— Stimmenthaltungen? — Bei einigen Stimmenthal-
tungen ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt V der Tagesordnung auf: 

V. Beratung des Antrags der Bundesregierung 
betr. Entlastung der Bundesregierung wegen 
der Haushaltsrechnung und Vermögensrech-
nung des Bundes für das Haushaltsjahr 1971 
(Jahresrechnung 1971) 
— Drucksache 7/528 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Wird das Wort begehrt? — Das ist nicht der Fall. 
Es wird vorgeschlagen, die Vorlage an den Haus-
haltsausschuß zu überweisen. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt VI der Tagesordnung auf: 



2712 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 46. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1973 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
VI. Beratung des Berichts und des Antrags des 

Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag einer Verordnung (EWG) des 
Rates über das Verzeichnis der mit Vorrang 
zu fördernden Agrargebiete und Gebietsteile 
nach der Verordnung (EWG) über die Finan-
zierung von Vorhaben durch den Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, im 
Rahmen von Programmen zur Entwicklung 
von Agrargebieten, die mit Vorrang zu för-
dern sind 
— Drucksachen 7/237, 7/767 
Berichterstatter: Abgeordneter Müller 

(Schweinfurt) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter Müller 
(Schweinfurt), ob er das Wort begehrt. — Das Wort 
wird nicht begehrt. 

Meine Damen und Herren, der Ausschuß schlägt 
Ihnen vor, die Vorlage mi • der Maßgabe zur Kennt-
nis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht 
wird, bei den Beratungen im Ministerrat darauf hin-
zuwirken, daß 

1. bei den Programmen zur Entwicklung von vor-
rangig zu fördernden Agrargebieten das Erstat-
tungsverfahren eingeführt wird, 

2. in gewissen Zeitabständen das Verzeichnis der 
mit Vorrang zu fördernden Agrargebiete und 
Gebietsteile überprüft wird, 

3. Zur Vermeidung einer weiteren Expansion des 
Verwaltungsapparats der EG-Kommission nicht 
jede einzelne Förderungsmaßnahme noch einmal 
in allen Einzelheiten in Brüssel auf ihre Förde-
rungsfähigkeit überprüft wird. 

Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die Be-
ratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
des Ausschusses zustimmt, den bitte ich um das Zei-
chen. — Ich danke Ihnen. Die Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt VII auf: 

VII. Beratung der Sammelübersicht 7 des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen und systematische Ubersicht über 
die beim Deutschen Bundestag in der Zeit vom 
13. Dezember 1972 bis 31. Mai 1973 eingegan-
genen Petitionen 
— Drucksache 7/770 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht begehrt. Wer dem Antrag des Ausschusses zu-
stimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich schlage vor, daß 
wir in die Fragestunde eintreten; denn wir müssen 
wegen der Auszählung ohnehin noch warten. Jetzt 
haben wir noch die Möglichkeit, die Fragestunde 
vor vollem Hause abzuwickeln. 

Ich rufe Punkt I auf: 

I. Fragestunde 
— Drucksache 7/769 — 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Aus-
wärtigen. Zur Beantwortung der Fragen steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Moersch zur Ver-
fügung. Die erste Frage ist die Frage 57 des Herrn 

 
Abgeordneten Hösl: 

Trifft die Weigerung der jugoslawischen Regierung zu, zweimal 
wöchentlich Charterflüge für jugoslawische Arbeitnehmer zwi-
schen West-Berlin und Zagreb zu veranstalten, und wie beurteilt 
die Bundesregierung dies angesichts der Tatsache, daß für diese 
Arbeitnehmer aus West-Berlin Flüge zwischen Ost-Berlin und 
Jugoslawien durchgeführt werden, und was gedenkt die Bundes-
regierung zu tun, um auf eine Änderung dieses Zustands hinzu-
wirken, die im Widerspruch steht zum Tenor der Verlautbarun-
gen, die sie im Zusammenhang mit dem Jugoslawien-Besuch des 
Bundeskanzlers über die deutsch-jugoslawischen Beziehungen 
verbreitet hat? 

Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, der Bun-
desregierung ist nicht bekannt, daß sich die jugo-
slawische Regierung geweigert haben soll, Charter-
flüge für jugoslawische Gastarbeiter zwischen Ber-
lin (West) und Zagreb zu veranstalten. Bekannt ist 
indessen — das wurde auch in der Presse berich-
tet —, daß sich eine private Chartergesellschaft bei 
der jugoslawischen Regierung erfolglos um die Ge-
nehmigung beworben hat, Charterflüge für jugo-
slawische Gastarbeiter zwischen Berlin (West) und 
Jugoslawien durchzuführen. 

Die in der Presse vermuteten politischen Hinter-
gründe scheinen nicht zuzutreffen. Die gleiche 
Chartergesellschaft führt nämlich bereits andere 
Flüge zwischen Berlin (West) und Jugoslawien 
durch. Die Versagung der Genehmigung von Char-
terflügen für Gastarbeiter hat nach den getroffenen 
Feststellungen hauptsächlich kommerzielle Gründe. 
Unter diesen Umständen hat die Bundesregierung 
keine Veranlassung, weitergehende politische Über-
legungen anzustellen, zumal für jugoslawische 
Gastarbeiter unter Einschaltung einer jugoslawi-
schen Chartergesellschaft eine Flugverbindung von 
Berlin (West) nach Jugoslawien zu günstigen Bedin-
gungen geschaffen worden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, bitte! 

Hösl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß der Zustand, die 
nahezu hunderttausend in West-Berlin arbeitenden 
jugoslawischen Gastarbeiter ihren Heimatflug über 
Schönefeld antreten zu lassen, geändert werden 
müßte? Wäre es nicht angebracht, daß wir in West-
Berlin den Versuch unternehmen, den Status des 
Arbeitsplatzes zu verbessern? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich kann 
nicht den Zusammenhang zwischen dieser Zusatz-
frage und der Frage erkennen, die Sie schriftlich ge-
stellt haben. Ich habe zu der Hauptfrage ausführ-
lich Stellung genommen. Im übrigen bedaure ich, 
daß es akustisch sehr schwer ist, hier der Zusatz-
frage zu folgen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 46. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1973 	2713 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Hösl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, den Zustand in West-Berlin zu verfolgen 
und darüber zu berichten, welche politischen Mög-
lichkeiten gegeben sind, den direkten Nach-Hause-
Flug von West-Berlin zu ermöglichen oder einzulei-
ten? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich habe 
in meiner Darlegung hier festgestellt, daß es sich 
ganz offensichtlich eben nicht um politische, sondern 
um kommerzielle Gründe bei den betroffenen jugo-
slawischen Gesellschaften handelt. Ich glaube, damit 
entfällt Ihre Fragestellung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 58 des Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Presseberichte, denen zu-
folge Breschnew während seines Besuchs in der Bundesrepublik 
Deutschland die Forderung nach Abbau der Sender Radio Free 
Europe und Radio Liberty erhoben haben soll, und gibt es 
seitens der Bundesregierung Erwägungen in dieser Richtung? 

Herr Staatssekretär. 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Die in Ihrer Frage erwähnten 
Presseberichte, Herr Kollege, treffen nicht zu. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Aber ist es nicht auffal-
lend, Herr Staatssekretär, daß heute eine dpa-Mel-
dung verbreitet wird, wonach Radio Belgrad gestern 
ganz in diesem Sinne gefordert hat, man sollte diese 
Bastionen des kalten Krieges nicht länger hier auf 
deutschem Territorium dulden? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, Sie ha-
ben nach Presseberichten über das Gespräch zwi-
schen der Bundesregierung und Generalsekretär 
Breschnew gefragt. Ich habe Ihre Frage beantwortet. 
Welche Schlußfolgerung Sie aus Berichten von Radio 
Belgrad ziehen, ist etwas, was ich nicht in einem 
Zusammenhang mit dieser Frage sehe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Darf ich aus Ihrer Ant-
wort schließen, daß die Bundesregierung auch wei-
terhin bereit ist, diesen beiden Sendern auf deut-
schem Boden die notwendige Lizenz in Abständen 
von zwei Jahren zu erteilen? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, Sie dür

-

fen daraus schließen, daß die Bundesregierung je-
den Antrag, der an sie gestellt wird, prüfen wird. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 59 des Abgeordneten Dr. Aigner 
auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die deutsche Vertretung 
angewiesen hat, bei der Adenauer-Preis-Verleihung in New York 
an General Lucius D. Clay keinen offiziellen Vertreter zu dieser 
Preisverleihung zu entsenden? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Das Generalkonsulat New 
York war bei der Preisverleihung am 17. Mai vertre-
ten, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zu einer Zusatzfrage Herr Abgeordneter Aigner. 

Aigner (CDU/CSU): Ich darf sagen — ich war ja 
bei dieser Preisverleihung dabei —, daß diese Ant-
wort nicht stimmt. 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich darf 
sagen, daß Ihre Behauptung nicht stimmt. Denn 
Herr General Karst hat ausdrücklich den Vertreter 
des Generalkonsulats, einen Beamten des höheren 
Dienstes, begrüßt. Da müssen Sie gerade abwesend 
gewesen sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Aigner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
dann fragen, warum dem Attaché, der von Herrn 
Minister Leber beauftragt war, an dieser Verleihung 
teilzunehmen, die Teilnahme verwehrt wurde? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Aigner, diese Zusatzfrage steht 
nicht mehr in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Hauptfrage. 

(Abg. Aigner: Aber natürlich!) 

Aber wenn Sie sie beantworten wollen, Herr Staats-
sekretär, bitte. 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Ich bin sehr gern bereit, die 
Frage zu beantworten: Weil die Bundesregierung es 
für angemessen hielt, sich so vertreten zu lassen, 
wie sie vertreten war. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
ist der Name des Beamten, der das Generalkonsulat 
bei dieser Veranstaltung vertreten hat? 
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Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Weber, Herr Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU) : Und welche Dienststel-
lung? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Legationsrat Erster Klasse 
oder Vortragender Legationsrat, eine hohe Dienst-
stellung in unseren Konsulaten, wie Sie wissen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Wohlrabe, eine Zusatzfrage. 

WOhlrabe (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie der Auffassung, daß die Bundesregierung, ge-
messen am Namen, am Rang und auch an den Lei-
stungen des zu Preisenden und zu Ehrenden, des 
Generals Clay, angemessen vertreten war? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, in Wür-
digung der Umstände darf ich Ihnen sagen, daß 
zwischen den Verdiensten von General Clay und 
ihrer Beurteilung durch die Bundesregierung über-
haupt keine Diskrepanzen bestehen. Wir haben in 
einem persönlichen Gespräch mit General Clay 
einige Tage vor der Preisverleihung Gelegenheit 
gehabt, durch einen führenden Beamten die Um-
stände zu würdigen, die auch mit der Stiftung zu-
sammenhängen, die diesen Preis verliehen hat. Ich 
darf Ihnen versichern, daß General Clay volles 
Verständnis zeigte. Wenn ich Ihnen jetzt einmal 
zitiere, was der Sekretär dieser Deutschland-Stif-
tung zum Beispiel über Freunde von Ihnen gesagt 
hat, dann werden Sie mit mir der Meinung sein, 
daß es nicht gut sein kann, einen Mann mit den 
Verdiensten des Generals Clay in eine solche innen-
politische deutsche Auseinandersetzung hineinzu-
ziehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dieser Sekretär, Herr Ziesel, hat beispielsweise in 
einem Artikel in Nr. 1/1973 Herrn Köppler einen 
„Anpassungstick an die intellektuellen Wegbereiter 
der sozialistischen Diktatur" bescheinigt, und er 
hat gesagt, die „CDU-Honoratioren Barzel, Kraske 
und Köppler" hätten eine „erschreckende politische 
und geistige Verfassung". 

(Abg. Rawe: Herr Präsident, würden Sie 
nicht einmal den Sachzusammenhang auf- 

klären?) 

Ich glaube, wenn von einem Mann, der sich diesen 
Preis offensichtlich ausgedacht hat, solche Zitate 
gegen führende Repräsentanten der CDU verbreitet 
werden, dann werden Sie wohl mit der Bundes-
regierung der Meinung sein, daß man General Clay 
nicht in einen solchen Zusammenhang bringen sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Reiser. 

Reiser (SPD) : Herr Staatssekretär, die Deutsch-
land-Stiftung, die diesen Preis verteilt hat, gibt ein 
„Deutschland-Magazin" heraus. Wissen Sie, daß 
über dieses ,,Deutschland-Magazin", in dem diese 
Preisverleihung gefeiert wird, auf Grund gericht-
licher Feststellung gesagt werden darf, es bediene 
sich des übelsten Journalismus und der niedrigsten 
Herabsetzung der demokratisch gewählten Organe 
unseres Staates? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, das ist 
mir im einzelnen nicht bekannt. Aber in der Aus-
gabe des Magazins, die ich hier vor mir habe, wird 
bereits gesagt, das Verhalten der Bundesregierung 
— das im übrigen unkorrekt dargestellt ist — sei 
ein Skandal und werde ein parlamentarisches Nach-
spiel haben. Das Nachspiel stellte sich nun in Form 
der Frage von Dr. Aigner ein. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wol-
len Sie nicht doch zugeben, daß die Bundesregierung 
bei der Preisverleihung nicht angemessen vertreten 
war, und hat die Bundesregierung mit in Kauf ge-
nommen, daß diese Haltung zumindest von der 
Öffentlichkeit Amerikas als Brüskierung eines ihrer 
großen und verehrten Männer angesehen werden 
mußte? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, Sie be-
finden sich im vollen Irrtum. Erstens ist die Bundes-
regierung der Meinung, daß sie in Anbetracht der 
Umstände angemessen vertreten war. Zweitens gibt 
es keine öffentliche Meinung Amerikas, die ich ken-
nen würde, die das von Ihnen Gesagte einigermaßen 
rechtfertigte; diese Öffentlichkeit der USA müßten 
Sie mir im einzelnen zitieren. Drittens darf ich 
Ihnen wiederholen, daß General Clay Verständnis 
für unsere Erwägungen gezeigt hat, die wir ihm vor 
der Preisverleihung zur Kenntnis gebracht haben, 
und zwar durch einen Generalkonsul in New York. 
Ich darf vielleicht darauf verzichten, Herrn General 
Clay hier selbst zu zitieren. Ich glaube, die Sache ist 
von uns in einer Weise behandelt worden, die den 
Verdiensten von General Clay angemessen war, und 
ich bedauere noch einmal, daß hier der vorher ange-
kündigte Versuch gemacht wird, einen so verdienten 
Mann in innenpolitische Auseinandersetzungen bei 
uns hineinzuziehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Jobst: Ist ein Legationsrat ange- 

messen?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Jobst, Sie haben keine weitere 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Zusatzfrage. 	Ich rufe die Frage 60 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Aigner auf: 

Ist es richtig, daß sowohl der Bundeskanzler wie der Regie-
rende Bürgermeister von Berlin sich in einem Schreiben an die 
Deutschland-Stiftung geweigert haben, ein Glückwunschschreiben 
an General Clay anläßlich dieser Preisverleihung zu senden? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Es ist richtig, Herr Abgeord-
neter, daß der Herr Bundeskanzler aus dem genann-
ten Anlaß General Clay nicht geschrieben hat. 
Ebenso richtig ist, daß die Deutschland-Stiftung in 
ihrer Zeitschrift Deutschland-Magazin seit Jahren 
gegen diese Bundesregierung eine Polemik betreibt, 
die sich durch ihre hetzerische und persönlich ver-
unglimpfende Art von sachlicher Kritik weit entfernt 
hat. Dies ist allgemein bekannt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Verzicht — ich wiederhole noch einmal — auf 
ein Glückwunschschreiben zu diesem Tag tut der 
guten persönlichen Verbindung des Bundeskanzlers 
zu General Clay keinen Abbruch. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihnen sagen, daß eine sehr hochgestellte ameri-
kanische Persönlichkeit in New York mir anläßlich 
dieser Preisverleihung folgendes sagte — — 

(Zurufe von der SPD: Fragen!) 

 — Es ist, wenn Sie so wollen, eine Frage, wenn ich 
formuliere: Darf ich Ihnen sagen und darf ich um 
einen Kommentar dazu bitten, daß eine amerika-
nische Persönlichkeit sagte, diese Preisverleihung 
besitze zwei Elemente, einerseits den Adenauer

-

Preis und andererseits die Ehrung General Clays. 
Sie sagte dann weiter, diese Haltung der Bundes-
regierung — — 

(Zurufe von der SPD: Fragen! — Abg. 
Rawe: Er fragt doch danach, ob das bekannt 

ist!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Aigner, bitte kleiden Sie doch Ihre 
Ausführungen in die Frageform. Dazu gebe ich Ihnen 
das Wort. 

(Abg. Rawe: Das hat er getan! Er hat ge

-

fragt, ob das dem Staatssekretär bekannt 
ist!) 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Das ist eine berechtigte 
Frage. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich frage 
den Herrn Staatssekretär, wie er zu der Äußerung 
einer hochgestellten amerikanischen Persönlichkeit 
steht, die lautete, diese Haltung der Bundesregie-
rung müsse entweder beide oder eines dieser Ele-
mente — nämlich den Adenauer-Preis oder die 
Ehrung General Clays — offiziell ablehnen. Wenn 

das nicht der Fall sei, sei die Haltung der Bundes

-

regierung als unfreundlich und als kleinkariert zu 
betrachten. Wie stellen Sie sich zu dieser Aussage 
einer amerikanischen Persönlichkeit? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich 
glaube, es war die Pflicht der Bundesregierung, mit 
dem Betroffenen ein Gespräch zu führen und nicht 
jemanden Fragen stellen zu lassen, der nicht der 
Betroffene ist. Es gibt aber eine indirekte Antwort 
auf Ihre Frage von zwei Persönlichkeiten des deut-
schen öffentlichen Lebens, die Ihnen politisch sicher 
näherstehen als mir. Die eine Persönlichkeit ist Pro-
fessor Stadtmüller aus München, die andere der 
Intendant des Saarländischen Rundfunks, Franz Mai. 
Beide sind mit hinreichender Begründung aus der 
„Deutschland-Stiftung" ausgetreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine Zusatzfrage, Herr Abgeordne-
ter Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir sagen, was das damit zu tun hat, daß 
der Vertreter der Bundesregierung, der von seinem 
Minister, Herrn Leber, beauftragt war, an dieser 
Preisverleihung teilzunehmen, auf Weisung des 
Auswärtigen Amtes nicht an der Preisverleihung 
teilnehmen konnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Das zeigt, welches Finger-
spitzengefühl das Auswärtige Amt entwickelt, wenn 
es um deutsche innenpolitische Fragen im Ausland 
geht. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Müller 
(Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie erklären Sie sich den Widerspruch, den ich dar-
in sehe, daß der hochverdiente General Clay den 
Preis einerseits angenommen hat, andererseits aber 
der Bundesregierung gegenüber erklärt hat, daß er 
volles Verständnis für ihre Haltung hat? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Dafür gibt es eine sehr ein-
fache Erklärung. Herr General Clay hat den Preis 
zwar angenommen, aber an die deutsch-amerikani-
schen Freundschaftsgruppen weitergegeben, weil 
er glaubt, daß das Geld dort sinnvoll verwendet 
werden könnte. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wie vereinbaren Sie die Motivation der Ableh-
nung der Bundesregierung, einen Glückwunsch an-
läßlich dieser Preisverleihung zu schicken, mit der 
Tatsache, daß ein bedeutender Ministerpräsident 
eines Landes, der der Partei des Bundeskanzlers an-
gehört, es immerhin für richtig gehalten hat, einen 
Glückwunsch anläßlich dieses Ereignisses nach New 
York zu schicken? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich ent-
decke in Ihnen einen Leser des  „Deutschland-Ma-
gazins". Mir ist dieser Glückwunsch bekannt, und 
ich respektiere voll die Haltung des Herrn Kubel, 
den Sie hier angesprochen haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Mattick. 

Mattick (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir darüber Auskunft geben, ob sich die „Deutsch-
land-Stiftung", bevor sie diesen Vorgang einge-
leitet hat, mit der Bundesregierung überhaupt dar-
über ins Benehmen gesetzt hat, ob die Bundesregie-
rung es für richtig hält bzw. bereit wäre, einen Ver-
treter zu dieser Preisverleihung zu entsenden? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, es ist die 
Freiheit einer jeden Organisation, ohne sich mit der 
Bundesregierung darüber ins Benehmen zu setzen, 
bestimmte Entscheidungen zu treffen. Die Bundes-
regierung hat die Freiheit, daraus entsprechende 
Folgerungen zu ziehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten von 
Alten-Nordheim. 

von Alten-Nordheim (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, können Sie mir die Gründe nennen, die die 
Bundesregierung veranlaßt haben, nicht einen Ver-
treter der deutschen Botschaft zu bitten, an dieser 
Preisverleihung teilzunehmen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, diese Zusatzfrage steht nicht im 
Zusammenhang mit der hier zur Beantwortung ste-
henden zweiten Frage des Herrn Abgeordneten Aig-
ner. 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst. 

von Alten-Nordheim (CDU/CSU) : Verzeihung, 
Herr Präsident, ich hatte mich vorhin schon zu einer 
Zusatzfrage zu der ersten Frage gemeldet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, Sie können Zusatzfragen, die 
bei einer vorhergehenden Frage nicht mehr zuge-
lassen worden waren, nicht dann stellen, wenn Sie 
es für richtig halten. Ich lasse Ihre Zusatzfrage nicht 
zu. Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie bitten, mir zu sagen, mit welcher Begründung 
Sie Herrn Bundesminister Leber das nötige Finger-
spitzengefühl in außenpolitischen Dingen abspre-
chen? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Das habe ich nicht getan. Das 
ist eine Verdrehung meiner Antwort und eine Ver-
drehung der Frage, die vorhin gestellt worden ist. 
Für außenpolitische Entscheidungen ist das Auswär-
tige Amt zuständig. Da gibt es überhaupt keinen 
Zweifel nach der Geschäftsordnung der Bundesre-
gierung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Aber ist aus Ihrer Ant-
wort vorhin nicht doch zumindest hervorgegangen, 
daß der Herr Bundesverteidigungsminister weniger 
Fingerspitzengefühl hat als das Auswärtige Amt? 

(Heiterkeit.) 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, das ist 
eine Folgerung, die Sie aus meiner Antwort über-
haupt nicht ziehen können; 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!) 

denn der Vorgang, der in der Frage dargestellt wor-
den ist, ist falsch dargestellt worden, und ich brau-
che nicht jeden Vorgang zu berichtigen, der über-
haupt nicht im Zusammenhang mit der Frage steht. 
Wenn Sie den Vorgang gekannt hätten, wären Sie 
sicherlich nicht zu diesen Schlußfolgerungen gekom-
men. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende der. 
Fragestunde. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung zum Haushaltsgesetz bekannt. Mit Ja 
haben 232 uneingeschränkt stimmberechtigte Mit-
glieder des Hauses und 12 Berliner Kolleginnen und 
Kollegen und mit Nein 179 uneingeschränkt stimm-
berechtigte Mitglieder des Hauses und 6 Berliner 
Kolleginnen und Kollegen gestimmt. Insgesamt sind 
411 Stimmen abgegeben worden, und 18 Berliner 
Kolleginnen und Kollegen haben sich an der Ab-
stimmung beteiligt. 
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Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 411 und 18 Berliner Abgeordnete; 

davon 

Ja: 	232 und 12 Berliner Abgeordnete 

Nein: 179 und 6 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Ahlers 
Amling 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Augstein (Hattingen) 
Baack 
Bäuerle 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Dr. Beermann 
Berkhan 
Biermann 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Frau Däubler-Gmelin 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Ewen 
Dr. Farthmann 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich 
Gansel 
Geiger 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Glombig 
Dr. Glotz 
Gnädinger 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Dr. Haenschke 
Halfmeier 
Hansen 
Hauck 
Dr. Hauff 

Henke 
Hermsdorf 
Herold 
Höhmann 
Hofmann 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kern 
Konrad 
Kratz 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Lambinus 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Löbbert 
Lutz 
Mahne 
Marschall 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Müller(Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Nagel 
Neumann 
Dr. Nölling 
Dr.-Ing. Oetting 
Offergeld 
Freiherr 

Ostman von der Leye 
Peiter 
Pensky 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Reiser 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Frau Dr. Riedel-Martiny 
Rohde 
Rosenthal 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Appenweier) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Frau Schimschok 
Schinzel 

Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Schonhofen 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Dr. Schweitzer 
Seibert 
Simon 
Simpfendörfer 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Staak (Hamburg) 
Stahl (Kempen) 
Dr. Stienen 
Suck 
Sund 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vit 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Dr. Wichert 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolf 
Wolfram 
Wrede 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 
Dr. Arndt (Berlin) 
Bühling 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 
Schwedler 
Sieglerschmidt 
Wurche 

FDP 

Dr. Bangemann 
Baum 
Dr. Böger 
Christ 
Engelhard 
Flach 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Genscher 
Graaff 

Groß 
Grüner 
Dr. Hirsch 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Dr. Graf Lambsdorff 
Logemann 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Mertes (Stuttgart) 
Mischnick 
Möllemann 
Moersch 
Ollesch 
Ronneburger 
Schmidt (Kempten) 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Wendig 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordneter 
Hoppe 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Aigner 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Baier 
Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. Dr. h. c. Birrenbach 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 
Braun 
Bremer 
Bremm 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Dr. Carstens (Fehmarn) 
Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Dr. Dollinger 
Dreyer 
Eigen 
Eilers (Wilhelmshaven) 
Engelsberger 
Entrup 
Dr. Erhard 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Ferrang 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Frerichs 
Dr. Fuchs 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Dr. Götz 



2718 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 46. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1973 

Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
von Hassel 
Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Heck 
Höcherl 
Hösl 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Katzer 
Kiechle 
Kiep 
Dr. h. c. Kiesinger 
Dr. Klein (Göttingen) 
Dr. Klein (Stolberg) 
Dr. Klepsch 
Köster 
Krampe 
Dr. Kraske 
Dr. Kreile 
Kroll-Schlüter 
Freiherr 

von Kühlmann-Stumm 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Maucher 
Memmel 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Mick 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Möller (Lübeck) 
Müller (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Frau Dr. Neumeister 
Nordlohne 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Orgaß 
Pfeffermann 
Pfeifer 

Picard 
Pieroth 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Roser 
Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein

-

Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmitt (Lockweiler) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte (Schwäbisch 

Gmünd) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Seiters 
Sick 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Frau Stommel 
Stücklen 
Susset 
de Terra 
Thürk 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Vehar 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt 
Volmer 
Dr. Waffenschmidt 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 

Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Windelen  
Wissebach 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Zeyer 
Ziegler 

Dr. Zimmermann 
Zink 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Kunz (Berlin) 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Damit ist das Haushaltsgesetz in der dritten Le-
sung angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen damit am 
Ende der Tagesordnung. Ich möchte aber vorsorglich 
darauf aufmerksam machen, daß das Haus heute 
abend gegen 19 Uhr eventuell noch einmal zusam-
mentreten muß, um über das Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses zu dem Zweiten Gesetz über die 
Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Bund und Ländern — Zweites Besoldungserhöhungs-
gesetz — sowie über das Gesetz über das Inkraft

-

treten des Zweiten Gesetzes zur Reform des Straf-
rechts zu beschließen, falls es zu neuen Vermitt-
lungsvorschlägen kommt. Ich werde die genaue Uhr-
zeit rechtzeitig durch Ausruf bekanntgeben bzw. 
durchsagen lassen, daß eine weitere Plenarsitzung 
nicht notwendig ist, wenn der Vermittlungsaus-
schuß die Beschlüsse des Bundestages bestätigen 
sollte. 

Meine Damen und Herren! Damit sind wir, wenn 
das Haus heute abend nicht noch einmal zusammen-
treten muß, am Ende der Plenarberatungen. Ich dan-
ke Ihnen für die Mitarbeit, schließe die Sitzung und 
wünsche Ihnen recht gute und erholsame Sommer-
ferien. 

(Abg. Dr. Carstens: Wir schließen Sie, Herr 
Präsident, in diese Wünsche ein!) 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 13. September 1973, 
ein. Die Uhrzeit wird noch bekanntgegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.39 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete() 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Ahrens *** 23. 6. 

Alber *** 23. 6. 
Dr. Artzinger * 20. 6. 

Amrehn *** 23. 6. 

Dr. Bangemann * 20. 6. 

Dr. Barzel 22.6. 
Dr. Becher 20.6. 
Behrendt * 20. 6. 
Blumenfeld * 20. 6. 
Frau von Bothmer *** 23. 6. 
Büchner (Speyer) *** 23. 6. 
Dr. Burgbacher * 20. 6. 
Coppik 20. 6. 
Dr. Corterier * 20. 6. 
Dr. Dregger *** 23. 6. 
Dr. Enders *** 23. 6. 
Fellermaier ' 21. 6. 
Flämig * 21.6. 

Frehsee * 20. 6. 

Dr. Früh * 20. 6. 
Gerlach (Emsland) ' 20. 6. 
Dr. Geßner *** 23. 6. 

Gewandt 20. 6. 
Dr. Gölter *** 23. 6. 
Dr. Gradl 20. 6. 
Härzschel * 20. 6. 
Dr. Holtz *** 23. 6. 

Dr. Jahn (Braunschweig) * 20. 6. 

Kahn-Ackermann *** 23. 6. 

Kater * 22. 6. 
Dr. Kempfler *** 23. 6. 

Dr. Klepsch *** 23. 6. 
Dr. Kliesing *** 23. 6. 

Koblitz 20. 6. 
Lautenschlager * 20. 6. 

Leicht 20. 6. 

Lemmrich *** 23. 6. 
Lenzer *** 23. 6. 
Liedtke 20. 6. 
Lücker * 20. 6. 
Marquardt *** 23. 6. 
Dr. Martin 20. 6. 
Memmel * 22. 6. 
Dr. Mende *** 23. 6. 
Dr. Müller (München) *** 23. 6. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 

*** Für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung der 
Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Mursch * 20. 6. 

Niegel 20. 6. 

Opitz 20. 6. 

Frau Dr. Orth 20.6. 

Pawelczyk *** 23. 6. 

Prassler 20. 6. 

Richter *** 23. 6. 

Röhner 20. 6. 

Schedl 20. 6. 

Dr. Schöfberger 20. 6. 

Dr. Schulz (Berlin) * 21. 6. 

Schwabe * 20. 6. 
Dr. Schwencke '** 23. 6. 

Dr. Schwörer * 20. 6. 

Seefeld * 20. 6. 

Sieglerschmidt *** 23. 6. 
Dr. Frh. v. Spies 20. 6. 
Dr. Stark (Nürtingen) 20. 6. 

Dr. Starke (Franken) * 20. 6. 

Strauß 20. 6. 
Dr. Vohrer *'* 23. 6. 
Walkhoff * 20. 6. 

Wende 20. 6. 
Wiefel 20. 6. 
Frau Dr. Wolf *** 23. 6. 
Würtz 20. 6. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 18. Juni 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Schedl 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage A 17): 

In welchem Umfang - absolut und prozentual - wird die 
Bundesregierung die ERP-Kredite für die mittelständische Wirt-
schaft in den strukturschwachen Gebieten kürzen? 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann und 
soll auch mit Hilfe des ERP-Wirtschaftsplans ein Bei-
trag zur Wiedererlangung der Stabilität geleistet 
werden. Die Bundesregierung hat deshalb vorge-
schlagen, 10 0/o der Gesamtsumme des dem Hohen 
Hause zur Beratung vorliegenden ERP-Wirtschafts-
plans 1973, d. h. rd. 230 Mio DM, zu sperren. 

Diese Mittel sollen allerdings dann - aber auch 
erst dann - wieder freigegeben werden, wenn es 
die konjunkturelle Lage zuläßt. Daraus wird deut-
lich, daß es bei dem Vorschlag der Bundesregierung 
nicht um eine Kürzung, sondern lediglich um eine 
zeitliche, d. h. von den konjunkturellen Gegeben-
heiten abhängige Verschiebung bei der Ausgabe der 
zu sperrenden Mittel geht. 
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Bei einem Planvolumen von rd. 2,3 Mrd. DM sol-
len von dieser Sperre 

— rd. 1 Mrd. DM rechtlich gebundener Mittel 

— 0,3 Mrd. DM für Berlin 

— 0,2 Mrd. DM für Maßnahmen in strukturschwa-
chen Gemeinden, 

das sind also rund 1,5 Mrd. DM, ausgenommen wer-
den. Auf den danach noch zur Verfügung stehenden 
Betrag von 835 Mio DM erstreckt sich die Sperre, 
die mit 230 Mio DM 28 % dieser Summe ausmacht. 

Bezogen auf das von Ihnen angesprochene und in 
dem ERP-Wirtschaftsplan mit 205 Mio DM veran-
schlagte Programm ergibt diese Sperrquote von 
28 0/o einen Betrag in Höhe von 57 Mio DM. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 18. Juni 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Höcherl 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/769) Frage A 20) : 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
exorbitanten Preissteigerungen bei Heizöl und Benzin trotz 
Aufwertung der D-Mark in den Griff zu bekommen, und welche 
Bedeutung mißt sie den jüngsten Berichten in der Presse über 
Verknappung von Mineralöl bei? 

Die Preise für Mineralölprodukte auf dem deut-
schen Markt zeigen zur Zeit unterschiedliche Ten-
denzen. Während die Verbraucherpreise für leich-
tes Heizöl ganz erheblich gestiegen sind, bewegen 
sich die Preiserhöhungen für Benzin und schweres 
Heizöl in mäßigen Grenzen. Die Preissteigerungen 
beim leichten Heizöl gehen vor allem auf die Sog-
wirkung des Weltmarktes in Verbindung mit einer 
besonders starken Abhängigkeit der Bundesrepublik 
von Einfuhren aus dem Ausland zurück. Auf den 
hohen Bedarf an importiertem leichten Heizöl ist es 
zurückzuführen, daß das innerdeutsche Preisniveau 
in diesem Bereich voll der Weltmarktpreisentwick-
lung gefolgt ist. Die genannten Preissteigerungen 
auf dem Weltmarkt sind so erheblich, daß sie nur 
in geringem Umfang durch die zwischenzeitliche 
DM-Aufwertung kompensiert werden konnten. 

Ich habe versucht, bei verschiedenen Anfragen 
zur gleichen Problematik die Befürchtungen zu zer-
streuen, daß wir in der Bundesrepublik mit echten 
Mangelerscheinungen zu rechnen haben. Zwischen-
zeitliche Besprechungen mit den großen Raffinerie-
gesellschaften haben diese Auffassung voll bestä-
tigt. 

Die Bundesregierung wird alle Möglichkeiten für 
preisdämpfende Maßnahmen ausschöpfen. Ange-
sichts der weltweiten Verengung der Märkte sind 
die Möglichkeiten hierzu allerdings beschränkt. 
Nichtsdestoweniger wird die Bundesregierung ver- 

suchen, noch frei auf dem Weltmarkt verfügbare 
Mengen in die Bundesrepublik zu lenken. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 18. Juni 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Schedl 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage A 49) : 

Trifft es zu, daß Rosa Luxemburg demnächst eine Briefmarke 
der Deutschen Bundespost gewidmet werden soll? 

Herr Abgeordneter, ich kann Ihre Frage mit „Ja" 
beantworten. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 18. Juni 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/769 
Frage A 50) : 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die Leerung der 
Briefkästen an Sonn- und Feiertagen im Augenblick immer mehr 
in die sehr frühen Vormittagsstunden vorverlegt wird, so daß 
diejenigen, die an Wochenenden ihre Post aufarbeiten, kaum 
noch Gelegenheit haben, diese in den Fernverkehr zu bringen, 
und kann sie mitteilen, nach welchen Kriterien Orte ausgesucht 
werden, in denen eine weitere Leerung in den Abendstunden 
durchgeführt wird? 

Die Vormittagsleerung der Briefkästen an Sonn-
und Feiertagen muß so rechtzeitig erfolgen, daß die 
Sendungen auch im Fernbereich am folgenden Werk-
tag zugestellt werden können. Das bedingt — je nach 
Lage des Ortes — eine sehr frühe Einlieferungs-
schlußzeit, da die Sendungen bei der zuständigen 
Briefabgangsstelle noch umgearbeitet und rechtzei-
tig den Fernbahnposten zugeleitet werden müssen. 
Für die Frage, ob im Einzelfall unter Berücksichti-
gung der Kundeninteressen und der postalischen Be-
lange die optimale Lösung gefunden worden ist, sind 
die regionalen Dienststellen zuständig. 

Eine weitere Leerung der Briefkästen in den 
Abendstunden eines Sonn- oder Feiertags wird in 
größeren Orten durchgeführt. Dies sind Orte, die 
z. B. als Sitz von überörtlichen Verwaltungsstellen 
besondere Bedeutung für den Nahbereich haben. 
Auch hierüber obliegt die Entscheidung den regiona-
len Dienststellen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Moersch vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten Frau 
Dr. Walz (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage B 1): 
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Treffen Meldungen zu, nach denen die Bundesregierung beab-
sichtigt, die Finanzierung eines Kernkraftwerks in Finnland im 
Rahmen von Wiedergutmachungszahlungen sicherzustellen? 

Meldungen, nach denen die Bundesregierung be-
absichtige, die Finanzierung eines Kernkraftwerkes 
in Finnland im Rahmen von Wiedergutmachungs-
bzw. Reparationszahlungen sicherzustellen, sind die-
ser nicht bekannt. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auf-
fassung, daß Reparationszahlungen an Finnland 
nicht in Betracht kommen können, da die Artikel 5 
und 8 des Londoner Schuldenabkommens vom 
27. Februar 1953 dem entgegenstehen. Dies ist der 
finnischen Regierung wiederholt — auch in letzter 
Zeit — dargelegt worden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Lenzer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage B 2) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, angesichts I 
der mehrfach gestiegenen Benzinpreise Wegstreckenenlschädi-
gungen (bisher 0,18 DM/km) für z. B. den Besuch einer Bundes-
wehrfachschule der Preisentwicklung anzupassen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Anpassung der Wegstreckenentschädigung an die 
veränderten Preisverhältnisse erforderlich ist. Sie 
hat daher in dem Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Bundesreisekostengesetzes und des Bun-
desumzugskostengesetzes, der dem Deutschen Bun-
destag zur Beschlußfassung vorliegt (Bundestags

-

Drucksache 7/283), für Kraftfahrzeuge mit einem 
Hubraum von mehr als 600 ccm eine Erhöhung der 
Wegstreckenentschädigung von 18 auf 20 Pf/km 
vorgesehen. 

Es ist damit zu rechnen, daß der Gesetzentwurf 
im Herbst dieses Jahres im Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages beraten wird. In die Bera-
tung wird auch der Vorschlag des Bundesrates ein-
bezogen, die Wegstreckenentschädigung auf 25 Pf/ 
km festzusetzen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 19. Juni 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Walther (SPD) (Drucksache 7/769 Frage B 3 und 4) : 

Welchen Stand haben die Verhandlungen mit den US-Streit

-

kräften über die Freigabe des bundes- und landeseigenen ca. 
500 ha großen Geländes in Schleißheim bei München, das z. Z. 
teilweise von Bundeswehr und Bundesgrenzschutz genutzt wird? 

Welche Pläne bestehen für die Verwendung dieses Geländes 
nach Freigabe durch die US-Streitkräfte? 

a) Die US-Streitkräfte haben sich inzwischen be-
reit erklärt, den Flugplatz Oberschleißheim, der 
entgegen Ihrer Annahme nur rd. 242 ha groß ist, 
freizugeben. Die formelle Rückgabe ist noch 
nicht erfolgt, sie soll jedoch in nächster Zeit 
vollzogen werden. 

b) Zur Zeit wird geprüft, inwieweit die Liegenschaft 
künftig für Bundeszwecke benötigt wird. Erst 
nach Abschluß dieser Prüfung kann über die 
Verwertung vom Bund evtl. nicht benötigter 
Teilflächen entschieden werden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner vom 18. Juni 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Biehle (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Fragen B 5 
und 6) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die in Ab• 
schnitt 21 Abs. 5 Ziffer 3 c und in Abschnitt 24 Abs. 3 Ziffer 2 I 
(diese in Verbindung mit Absatz 3 vorletzter Satz) der Lohn-
steuer-Richtlinien zugelassenen Reisekosten- und Werbungs-
kostenpauschbeträge bei Montagearbeiten auf Außenstellen nicht 
mehr den heutigen Preis- und Kostenverhältnissen entsprechen 
und angemessen erhöht werden müssen? 

Dient es nicht der von allen Seiten und vor allem auch von 
der Bundesregierung immer wieder versprochenen Verwaltungs-
vereinfachung, wenn solche ohne Nachweis anzuerkennenden 
Pauschbeträge erhöht und den Finanzämtern damit aufwendige 
Nachprüfungen erspart werden? 

Die bei Dienstgängen und bei mehr als 10stündi-
ger Abwesenheit von der Wohnung ohne Einzel-
nachweis der Mehraufwendungen steuerlich anzu-
erkennenden Pauschsätze gelten seit 1972. Ihre Fest-
setzung hat den Zweck, in einer möglichst großen 
Anzahl von Fällen den Einzelnachweis der durch die 
auswärtige Tätigkeit tatsächlich entstehenden Mehr-
aufwendungen zu vermeiden und dadurch eine Ver-
einfachung sowohl bei den in Betracht kommenden 
Personen als auch bei den Finanzämtern zu errei-
chen. Den Arbeitnehmern bleibt es jedoch unbe-
nommen, die ihnen entstandenen Mehraufwendun-
gen in tatsächlicher Höhe geltend zu machen. 

Meinem Haus ist nicht bekanntgeworden, daß von 
der Möglichkeit des Einzelnachweises in nennens-
wertem Umfang Gebrauch gemacht worden ist. 
Daraus kann geschlossen werden, daß die Pausch-
sätze auch im Hinblick auf die derzeitigen Preis- und 
Kostenverhältnisse ihren Vereinfachungszweck im-
mer noch erfüllen, zumal diese Pauschsätze erst seit 
1972 gelten. 

Die Auffassung, daß die Pauschsätze erhöht wer-
den müssen, kann demnach nicht geteilt werden. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 20. Juni 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Seefeld (SPD) (Drucksache 7/769 Fragen B 7 und 8) : 

Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundesvermögensabteilung 
aus der Oberfinanzdirektion Karlsruhe herausgelöst und der 
Oberfinanzdirektion Freiburg zugeteilt werden soll? 

Für den Fall, daß die vorige Frage mit Ja beantwortet wird, 
teilt die Bundesregierung die Meinung, daß das Gewicht der 
Oberfinanzdirektion Karlsruhe durch diese Maßnahme zugunsten 
der Oberfinanzdirektion Freiburg verringert und das Verhältnis 
der Ausgewogenheit der Bezirke gestört wird? 

Es trifft zu, daß beabsichtigt ist, die Bundesver-
mögensabteilung der Oberfinanzdirektion Karlsruhe 
mit der Bundesvermögensabteilung der Oberfinanz-
direktion Freiburg aus Rationalisierungsgründen in 
Freiburg zusammenzulegen. 

Freiburg ist deshalb als Sitz der vereinigten Bun-
desvermögensabteilung vorgesehen, weil der Auf-
gabenschwerpunkt bei den Daueraufgaben der Bun-
desvermögensverwaltung im Bezirk der OFD Frei-
burg liegt. 

Das Gewicht der OFD Karlsruhe wird von der 
bevorstehenden Neuabgrenzung der Oberfinanz-
bezirke als Folge der regionalen Neugliederung in 
Baden-Württemberg wesentlich stärker beeinflußt 
als von der vorgesehenen Umorganisation im Be-
reich der verhältnismäßig kleinen Bundesvermö-
gensverwaltung. Die OFD Karlsruhe erhält im Rah-
men der Neuabgrenzung der Oberfinanzbezirke bei 
den übrigen Bundes- und den Landesaufgaben einen 
bedeutenden Zuwachs an Aufgaben und damit an 
Personal; bei der OFD Freiburg wird dagegen beides 
zurückgehen. Eine Zusammenlegung der Bundes-
vermögensabteilungen in Karlsruhe würde die OFD 
Freiburg mithin zusätzlich schwächen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 20. Juni 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Pohlmann (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Fragen 
B 9 und 10) : 

Was hat die Bundesregierung bisher getan, um den immer 
unerträglicher werdenden Geräuschbelästigungen und anderen 
unzumutbaren Beeinträchtigungen der Hamelner Bevölkerung 
abzuhelfen, die durch den ständigen und über das notwendige 
Maß hinausgehenden Kettenfahrzeugverkehr der britischen Streit-
kräfte verursacht werden, nachdem der Bundesregierung — wie 
aus ihrer Antwort auf zwei schriftliche Fragen des Abgeord-
neten Frehsee (Drucksache VI/3546, Fragen B 10 und 11) hervor-
geht — die diesbezüglichen Proteste der Hamelner Bevölkerung 
seit langem bekannt sind und die Verhandlungen der örtlichen 
Stellen unergiebig und bisher ohne befriedigendes Ergebnis 
geblieben sind? 

Ist die Bundesregierung in dieser Sache bereits -- wie in 
Aussicht gestellt — mit der britischen Verbindungsstelle in Bonn 
in Verhandlungen eingetreten, und wie steht es mit der ange-
kündigten finanziellen Beteiligung an dem Bau einer Straße, die 
den militärischen Verkehr vom Brückenbaugerätelager am Rei-
merdeskamp an den Wohnbereichen vorbei zum Übungsgelände 
Pötzen-Welliehausen leiten soll? 

Zu Frage B 9: 

Die Bundesregierung hat der Stadt Hameln Ge-
legenheit gegeben, den gesamten Fragenkomplex 
im Bundesministerium der Finanzen zu erörtern. Am 
30. August vergangenen Jahres haben daraufhin 
Stadtdirektor Groß und weitere Herren der Stadt-
verwaltung und des Rates der Stadt Hameln Herrn 
Staatssekretär Dr. Emde die Angelegenheit vorge-
tragen. Dabei hat sich ergeben, daß die Vorstellun-
gen der Stadt, sämliche von den britischen Streit-
kräften benutzten militärischen Anlagen könnten 
aus dem Stadtgebiet verlegt werden, u. a. wegen 
der hohen Verlegungskosten kaum realisierbar sein 
dürften. Es ist deshalb vereinbart worden, daß die 
Stadt zunächst prüft, welche Maßnahmen anderer 
Art zur Minderung der Beeinträchtigungen sie im 
einzelnen vorzuschlagen beabsichtigt. Das Ergeb-
nis dieser Prüfung soll dann in einer weiteren Be-
sprechung im Bundesministerium der Finanzen er-
örtert werden. Mit Schreiben vom 14. September 
1972 hat die Stadt Hameln mitgeteilt, daß sie nach 
Zusammenstellung ihrer Unterlagen eine Terminab-
sprache mit dem Bundesministerium der Finanzen 
treffen werde. Das ist bis heute nicht geschehen. 

Zu Frage B 10: 

Die Bundesregierung ist nach wie vor zu der in 
Aussicht gestellten Verhandlung mit der briti-
schen Verbindungsstelle in Bonn bereit. Hierzu be-
stand jedoch bisher kein Anlaß, weil in Verhand-
lungen zwischen den 'britischen Streitkräften und 
Vertretern der Stadt inzwischen erreicht worden ist, 
daß die Streitkräfte den militärischen Verkehr im 
Stadtgebiet von Hameln mit Rücksicht auf die Be-
völkerung sowohl hinsichtlich der Zeit als auch dem 
Umfang nach eingeschränkt haben. 

Der früher von der Stadt erwogene Plan, eine 
neue panzerfeste 'Straße für den  militärischen Ver-
kehr vom Brückenbaugerätelager Am Reimerdes-
kamp an den Wohnbereichen vorbei zum Übungs-
gelände Pötzen-Welliehausen zu bauen, ist nach 
Mitteilung der Stadt Hameln in der Besprechung 
am 30. August 1972 zurückgestellt worden, da er zu 
keiner ausreichenden Lösung führt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 20. Juni 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Stahl (Kempen) (SPD) (Drucksache 7/769 Fragen B 11 
und 12) : 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der Bau des 
Harrier-Übungsplatzes in der Leuther Heide im Naturpark 
Schwalm-Nette, abgesehen von der Belästigung der Bevölkerung 
und der Beeinträchtigung des Fremdenverkehrs, auch aus Grün-
den der Sparsamkeit nicht vertretbar ist, da nur an vier Tagen 
im Monat Übungen des Senkrechtstarters stattfinden sollen, und 
könnte nicht unnötiger finanzieller Aufwand für den Bau der 
600 m langen befestigten Landebahn mit Zusatzbauten und für 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 46. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1973 	2723* 

deren Wartung dadurch vermieden werden, daß die große Anzahl 
von Flugplätzen, die im Umkreis von ca. 40 km um den Stütz-
punkt Wildenrath bisher durch Nato-Verbände nicht voll aus-
gelastet sind, intensiver benutzt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den zuständigen Stellen der 
befreundeten Streitkräfte sowie der niederländischen Regierung 
zu verhandeln, mit dem Ziel, den Bau des Übungsplatzes im 
Naturpark Schwalm-Nette zu verhindern? 

Zu Frage B 11: 

Die Bundesregierung vermag zu der Frage, ob die 
geplante Anlegung einer befestigten Fläche von ca. 
400 X 15 m zur Durchführung von Start- und Lande-
übungen mit Flugzeugen des Typs „Harrier V/STOL" 
an nur 4 Tagen im Monat aus Gründen der Sparsam-
keit vertretbar wäre, nicht Stellung zu nehmen, weil 
die in Aussicht genommenen Arbeiten von den bri-
tischen Streitkräften durchgeführt und aus britischen 
Heimatmitteln finanziert werden sollen. Aus der 
vorgesehenen geringen Benutzungsfrequenz mögen 
Sie jedoch den Wunsch der britischen Streitkräfte 
erkennen, den Interessen der Zivilbevölkerung ent-
gegenzukommen. 

Wegen der Frage, ob die im Umkreis von 40 km 
um den Stützpunkt Wildenrath gelegenen Flugplätze 
intensiver benutzt werden könnten und dadurch die 
Mitbenutzung des britischen Übungsgeländes „Die 
Leuth" für „Harrier-Übungen" entbehrlich würde, 
ist die Bundesregierung vor kurzem an die britischen 
Streitkräfte herangetreten; die Stellungnahme hier-
zu steht noch aus. 

Zu Frage B 12: 

Die Bundesregierung hat bereits bei der Beantwor-
tung einer „Kleinen Anfrage" im Deutschen Bundes-
tag (vgl. Drucksache 7/95) zugesagt, die Angelegen-
heit weiter zu prüfen und erforderlichenfalls bei den 
britischen Streitkräften vorstellig zu werden mit dem 
Ziel, unzumutbare Beeinträchtigungen für die Um-
welt und die Bevölkerung zu vermeiden. Hierzu hat 
die Bundesregierung zunächst die Stellungnahme des 
Interministeriellen Ausschusses für Verteidigungs-
liegenschaften des Landes Nordrhein-Westfalen er-
beten, dessen Antwort vor wenigen Tagen einge-
gangen ist. Es ist beabsichtigt, den britischen Streit-
kräften Gelegenheit zu geben, sich hierzu zu äußern, 
bevor die Bundesregierung erforderlichenfalls wei-
tere Schritte in Erwägung ziehen kann. Inwieweit 
sich dabei Gespräche mit der niederländischen Re-
gierung als notwendig erweisen sollten, bleibt ab-
zuwarten. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 20. Juni 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Immer (SPD) (Drucksache 7/769 Frage B 13) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in Zukunft 
einen Finanzausgleich rechtlich abzusichern, der für die Bereit-
stellung und Erhaltung von Naherholungsgebieten über Kom-
munal- und Landesgrenzen hinweg dringend erforderlich ist, da 
die Kommunen und Landkreise in diesen schwach strukturierten 
Gebieten nicht in der Lage sind, allein die Voraussetzungen zu 
schaffen (Beispiel: Naherholungsgebiete in Altenkirchen, in 
Rheinland-Pfalz, für den Ballungsraum Köln—Bonn—Ruhrgebiet in 
Nordrhein-Westfalen) ? 

Die Bereitstellung und Erhaltung von Naherho-
lungsgebieten ist allein Aufgabe der Länder und 
Gemeinden, und zwar auch insoweit, als es sich um 
Fragen der Zusammenarbeit über Landes- und Ge-
meindegrenzen hinaus handelt. Soweit diese Auf-
gabe von den Gemeinden wahrzunehmen ist und 
ihre eigenen Mittel dafür nicht ausreichen, ist es 
Sache der Länder, diese im Rahmen des kommu-
nalen Finanzausgleichs zu ergänzen. Der Bund hat 
dazu keine Regelungsbefugnis. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 20. Juni 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/769 
Fragen B 14 und 15) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um die 
Anteile der Gemeinden an der Einkommensteuer in einer mit 
der Bevölkerungsentwicklung schritthaltenden Weise so zu ver-
bessern, daß sie dem starken Bevölkerungszuwachs in den 
Randzonen expandierender Verdichtungsräume, der durch einen 
aus den Kernbereichen ausgelösten Siedlungsdruck entsteht (z. B. 
Taufkirchen bei München), besser begegnen können? 

Welche Vorschläge macht die Bundesregierung bereits vor 
der beabsichtigten Reform des Bodenrechts für eine sachgerechte 
Finanzierung der kommunalen Folgekosten bei einer durch 
Siedlungsdruck bewirkten Änderung der Gemeindeverhältnisse? 

Die Frage der Benachteiligung der Gemeinden 
mit besonders hohem Wachstum der Einwohnerzahl 
bei der Verteilung des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer hat der Kollege Dr. Probst in der 
Fragestunde am 23. Mai 1973 angesprochen. Wegen 
meiner Antwort darf ich auf das Protokoll über die 
35. Sitzung des Deutschen Bundestages (S. 2001 (D) 
ff.) verweisen. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß die 
Sonderbelastungen der Wachstumsgemeinden, zu 
denen auch die Benachteiligung der Gemeinden bei 
der Aufteilung des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer gehört, bereits jetzt von den Län-
dern bei der Bemessung der Zuweisungen im Rah-
men des kommunalen Finanzausgleichs berücksich-
tigt wird. Die Länder sind auch am ehesten in der 
Lage, die Probleme der Wachstumsgemeinden zu 
beurteilen und zu lösen. Eine bundesgesetzliche 
Sonderregelung zum Ausgleich der Benachteiligung 
bei der Verteilung des Gemeindeanteils an der 
Einkommensteuer würde in die den Ländern vor-
behaltene Ausgestaltunq des kommunalen Finanz-
ausgleichs eingreifen. Sie wäre deshalb bedenklich 
und lediglich mit vermeidbarem Verwaltungsauf-
wand  verbunden. Der Ausgleich für Wachstumsge- 
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meinden sollte deshalb weiterhin allein den Län-
dern überlassen bleiben. 

Zu der Frage der Finanzierung kommunaler 
Folgekosten in Wachstumsgemeinden darf ich darauf 
hinweisen, daß die Durchführung der Infrastruktur-
maßnahmen in ausgewiesenen Siedlungsgebieten 
zu den Aufgaben gehört, die die Gemeinden im 
Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel zu finanzieren haben. Soweit ihre eige-
nen Einnahmen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nicht ausreichen, ist es Sache der Länder, sie im 
kommunalen Finanzausgleich zu ergänzen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Flämig (SPD) (Drucksache 7/769 Fragen B 16 
und) 17) : 

Trifft es zu, daß die US-Streitkräfte auf Grund des Landbe-
schaffungsgesetzes ein 101 ha großes Übungsgelände im Ge-
meindewald Ostheim und im Bürgerwald Windecken (Landkreis 
Hanau) erwerben und für die Öffentlichkeit sperren wollen, ob-
wohl es sich dabei um ein anerkanntes Landschaftsschutzgebiet 
handelt? 

Wenn ja — welche Stellungnahme wird die Bundesregierung 
zu diesem Ersuchen beziehen angesichts der Tatsache, daß gerade 
im Industrieballungsraum um Hanau in den letzten Jahren viele 
hundert Hektar für Verkehrszwecke und Industrieansiedlungen 
geopfert werden mußten und nur noch beschränkt Waldflächen 
für die Erholung der Bevölkerung zur Verfügung stehen? 

Es trifft zu, daß die US-Streitkräfte für Übungs-
zwecke ihrer im Raume Hanau stationierten Einhei-
ten den Erwerb einer rund 101 ha großen in den Ge-
meindewaldungen Ostheim und Windecken gelege-
nen Geländefläche erstreben. Außerhalb der 
Übungszeiten, insbesondere an Wochenenden und 
deutschen gesetzlichen Feiertagen, soll der Zivil-
bevölkerung der Zutritt zu diesem Gelände nicht 
verwehrt werden. Abholzungen sind nicht vorge-
sehen. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat die Hes-
sische Landesregierung bereits 1969 über dieses 
Vorhaben unterrichtet und um Einleitung des An-
hörungsverfahrens nach § 1 Abs. 2 des Land-
beschaffungsgesetzes gebeten. Im Rahmen dieses 
noch im Gange befindlichen Verfahrens ist Gele-
genheit gegeben, alle dem Vorhaben entgegenste-
henden Bedenken vorzubringen. 

Der Bundesminister der Verteidigung kann über 
die Durchführung der Landbeschaffung erst ent-
scheiden, wenn das Anhörungsverfahren beendet 
ist, und die abschließende Stellungnahme der Hes-
sischen Landesregierung vorliegt. Bei der zu treffen-
den Entscheidung wird der Bundesminister der Ver-
teidigung abwägen, ob die zur Geltung gebrachten 
zivilen Belange im Raume Hanau wegen ihrer Be-
deutung eine Änderung der militärischen Erwä-
gungen rechtfertigen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 14. Juni 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Geldner (FDP) (Drucksache 7/769 Frage B 18) : 

Weiß die Bundesregierung, ob in den Landwirtschaftsschulen 
auch Kooperationsformen gelehrt werden, bzw. — wenn nicht — 
hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß diese moderne 
Art der Zusammenarbeit bäuerlicher Betriebe den jungen Men-
schen auf dem Lande bekanntgemacht wird? 

Die Regelung der landwirtschaftlichen Ausbil-
dung im schulischen Bereich ist eine Hoheitsaufgabe 
der Bundesländer. Diese haben durchwegs den Wert 
der überbetrieblichen Zusammenarbeit erkannt und 
machen den landwirtschaftlichen Berufsnachwuchs 
in ihren berufsbildenden Schulen mit den Koopera-
tionsformen vertraut. So enthält der Rahmenlehr-
plan für die Landwirtschaftsschulen des Landes 
Bayern z. B. im Unterrichtsfach „Landtechnik und 
Arbeitswirtschaft" die Forderung, daß die Möglich-
keiten des überbetrieblichen Maschineneinsatzes zur 
Kostensenkung eingehend zu behandeln sind. 

In der Erkenntnis der großen Bedeutung der Ko-
operation wurde auch der vom Deutschen Bauern- 
verband mit finanzieller Unterstützung der Bundes-
regierung im Jahre 1973 durchgeführte Berufswett-
kampf der deutschen Landjugend erstmalig in allen 
Entscheiden unter ein Gesamtthema mit dem Leitge-
danken „Partner im Beruf und in der Gesellschaft" 
gestellt. Zur Vorbereitung dieses Jugendwettbewer-
bes beauftragte das BML den Land- und Hauswirt-
schaftlichen Auswertungs- und Informationsdienst 
(AID) die Broschüre „Wirtschaftlichkeit sichern durch 
Zusammenarbeit" in einer Auflage von 50 000 
Exemplaren herauszugeben. Der Broschüre ist ein 
ausführliches Literaturverzeichnis zu diesem Thema 
beigefügt. Alle berufsbildenden Schulen des Agrar-
bereiches und die Landjugendverbände haben die 
Broschüre bereits erhalten. 

Darüber hinaus versucht das BML durch Sonder-
untersuchungen über die marktwirtschaftliche, be-
triebswirtschaftlichen und juristischen Probleme der 
Kooperation deren Möglichkeiten und Grenzen dar-
zulegen. 

Mit Unterstützung des BML wurde der Film 
„Überbetriebliche Zusammenarbeit in der Landwirt-
schaft" hergestellt, der u. a. über den AID den 
Landwirtschaftsschulen und Wirtschaftsberatungs-
stellen als Informationsmaterial zur Verfügung 
steht. 

 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 14. Juni 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Baack (SPD) (Drucksache 7/769 Frage B 19) : 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 46. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1973 	2725* 

Stimmt die Aussage des Direktors des Wuppertaler Zoos, die 
er in einer Sendung des WDR gemacht hat, daß die Anwendung 
des neuen Tierschutzgesetzes nicht gegeben sei, da zu diesem 
Gesetz die Ausfiihrungsbestimmungen noch fehlten, und wenn 
ja, wann gedenkt die Bundesregierung diese Ausführungsbe-
stimmungen zu erlassen? 

Die zitierte, mir im einzelnen nicht bekannte Aus-
sage des Direktors des Wuppertaler Zoos in einer 
Sendung des WDR, derzufolge die Anwendung des 
Tierschutzgesetzes vom 24. Juli 1972 (TierschG) nicht 
möglich ist, da zu diesem Gesetz die Ausführungs-
bestimmungen noch fehlten, ist unzutreffend und 
irreführend. 

Das neue TierschG enthält für jedermann ver-
ständlich klare und bindende Vorschriften, insbeson-
dere über das Halten von Tieren, das Töten von 
Tieren, über Eingriffe an Tieren, über den Tierhan-
del und die Durchführung des Gesetzes. Für den Be-
reich eines Zoologischen Gartens sind dabei die 
Vorschriften des § 2 (Tierhaltung) sowie des § 11 
(Tierhandel) von besonderem Gewicht; sie sind in 
vollem Umfang praktikabel und anzuwenden. Nach 
§ 15 obliegt die Durchführung der Vorschriften des 
Gesetzes usw. den nach Landesrecht zuständigen 
Behörden. Berichte der Länder über fehlende An-
wendungsmöglichkeiten des TierschG im Bereich der 
Zoologischen Gärten sind mir bisher nicht bekannt-
geworden. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir, auf die 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Evers in der 
Fragestunde vom 13. bis 15. Juni 1973 hinzuweisen, 
die in ursächlichem Zusammenhang mit der Behaup-
tung des Wuppertaler Zoodirektors stehen dürfte 
(siehe 41. Sitzung, Seite 2297 D). 

Zur Regelung der zahlreichen tierschutzrelevanten 
Fragen, die sich u. a. bei der heutigen Haltung gro-
ßer, gleichartiger Nutztierbestände auf begrenztem 
Raum in neuzeitlichen Haltungssystemen, den sog. 
Massentierhaltungen, ergeben, enthält das TierschG 
im § 13 Abs. 1 und 3 die notwendigen Ermächtigun-
gen zum Erlaß von Durchführungsvorschriften zum 
Schutze der betreffenden Tiere unter diesen beson-
deren Haltungs- bzw. Transportbedingungen. Die 
hier den Durchführungsverordnungen zugrunde 
zu legenden Mindestforderungen des Tierschutzes 
beinhalten zahlreiche wissenschaftliche und fach-
technische Fragen, mit deren Ausarbeitung auf meine 
Veranlassung hin z. Z. spezielle Gruppen von Sach-
verständigen aus Wissenschaft und Praxis befaßt 
sind. Für die fachliche Ausrichtung der betreffenden 
Durchführungsverordnungen muß zunächst die Vor-
lage der Gutachten dieser Sachverständigengruppen 
abgewartet werden. Auf die ausführliche Behand-
lung dieses Fragenkomplexes unter der Überschrift 
„Reform des Tierschutzrechts geht zügig voran" in 
BMELF-Informationen Nr. 14 vom 2. April 1973, 
S. 8 f durch Herrn Parlamentarischen Staatssekretär 
Fritz Logemann erlaube ich mir besonders hinzu-
weisen (s. Anlage). 

Reform des Tierschutzrechts geht zügig voran 

Von Fritz Logemann, Parlamentarischer Staatssekre

-

tär beim Bundesernährungsministerium 

Die Grundeinstellung der heutigen Gesellschaft 
zum Tier hat eine stete Fortentwicklung erfahren. 
Aber auch Wirtschaftsformen, Wissenschaft und 
Technik haben mitunter eine Entwicklung genom-
men, in der sich Interessen des Menschen und be-
rechtigte Belange des Tieres gegenüberstehen. Die 
Notwendigkeit, hier im Bereich des öffentlichen 
Tierschutzes zu einer Abwägung zu kommen, die 
ethische, wirtschaftliche und wissenschaftliche Ge-
sichtspunkte gleichermaßen berücksichtigt, führte 
zur Inangriffnahme der Gesamtreform des deutschen 
Tierschutzrechtes. 

Die ersten grundlegenden Abschnitte dieses Vor-
habens bildeten die verfassungsrechtliche Veranke-
rung der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
das Sachgebiet „Tierschutz" und die Verabschiedung 
des Tierschutzgesetzes, das am 1. Oktober 1972 in 
Kraft getreten ist. 

Der nunmehr beginnende Abschnitt dient der Vor-
bereitung und dem Erlaß von Durchführungsverord-
nungen, die sich auf die Ermächtigungen des Tier-
schutzgesetzes stützen; außerdem soll das Schlacht-
recht, das integrierender Bestandteil des Tier-
schutzrechtes ist, novelliert werden. Hierbei zeich-
net sich schon jetzt eine weitgehende Übereinstim-
mung mit den Vorbereitungen einer Europäischen 
Tierschutzkonvention durch den Europarat in Straß-
burg ab. 

Seiner Leitlinie entsprechend sieht das neue Tier-
schutzgesetz vor, die Beurteilungsmaßstäbe hinsicht-
lich der Verpflichtung zum Schutze der Tiere weni-
ger aus den Empfindungen des Menschen zu begrün-
den und gefühlsorientiert zu sehen, als sie zuneh-
mend durch exakte und repräsentative wissenschaft-
liche Feststellungen über tierartgemäße und verhal-
tensgerechte Mindestforderungen zu ersetzen. Mit 
dieser Ausrichtung der Grundvorschrift im neuen 
Gesetz ist einmal den modernen Erkenntnissen der 
Verhaltensforschung beim Tier in dem gebotenen 
Umfang Rechnung getragen, zum anderen wurde 
damit erstmalig in einem Tierschutzgesetz die recht-
liche Plattform geschaffen, um der psychisch-imma-
teriellen Form des Leidens eines Tieres, wie sie sich 
vor allem in einer Unterdrückung dem Tier ange-
borener, lebensnotwendiger Verhaltensweisen (z. B. 
Bewegungsbedürfnis usw.) äußert, entgegenzutre-
ten. Das Gesetz gestattet so in besonderem Maße 
Regelungen für die zahlreichen tierschutzrelevanten 
Fragen, die sich bei der heutigen Haltung großer, 
gleichartiger Nutztierbestände auf begrenztem Raum 
in neuzeitlichen Haltungssystemen, den sogenannten 
Massentierhaltungen, ergeben können. 

Die hier den Durchführungsverordnungen zu-
grunde zu legenden Mindestforderungen des Tier-
schutzes beinhalten zahlreiche wissenschaftliche und 
fachtechnische Fragen. Sie bestehen nicht zuletzt in 
der Aufrechterhaltung essentieller Funktionskreise 
des arteigenen, angeborenen Verhaltensinventars 
der betreffenden Tiere. Diese Ansprüche der Tiere 
werden insoweit künftig als biologische Maßstäbe 
z. B. bei Stallbau, Stalleinrichtung, Haltung, Pflege 
und Transport Berücksichtigung finden müssen. Ihre 
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Durchsetzung ist letztlich auch ein Gebot der Wirt-
schaftlichkeit der Tierhaltung, insbesondere der so-
genannten Massentierhaltung, da ein Organismus, 
dessen lebenswichtige Verhaltensansprüche sich 
nicht mit den Umweltvoraussetzungen in Einklang 
bringen lassen, wegen seiner dadurch gestörten Ak-
tivitätsabläufe zur Höchstleistung nicht mehr im-
stande ist. 

Mit der Erarbeitung dieser Mindestanforderungen 
— zunächst in Form entsprechender Gutachten über 
die Bereiche „Wirtschaftsgeflügel", „Schweine" und 
„Kälber", insbesondere im Hinblick auf die soge-
nannte Massentierhaltung (neuzeitliche Haltungs-
systeme) — befassen sich seit einiger Zeit auf Ver-
anlassung des Bundesernährungsministeriums spe-
zielle Gruppen von Sachverständigen aus Wissen-
schaft und Praxis. In gleicher Weise werden die 
Tierschutzfragen beim Transport von Tieren, bei der 
Haltung sonst freilebender Tiere (Wild) in Gehegen 
oder ähnlichen Einrichtungen sowie bei der Ver-
suchstierhaltung und im Hinblick auf Tierversuche, 
ihre Einschränkung und Ersetzbarkeit bearbeitet. 
Für die fachliche Ausrichtung der betreffenden 
Durchführungsverordnungen muß daher zunächst 
die Vorlage der Gutachten dieser Sachverständigen-
Gruppen abgewartet werden. Fragen der tierschutz-
gerechten Haltung von Hunden im Freien werden in 
der Öffentlichkeit schon seit längerem und meist 
kritisch diskutiert. Hier erscheint eine spezielle 
Regelung gleichfalls dringlich. Und sie ist, da die 
fachlichen Fragen soweit abgeklärt sind, bereits 
jetzt möglich. Das Bundesernährungsministerium hat 
daher zwischenzeitlich den Entwurf einer Verord-
nung über Haltung, Pflege und Unterbringung von 
Hunden außerhalb von Wohn- und Gewerberäumen, 
die sogenannte Hundehaltungsverordnung, fertig-
gestellt und den Ländern sowie den zu beteiligenden 
Kreisen zur Stellungnahme zugeleitet. 

Das neue Tierschutzgesetz definiert nicht den Be-
griff „Tier", geht aber davon aus, daß keine Tier-
art ausgeschlossen ist. Somit umfaßt dieser Begriff 
im Gesetz nicht nur das Haustier, sondern auch jedes 
freilebende oder normalerweise freilebende Tier, 
einschließlich der niederen oder schädlichen Tiere. 
Daraus folgt, daß auch sonst freilebende Tiere ande-
rer Klimazonen unter die Schutzbestimmungen des 
neuen Tierschutzgesetzes fallen, sofern es sich im 
Zusammenhang mit Haltung, Unterbringung usw. 
um eine von Menschen zu vertretende Zufügung ver-
meidbarer Schmerzen, Leiden oder Schäden im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes. 

Die Zahl der Safari-, Drive-in-Parks oder ähn-
licher Einrichtungen im Bundesgebiet, in denen frei-
lebende Tiere anderer Klimazonen heute gehalten 
werden, steigt ständig. Im Hinblick auf das kritische 
Interesse weiter Kreise der Öffentlichkeit an der 
Frage der tierschutzgerechten Haltung dieser Tiere 
hat mein Haus vor kurzem zwei sachverständige 
Gremien — den Verband Deutscher Zoodirekto-
ren e. V. sowie den World-Wildlife-Fund — gebeten, 
die hier relevanten Tierschutzfragen im Rahmen 
eines Gutachtens zu prüfen. 

Dieses Gutachten soll, abgesehen von der vorge-
nannten Zielsetzung, schon jetzt folgenden Zwecken 
dienen: 

1. Es soll dem betreffenden Tierhalter durch Be-
kanntgabe der Tierschutzmindestforderungen 
zeigen, wie er sonst freilebende Tiere anderer 
Klimazonen in Safari- oder Drive-in-Parks oder 
in ähnlichen Einrichtungen zu halten hat, ohne 
gegen die Grundsätze des Tierschutzes zu ver-
stoßen; 

2. es soll ferner den Behörden fachlicher Maßstäbe 
für die Überwachung an die Hand geben und 

3. den Gerichten fachliche, den derzeitigen Erkennt-
nissen angepaßte Unterlagen für die Beurteilung 
bestimmter Tatbestände im Rahmen von Straf-
verfahren zur Verfügung stellen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rohde vom 15. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Roll-
mann (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Fragen B 20 
und 21): 

In welchem Umfang wurde in den Jahren 1971 und 1972 gegen 
das Jugendarbeitsschutzgesetz verstoßen, und wie wurden diese 
Verstöße geahndet? 

In welchem Umfang wurden 1971 und 1972 die Betriebe auf die 
Innehältung des Jugendarbeitsschutzgesetzes überprüft? 

Im Jahre 1971 haben die  Aufsichtsbehörden der 
Länder nach den Jahresberichten der Gewerbeauf-
sicht 52 403 Verstöße gegen das Jugendarbeits-
schutzgesetz festgestellt. Sie haben 1978 Verwar-
nungen erteilt, 3 361 Bußgeldbescheide erlassen und 
107 Strafanzeigen erstattet. In 46 Fällen sind von 
den Gerichten Strafen verhängt worden. 

Für das Jahr 1972 können Angaben noch nicht 
gemacht werden, da die Jahresberichte der Ge-
werbeaufsicht für dieses Jahr noch nicht vorliegen. 
Nach deren Eingang werde ich Ihnen gern die 
gewünschten Zahlen mitteilen. 

Eine Statistik über die Zahl der Besichtigungen 
zur Überprüfung der Einhaltung eines bestimmten 
Gesetzes wird von der Gewerbeaufsicht nicht ge-
führt. Die von den Ländern mitgeteilte Gesamt-
zahl der Besichtigungen beträgt für das Jahr 1971 
737 827. Von diesen Besichtigungen wurden etwa 
315 000 Betriebe erfaßt. Das Zahlenmaterial für 1972 
werde ich Ihnen ebenfalls mitteilen, sobald es mir 
zur Verfügung steht. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf die 
von der Bundesregierung vorbereitete Neugestal-
tung des Jugendarbeitsschutzes hinweisen. Dadurch 
soll nicht nur das Jugendarbeitsschutzrecht auf eine 
neue Grundlage gestellt werden, sondern gleich- 
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zeitig sollen auch bessere Voraussetzungen für die 
Durchführung und Einhaltung geschaffen werden. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Baack 
(SPD) (Drucksache 7/769 Frage B 22) : 

Läßt § 7 Abs. 2 des Unterhaltssicherungsgesetzes (USG) in 
Verbindung mit Nummer 51 des Hinweises des Bundesministers 
der Verteidigung zur Durchführung der USG zu, daß ein zur 
Bundeswehr eingezogener Bürger die Anlageform des vermö-
genswirksamen Sparens ändern kann, ohne Gefahr zu laufen, 
der Vergünstigung des Gesetzes verlustig zu werden, auch wenn 
diese Änderung nicht vor zwölf Monaten vor seiner Einberufung 
geschieht? 

Ihre Frage, ob Sonderleistungen nach § 7 Abs. 2 
Nr. 6 d Unterhaltssicherungsgesetz auch dann ge-
wahrt werden können, wenn ein Wehrpflichtiger 
innerhalb des Zwölfmonatszeitraums ,die Anlage-
form des vermögenswirksamen Sparens ändert, ist 
grundsätzlich zu bejahen. 

Wenn auch der neue Vertrag bei der Einberufung 
noch nicht 12 Monate bestanden hat, so gilt diese 
Voraussetzung gleichwohl als gewahrt, wenn beide 
Verträge zusammen dieses Erfordernis erfüllen. 
Voraussetzung hierfür ist, daß der zweite Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Beendigung des ersten 
Vertrags abgeschlossen wird. Ferner muß auch der 
Anschlußvertrag wiederum eine nach § 7 Abs. 2 
Nr. 6 d begünstigte Verpflichtung begründen. 

Die Aufwendungen für den neuen Vertrag kön-
nen selbstverständlich nur bis zur Höhe des zu 
Beginn des Zwölfmonatszeitraums geltenden Ver-
trags erstattet werden (Hinweis 52 zur Durchfüh-
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes). 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Lenzer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage B 23) : 

Wie hoch beziffert die Bundesregierung den der deutschen 
Bundeswehr in den letzten Jahren durch sogenannte Klein-
schäden entstandenen Verlust, und ist sie gegebenenfalls der 
Auffassung, diese Schäden wieder zu erfassen? 

Über die Höhe der in der Bundeswehr durch so-
genannte Kleinschäden entstandenen Verluste ste-
hen mir keine Unterlagen zur Verfügung. Eine Sta-
tistik hierüber hat es weder für die Vergangenheit 
gegeben noch ist sie für die Zukunft geplant. Sie 
würde einen sehr hohen Verwaltungsaufwand ver

-

ursachen, jedoch keine verwertbare Erkenntnisquelle 
bieten. 

Die sogenannten Kleinschäden sind Schäden an 
Sachen des Bundes, d. h. an körperlichen Gegenstän-
den, bis zu einer Wertgrenze von 100 DM. Solche 
Schäden treten in der Bundeswehr naturgemäß bei 
Sachen jeder Art auf. Die zu ihrer Beseitigung er-
forderlichen Aufwendungen werden haushaltsmäßig 
nach dem Sachzusammenhang erfaßt. Auch die Ein-
nahmen aus Schadensersatzleistungen Dritter, wozu 
auch Angehörige der Bundeswehr gehören, fließen 
unterschiedlichen Titeln des Einzelplans 14 zu. Diese 
sachgebundene Systematik zu ändern, hätte keinen 
Sinn, abgesehen davon, daß dann die Klarheit im 
Haushalt beeinträchtigt würde. 

Der Bund erhält für eine Vielzahl von Schäden 
keinen Ersatz, weil entweder aus tatsächlichen oder 
aus rechtlichen Gründen niemand in Anspruch ge-
nommen werden kann. Diese bedauerliche Tatsache 
muß auch im Bereich der Bundeswehr hingenommen 
werden. Hier sind noch einige Besonderheiten zum 
Nachteil der Bundeskasse zu berücksichtigen. Der 
Soldat ist von Gesetzes wegen in der Haftung mehr 
privilegiert als andere Angehörige des öffentlichen 
Dienstes. Im Ausbildungsdienst haftet er nur für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Der Begriff des 
Ausbildungsdienstes wird auch von der Rechtspre-
chung zugunsten des Soldaten sehr weit gefaßt. 
Hinzu kommen Schwierigkeiten bei der tatsächlichen 
Aufklärung, die zum Nachteil des Bundes ausschla-
gen. Schadensfälle in den Streitkräften werden zu-
nächst von den militärischen Vorgesetzten aufge-
klärt. Die Erfahrung zeigt, daß es der Truppe schwer 
fällt, die zivilrechtlichen Merkmale des Schadens-
rechts zu erkennen und danach die erheblichen Tat-
sachen festzustellen. 

Die Entscheidungen über die zwangsweise Heran-
ziehung zum Schadensersatz unterliegen der ver-
waltungsgerichtlichen Nachprüfung. Auch wenn ein 
Schädiger freiwillig bereit ist, Ersatz zu leisten, müs-
sen zuvor die tatsächlichen und rechtlichen Voraus-
setzungen seiner Haftung gewissenhaft geprüft wer-
den. Dieses rechtsstaatliche Erfordernis ist unver-
zichtbar. Gerade Soldaten der unteren Dienstgrade 
können selbst meist nicht beurteilen, ob sie gesetz-
lich von der Haftung freigestellt sind. 

Die ordnungsmäßige Bearbeitung auch eines sehr 
kleinen Schadens erfordert daher einen spürbaren 
Zeitaufwand, der um so größer ist, je weniger Übung 
der Bearbeiter besitzt. Den damit verbundenen 
Kosten kommt in Schadenssachen besondere Bedeu-
tung zu. Der Schadensersatz dient dem finanziellen 
Ausgleich entstandener Verluste des Bundes. Sein 
Sinn verkehrt sich in das Gegenteil, wenn die Kosten 
der Einziehung die Höhe der Ersatzforderung über-
steigen. Aus diesem Grunde werden wenigstens 
Schäden bis zu 10 DM allgemein nicht mehr bearbei-
tet. Zu gegebener Zeit wird man diese Wertgrenze 
anheben müssen. Einstweilen wird bei den Schäden 
über 10 DM von den Behörden der Bundeswehrver-
waltung im Einzelfall geprüft, ob die weitere Bear-
beitung des Schadensfalls noch wirtschaftlich ist. 
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Wenn nicht, wird nach § 59 der Bundeshaushaltsord-
nung verfahren. 

Der Wegfall der Schadensbearbeitung bei Schäden 
unter 10 DM entlastet die nächsten Vorgesetzten, 
namentlich die militärischen Vorgesetzten. Diese 
sind der zusätzlichen schadensrechtlichen Feststel-
lungen enthoben und können sich auf die gesetzlich 
vorgeschriebene disziplinare Prüfung des zugrunde 
liegenden Dienstvergehens beschränken. Die Auf-
rechterhaltung der militärischen Ordnung und damit 
auch die Erziehung des Soldaten zum sorgfältigen 
Umgang mit dem Bundeseigentum läßt sich nicht mit 
den Mitteln des Schadensrechts, sondern mit denen 
des Dienstrechts, vornehmlich des Disziplinarrechts, 
erreichen. Je weniger Nebenaufgaben ein militäri-
scher Vorgesetzter hat, um so eher kann er sich 
auch der Dienstaufsicht widmen, die das sicherste 
Mittel ist, Schadensfälle zu verhüten. Der Vorbeu-
gung kommt aber weit größere Bedeutung zu als der 
Abwicklung entstandener Schäden. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Wernitz (SPD) (Drucksache 7/769 Fragen B 24 und 
25):  

Aus welchen Gründen wird die Auflösung der Bundeswehr-
Standortverwaltung Dillingen (Donau) angestrebt, und wann ist 
mit einer Entscheidung zu rechnen, die auch den Belangen der 
Bediensteten Rechnung trägt? 

Gibt es Überlegungen, im Landkreis Dillingen (Donau) eine 
Bundeswehrverwaltungsschule zu errichten, und welche Städte 
werden hierbei nach welchen Kriterien gegebenenfalls in Betracht 
gezogen? 

Es ist beabsichtigt, die Standortverwaltung Dil-
lingen/Donau aus Gründen rationeller Verwaltung 
in eine Außenstelle der Standortverwaltung Leip-
heim umzuwandeln. Hierdurch entfallen 12 Stellen, 
so daß jährlich rund 300 000 DM Personalkosten 
eingespart werden. Ich werde jedoch sicherstellen, 
daß bei der geplanten Maßnahme die Belange der 
betroffenen Beschäftigten soweit wie möglich be-
rücksichtigt werden. Es sind insbesondere keine 
Entlassungen und Herabstufungen beabsichtigt. Frei-
werdende Beamte und Arbeitnehmer werden bei 
anderen Einrichtungen der Bundeswehr eingesetzt, 
denen Personal fehlt. 

Mit einer Umwandlung der Standortverwaltung 
Dillingen, die auch der Mitwirkung der Personal-
vertretungen bedarf, ist nicht vor Beginn des näch-
sten Jahres zu rechnen. 

Im übrigen gibt es keine Überlegungen, im Land-
kreis Dillingeni/Donau eine Bundeswehrverwaltungs-
schule zu errichten. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 18. Juni 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Milz 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Fragen B 26 und 27) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung künftige Investitionen 
im Bereich der Verkehrsinfrastruktur ausschließlich nach gesamt-
wirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten planen will und 
Grundlage dafür ein von der Bundesregierung in Auftrag gege-
bener und im Laufe dieses Jahrs fertigzustellender integrierter 
Bundesverkehrswegeplan sein soll, der nach objektiven gesamt

-

wirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Kriterien aufzustellen ist? 

Trifft es zu, daß der Ausbau der Saar zu einer Großschiffahrts-
straße im Widerspruch zu § 7 der Bundeshaushaltsordnung steht 
und volkswirtschaftlichen Prinzipien widerspricht? 

Zu Frage B 26: 

Die Bundeshaushaltsordnung — gültig seit 1. 1. 
1970 — schreibt vor, ,daß für „geeignete Maßnahmen 
von erheblicher finanzieller Bedeutung" Kosten-
Nutzen-Analysen durchzuführen sind. Im Hinblick 
auf die vielfältigen Aufgaben des Bundes sollen die 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel so wirk-
sam wie möglich eingesetzt werden. 

Zur Untersuchung von Investitionen im Verkehrs-
bereich ist in einigen Fällen dieses für den Politiker 
wichtige Entscheidungshilfe-Instrumentarium be-
reits angewandt worden. 

Verschiedene Untersuchungen dieser Art sind Be-
standteil eines Bundesverkehrswegeplans (1. Stufe), 
der noch in diesem Jahr dem Bundestag zugeht. 
Außer der Einbeziehung dieser Untersuchungen wer-
den  vorliegende Planungen für Verkehrswege und 
-anlagen der Verkehrsträger aufeinander abge-
stimmt. Im Anschluß an diese sogenannte Koordi-
nierungsphase wird eine umfassende Integration 
aller Verkehrswegevorhaben angestrebt. 

Zu Frage B 27 

Kosten-Nutzen-Analysen, wie sie § 7 (2) BHO 
vorschreibt, liefern Entscheidungshilfen. 

Übergeordnete politische Gesichtspunkte können 
im Einzelfalle auch bei einem negativen Ergebnis 
einer Kosten-Nutzen-Analyse die Durchführung 
einer untersuchten Maßnahme rechtfertigen. 

Im Rahmen der Bewertung übergeordneter politi-
scher Gesichtspunkte waren bei dem Beschluß der 
Bundesregierung über einen Ausbau der Saar u. a. 
maßgebend 

— der positive Nutzen regionaler Umverteilungs-
effekte zugunsten des Saarlandes, dessen Beur-
teilung in der Kosten-Nutzen-Analyse ausdrück-
lich dem politischen Entscheidungsträger vorbe-
halten wird, 

— die Verbesserung der Standortbedingungen im 
Saarland auch im Vergleich zur Nachbarregion 
Lothringen, die u. a. auch durch Wasserstraßen-
baumaßnahmen gefördert wird, 
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— die Anbindung an das französische Wasser-
straßennetz. 

Ferner muß davon ausgegangen werden, daß die 
Bundesregierung einen Wasserstraßenanschluß für 
das Saarland bereits am 11. Februar 1969 — also 
vor Inkrafttreten des neuen Haushaltsrechts — be-
schlossen hatte. Durch die Entscheidung vom 
30. Mai 1973, die Saar auszubauen, wird der Be-
schluß von 1969, der als Alternative auch das Pro-
jekt eines Saar-Pfalz-Rhein-Kanals vorsah, mithin 
nur verwirklicht. Hierbei ist zu bedenken, daß dem 
Vertrauensschutz eines Landes gegenüber Zusagen 
der Bundesregierung auch eine angemessene Be-
deutung eingeräumt werden muß. 

Schließlich sprechen aber auch noch folgende Er-
wägungen für einen Saarausbau: 

— In den Baukosten für den Saarausbau sind die 
Kosten für die Saardurchstiche bei St. Arnual 
und Saarlouis bereits in Höhe von 42,6 Millionen 
DM enthalten. 

— Bei einem Ausbau der Saar können auf jeden 
Fall notwendige Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes, des Ersatzes von Nadelwehren, der 
Beseitigung von im Jahre 1970 entstandenen 
Hochwasserschäden und zurückgestellte Unter-
haltungsarbeiten unterbleiben. Der dafür aufzu-
wendende Betrag könnte mit etwa 90 Millionen 
DM (Preisstand 1. Januar 1970) angesetzt wer-
den. 

-- Abgesehen von den Flächen, die durch die not-
wendigen Maßnahmen des Hochwasserschutzes 
zusätzlich gewonnen werden, stehen durch den 
Saarausbau weitere rd. 900 ha zur gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfü-
gung. 

— Bei vorgesehenen Straßenbaumaßnahmen ent-
stünden Einsparungen in Höhe von etwa 44,5 
Millionen DM (davon 22,2 Millionen DM Bund 
und 22,3 Millionen DM Saarland), da u. a. der 
neben dem Saarufer gewonnene Damm genutzt 
werden könnte. 

— Als Folge des Ausbaues der Saar würden die 
Freizeit- und Erholungsbedingungen verbessert 
(Erfahrungen beim Moselausbau). 

 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 18. Juni 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Mick 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Fragen B 28 und 29) : 

Ist der Bundesregierung noch ihre Antwort auf die Fragen B 68 
und B 69 (Drucksache 7/77) im Gedächtnis, in denen die monopol-
artige Stellung von Wärmelieferfirmen hei zentralbeheizten 
Eigenheimen und Eigentumswohnungen angesprochen wurde 
und wonach sie keine Möglichkeit sah, von einigen Ausnahmen 
abgesehen, gegen solche Quasimonopole etwas zu unternehmen? 

Können solche Ausschließlickkeitsverträge nicht in die kartell-
amtliche Mißbrauchsaufsicht einbezogen werden, so wie es be-
reits bei den Ausschießlichkeitsverträgen der Versorgungsunter-
nehmen seit 1958 der Fall ist (§§ 103, 104 GWB)? 

Zu Frage B 28: 

In der von Ihnen zitierten Antwort hat die Bun-
desregierung für den Bereich des mit öffentlichen 
Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbaus zum 
Ausdruck gebracht, daß allgemein ein unmittelbares 
Tätigwerden des Bundes nicht möglich ist, da die 
Durchführung von Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesens einschließ-
lich der Gewährung öffentlicher Darlehen zur För-
derung des Wohnungsbaus in den Zuständigkeits-
bereich der Länder fällt. 

Zu Frage B 29: 

Ihre Frage ist zu bejahen. Die Ausschließlichkeits-
verträge über die Lieferung von Fernwärme unter-
liegen der kartellrechtlichen Mißbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Unternehmen nach § 22 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 
Die Fernheizwerke sind im allgemeinen gegenüber 
ihren Abnehmern als marktbeherrschend im Sinne 
dieser Vorschrift anzusehen. Verlangen sie für die 
Fernwärme überhöhte Preise oder liefern sie zu 
unangemessenen Geschäftsbedingungen, so kann 
hierin eine mißbräuchliche Ausnutzung der markt-
beherrschenden Stellung liegen. Dies gilt auch dann, 
wenn sich der Käufer eines Eigenheims oder einer 
Eigentumswohnung im Kaufvertrag zum Bezug der 
Fernwärme unter Anerkennung der Bedingungen 
der Wärmelieferfirma verpflichtet hat. Ob ein Miß-
brauch tatsächlich vorliegt, hängt allerdings von 
der Prüfung der Preise und Geschäftsbedingungen 
in jedem Einzelfall ab. 

Die Zuständigkeit für die Mißbrauchsaufsicht 
liegt, soweit überhöhte Preise in Betracht kommen, 
bei den Landeskartellbehörden, wenn Häuser und 
Wohnungen in demselben Land liegen und die 
Preise im konkreten Fall besonders ausgehandelt 
sind und damit nur innerhalb des betreffenden Lan-
des gelten. 

Dagegen ist für die Überprüfung der Geschäfts-
bedingungen der Fernheizwerke in der Regel das 
Bundeskartellamt zuständig, weil die Geschäftsbe-
dingungen der Anbieter grundsätzlich im ganzen 
Bundesgebiet einheitlich sind. 

Die Mißbrauchsaufsicht über Versorgungsunter-
nehmen nach den §§ 103 und 104 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen greift in den von 
Ihnen angesprochenen Fällen hingegen nicht ein. 
Diese Vorschriften setzen Lieferverträge von Ver-
sorgungsunternehmen mit anderen Versorgungs-
unternehmen oder mit Gebietskörperschaften vor-
aus. 
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Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack vom 19. Juni 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage B 30) : 

Nachdem die Bundesregierung in ihrer Antwort auf meine 
Mündliche Frage erklärt hat, daß eine allgemeine Anpassung der 
Einkommensgrenzen für die Gewährung von Wohngeld zur Zeit 
nicht angebracht" sei, frage ich die Bundesregierung, ob wenig-
stens beabsichtigt ist, die Wohngeldregelung für kinderreiche 
Familien zu verbessern, da sich die bisherigen Grenzen bezüg-
lich des Einkommens und bezüglich der zu berücksichtigenden 
Miete (Belastung) mehrfach als Sperre für den Bau von Eigen-
heimen und die Anmietung von größeren Wohnungen durch 
kinderreiche Familien ausgewirkt hat? 

Die Regelung nach dem Zweiten Wohngeldgesetz 
(2. WoGG) kommt den Bedürfnissen kinderreicher 
Familien weit entgegen. So werden im Rahmen der 
Einkommensermittlung für das zweite und jedes 
weitere zum Haushalt rechnende Kind Beträge in 
Höhe des gesetzlichen Kindergeldes abgesetzt (§ 15 
des 2. WoGG). Die Wohngeldtabellen (Anlagen 1 
bis 8 zum 2. WoGG), die nach der Zahl der zum 
Haushalt rechnenden Familienmitglieder gestaffelt 
sind, gehen bei kinderreichen Familien von wesent-
lich niedrigeren Tragbarkeitssätzen und Selbstbe-
teiligungsquoten aus als bei kleineren Haushalten. 
Auch die Höchstbeträge für Miete und Belastung 
(§ 8 Abs. 1 des 2. WoGG) stellen die kinderreichen 
Familien günstiger. Das zeigen beispielsweise die 
Anlagen 4 und 5 zum Zweiten Bericht über die 
Entwicklung der Mieten für Wohnraum (Mieten-
bericht 1972) vom 29. 5. 1973 (Drucksache 7/651), aus 
denen sich ergibt, daß die von kinderreichen Fami-
lien im Durchschnitt tatsächlich zu zahlenden Mie-
ten selbst bei neuesten Sozialwohnungen noch re-
lativ weit unter den derzeitigen Höchstbeträgen für 
Miete und Belastung liegen. 

Bei dieser Sachlage kann nicht angenommen 
werden, daß die gegenwärtige Wohngeldregelung 
als Sperre in dem vom Fragesteller gedachten 
Sinne wirkt. Im übrigen ist schon in der Antwort 
vom 17. Mai 1973 darauf hingewiesen worden, daß 
zunächst eine generelle Überarbeitung des Einkom-
mensbegriffs vordringlich sei. Der enge Sachzu-
sammenhang zwischen Einkommensgrenze, Ein-
kommensbegriff und Einkommensermittlung im 
Bereich des Wohngelds und in anderen Bereichen 
verlangt überdies eine umfassende Lösung. Deshalb 
werden auch die Regelungen zur Einkommens-
ermittlung im Bereich des sozialen Wohnungsbaues 
(§ 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes) mit über-
prüft werden müssen. Denn neben der Wohngeld-
gewährung wird es auch darauf ankommen, den 
Bau von Eigenheimen und von Wohnungen für kin-
derreiche Familien im sozialen Wohnungsbau vor-
dringlich zu fördern. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl Staatssekretärs Dr. Hauff vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten Frau 
Dr. Walz (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage B 31): 

Hat die Bundesregierung die Absicht, die Förderungsmaßnah-
men im Bereich der Energieerzeugung, des Energietransports und 
der Energiekonservierung innerhalb des Forschungsministeriums 
in einer eigenen Abteilung zusammenzufassen? 

Die in Ihrer Frage genannten Förderungsbereiche 
sollen — soweit das Bundesministerium für For-
schung und Technologie zuständig ist — bei der zur 
Zeit in Vorbereitung befindlichen Neuorganisation 
des Bundesministeriums für Forschung und Tech-
nologie auch organisatorisch noch enger als bisher 
miteinander verbunden werden. Zur Zeit wird die 
Neuorganisation des Bundesministeriums für For-
schung und Technologie jedoch noch mit den Be-
troffenen diskutiert. Deswegen ist eine endgültige 
Auskunft noch nicht möglich. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Stavenhagen (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage 
B 32) : 

Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen zu ergreifen, um 
die Außenstelle Lampoldshausen des Forschungszentrums Stutt-
gart der DFVLR aufrechtzuerhalten, nachdem der ELDO-Rat 
beschlossen hat, das Europa-II-Programm einzustellen? 

Von der Einstellung des EUROPA II-Programms 
wird die Außenstelle Lampoldshausen des For-
schungszentrums Stuttgart der DFVLR nur zum Teil 
berührt. Erforderlich ist allerdings die teilweise 
Stillegung der für EUROPA II errichteten Prüf-
anlagen und die teilweise Entlassung von in die-
sem Bereich bisher für ELDO tätigem Personal. 

Der Forschungsbereich des Instituts, der sich vor-
wiegend mit nicht trägerspezifischen Aufgaben auf 
dem Gebiet der chemischen Raketenantriebe befaßt, 
wird durch die Einstellung des EUROPA II-Pro-
gramms nicht in Frage gestellt. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 19. Juni 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage B 33) : 

Stimmt die Bundesregierung meiner Auffassung zu, daß die 
angedeutete Gebührenerhöhung für Massendrucksachen nur einer 
der möglichen Wege ist, um die von weiten Bevölkerungskreisen 
nicht gewünschte Drucksachenflut einzudämmen, und ist die 
Bundesregierung bereit, bei ihren diesbezüglichen Erwägungen 
auch die Möglichkeit einzubeziehen, Drucksachen deutlicher als 
bisher zu kennzeichnen, etwa durch den Aufdruck „unaufgefor-
dert zugesandte Drucksache" oder „unaufgefordert zugesandtes 
Angebot", und wie beurteilt die Bundesregierung die Anregun-
gen, bei unerwünscht zugestellten Postsendungen die Annahme 
zu verweigern und diese an den Absender zurückzusenden? 

Daß die Postgebühren das Sendungsaufkommen 
wesentlich beeinflussen, haben die Verkehrsrück- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 46. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1973 	2731* 

gänge nach Gebührenerhöhungen in der Vergangen-
heit bestätigt. 

Bereits jetzt müssen Drucksachen und Massen-
drucksachen besondere äußerlich erkennbare Merk-
male aufweisen, z. B. Einlieferung in offenem Um-
schlag, Kennzeichnung der Drucksachen durch den 
Vermerk „Drucksache" oberhalb der Anschrift usw. 

Dadurch können diese Sendungen auch von den 
Empfängern unschwer als Drucksache erkannt wer-
den, so daß sich eine darüber hinausgehende Kenn-
zeichnung erübrigen dürfte. Selbstverständlich steht 
es den Empfängern frei, die Annahme der durch die 
Post zugestellten Drucksachen und Massendruck-
sachen — ebenso wie die der übrigen Briefsendun-
gen — zu verweigern. 
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